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In der Sache 

Kirchenmitglied und Ehepartner 

(ggf.: vertreten durch ....)

./. 
Ev.-Luth. Kirche XY , vertreten durch den Oberkirchenrat  (Adresse)
wiederholen wir die Anträge aus der am tt.mm.jjjj beim Verwaltungsgericht eingegangenen Klageschrift: 
I.
Der Bescheid des Finanzamtes XY vom tt.mm.jjjj über das besondere Kirchgeld für den Veranlagungszeitraum 20xx sowie die diesbezüglich ergangene Widerspruchsentscheidung der Beklagten vom tt.mm.jjjj – zugestellt am tt.mm.jjjj – werden aufgehoben. 
II.
Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 
Hilfsweise beantragen wir zudem 
III.
die Berufung beim Oberverwaltungsgericht zuzulassen.

Zudem begründen wir die Klage und gebe wie seitens des Gerichts gewünscht eine Erklärung darüber ab, dass mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung kein Einverständnis besteht. Des Weiteren regen wir an, den Rechtsstreit bei der Kammer zu belassen. 
Begründung

Die Beklagte hat gegen die Klägerin trotz deren eigenen Einkommens nicht KiESt festgesetzt, sondern die Klägerin zum besonderen Kirchgeld herangezogen. 
Grund für diese Heranziehung war lt. Widerspruchsentscheidung, dass das besondere Kirchgeld auf die zusammengerechneten Einkommen beider Ehegatten rechnerisch höher sei als die KiESt auf das eigene Einkommen der Klägerin. Dies kein sachgerechter Belastungsgrund, sondern willkürlich. Die Beklagte ist nicht berechtigt, verfassungsrechtliche Feststellungen des BVerfG aufzuheben, schon gar nicht mit Zahlenspielereien. 
Diese Besteuerung widerspricht eindeutig der verfassungsrechtlich maßgeblichen Vorgabe des BVerfG in 1 BvR 606/60 für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld als Besteuerung des Lebensführungsaufwandes „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“.
Diese Besteuerung zieht zudem entgegen BVerfG auch das Einkommen des kirchenfremden Ehegatten für die kirchliche Besteuerung heran, indem sie für die Bemessung des besonderen Kirchgeldes das Einkommen des steuerpflichtigen mit dem des nicht steuerpflichtigen Ehegatten zusammenrechnet. Des Weiteren entspricht der Ersatzmaßstab für die Bemessung des Lebensführungsaufwandes nicht dem Belastungsgrund für dessen Besteuerung „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“.
Diese Besteuerung entspricht weder formell noch materiell der Verfassung. Die Kläger sind in ihren Rechten insbes. aus Art. 2 (1) GG verletzt. 

Bei glaubensverschiedener Ehe „muss“ die Kirche ein eigenes Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten besteuern, die Einkommen der Ehegatten dürfen nicht zusammengerechnet werden. Diese tragenden Gründe aus dem Urteil 1 BvR 606/60 wurden hier missachtet. Die Missachtung der Bindungswirkung tragender Gründe aus einschlägigen Urteilen des BVerfG entgegen § 31 (1) BVerfGG verstößt gegen Art. 20 (3) GG und verletzt die Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG.

Die landesrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die staatliche Genehmigung der zugrunde liegenden Kirchensteuerbeschlüsse, entsprechen wegen Nicht-Beachtung von Verfassungsrecht und der Bindungswirkung von tragenden Gründen aus Urteilen des BVerfG nicht der Bindung an die Verfassung bzw. an Recht und Gesetz nach Art. 20(3) GG. 
Ihre Anwendung verletzt die Kläger in ihren Rechten aus Art. 2 (1) GG.
Die dieser Besteuerung zugrunde liegende staatliche Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse kann ein anderes Ergebnis bewirken als das einschlägige Bundesrecht, inbes. des BVerfG. Diese Normenkollision wird durch Art. 31 GG gelöst: Bundesrecht bricht Landesrecht. 
Die staatliche Genehmigung der kirchlichen Steuerbeschlüsse ist damit ohne Geltung. Sie kann wegen Art. 20 (3) GG ebenso wenig wie diese Beschlüsse zur Begründung eines besonderen Kirchgeldes herangezogen werden. 
Das hier streitige besondere Kirchgeld ist ohne gültige Rechtsgrundlage festgesetzt. 
Der Bescheid ist aufzuheben. 

Wir begründen nachstehend im Einzelnen. 
Angesichts der in Kirchgeldsachen häufigen Falschzitate zitieren wir ausführlich. 
Zur besseren Übersicht stellen wir ein Inhaltsverzeichnis voran. 
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1 Sachlage und Verfahrensstand

1.1 Sachlage

Die Klägerin war während des Steuerjahres 20xx Mitglied der xxxx Kirche (Bundesland); ihr Ehemann gehörte keiner Religionsgemeinschaft an. Es wurde Kirchensteuer in Form des besonderen Kirchgeldes i.H.v. xxxx € festgesetzt, wogegen sich die Klage richtet. 
Das Finanzamt XY hat die Einkünfte der Klägerin im Jahr 20xx in der Einspruchsentscheidung vom tt.mm.jjjj mit xxxx € beziffert. Es wurde Kirchenlohnsteuer i.H.v. xxxx € abgeführt. Die Klägerin hatte somit im Steuerjahr 2016 unbestreitbar ein eigenes Einkommen i.S. des EStG. Gleiches ergibt sich aus dem Bescheid über Einkommensteuer sowie dem über Kirchensteuer. 
Ihr nicht der Kirche angehörender Ehemann hatte lt. dieser Einspruchsentscheidung Einkünfte i.H.v. xxx €.

Die KiESt auf das eigene Einkommen der Klägerin allein nach § 7 (5)  nds. KiStRG berechnet sich zu ca. xxxx €.

Die Beklagte hat mit Bescheid vom tt.mm.jjjj ein besonderes Kirchgeld nach § 2 (1) 4 KiStRG i.H.v. xxxx € gegen die Klägerin festgesetzt. Bemessungsgrundlage sei das gemeinsam zu versteuernde Einkommen der Eheleute. 
1.2 Verfahrensstand

Die Kläger haben dagegen mit Schreiben vom tt.mm.jjjj unter Berufung auf die höchstrichterliche Rechtsprechung fristgerecht Widerspruch erhoben. Die Beklagte hat diesen Widerspruch mit Entscheidung vom tt.mm.jjjj abgelehnt. 
1.3 Streitfragen

Die Kläger haben ihren Widerspruch i.W. mit Bundesrecht (BVerfG 2 BvR 591/06 etc., 1 BvR 606/60, sowie BFH I B 109/12) begründet, wonach das besondere Kirchgeld nur dann erhoben werden darf, wenn der kirchenangehörige Ehegatte „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ ist, ansonsten sei zwingend KiESt auf dessen eigenes Einkommen zu erheben. 

Die Beklagte hat das streitige besondere Kirchgeld gegen die Klägerin in ihrer Widerspruchsentscheidung i.W. mit staatlichem und kirchlichen Landesrecht begründet, wonach das besondere Kirchgeld bei glaubensverschiedener Ehe generell erhoben werden darf, also ohne Ansehen eines evtl. eigenen Einkommens. Heranziehungsgrund sei letztlich die sog. Vergleichsberechnung, wonach der höhere Betrag aus KiESt und besonderem Kirchgeld erhoben werde.
Die Beklagte behauptet, das BVerfG habe in seinem Beschluss 2 BvR 591/06 etc. das besondere Kirchgeld generell und auch bei eigenem Einkommen gebilligt, weil es gegen entsprechende Fälle aus den Vorverfahren keine verfassungsrechtlichen Bedenken sah. 

Die Kläger sind der Auffassung, das BVerfG habe in seinem Beschluss 2 BvR 591/06 etc. seine grundlegende Rechtsprechung insbes. des Urteils 1 BvR 606/60 bestätigt. Dieses sei daher als Ganzes, also mitsamt seinen tragenden Gründen, für das besondere Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblich. Danach dürfe das besondere Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied erhoben werden; dies habe der BFH in I B 109/12 als „eindeutige Rechtslage“ festgestellt. Die Billigung der Entscheidungen aus den Vorverfahren widerspreche der herangezogenen Rechtslage und beruhe auf einem Falschzitat des Obiter dictums aus 1 BvR 606/60.
Die Beklagte führt Rechtsprechung an, die das besondere Kirchgeld auch bei eigenem Einkommen gut geheißen hat. Die Kläger sind der Auffassung, dass die angeführten ebenso wie ähnliche Entscheidungen nicht geeignet sind, ein besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen zu begründen. Dies inbesondere deshalb, weil diese Entscheidungen die Bindung an tragende Gründe des relevanten Urteils 1 BvR 606/60 nicht beachtet haben und damit nicht der Bindung an Recht und Gesetz nach Art. 20 (3) GG entsprechen. 

2 Maßgebliches Recht

Das besondere Kirchgeld beruht unstreitig auf Bundesrecht, nämlich dem Obiter dictum im Urteil des BVerfG vom 14.12.1965 – 1 BvR 606/60, Ziffer C II 2. Vollzogen wird es nach staatlichem Landesrecht und nach dem Recht der jeweiligen Kirche. Erstinstanzliche Urteile beziehen sich i.d.R. vor allem auf Landesrecht und auf Bundesrecht nur sehr selektiv. 
Daher ist zunächst zu klären, welches Recht für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld und dessen Bemessung maßgeblich ist.  

Eckpunkte: 
· Für die kirchliche Besteuerung ist die staatliche Normierung konstitutiv. Insbesondere sind die Kirchen unabhängig von den Kirchensteuergesetzen der Länder direkt an die Verfassung gebunden. 

· Die für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblichen Fragen sind lt. BVerfG Beschluss vom 28.10.2010 - 2 BvR 591/06 etc. insbesondere im Urteil des BVerfG 1 BvR 606/60 als Ganzem geklärt, sowie in seinem Obiter dictum. 
Danach sind die tragenden Gründe dieses Urteils nach § 31 (1) BVerfGG bindend für das besondere Kirchgeld. 
· Sofern Regelungen des Landesrechts zu anderen Ergebnissen als Bundesrecht führen können, ist das Landesrecht nach Art. 31 GG ohne Geltung. 
2.1 Kirchliche Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe
Das BVerfG hat in seinem Urteil 1 BvR 606/60 die Maßstäbe für die kirchliche Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe festgelegt. 
Dieses Urteil ist lt. BVerfG 2 BvR 591/06 etc. sowohl als Ganzes als auch mit seinem Obiter dictum verfassungsrechtlich maßgeblich für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld.
2.1.1 Verfassungsrechtlich maßgeblich
Die aktuellste Entscheidung des BVerfG zum besonderen Kirchgeld ist der Beschluss vom 28.10.2010 - 2 BvR 591/06 etc. Danach ist das Urteil BVerfGE 19, 268 (= 1 BvR 606/60) als Ganzes für das besondere Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblich. 

2.1.1.1 Maßgebliche Rechtsgrundlagen
Das BVerfG hatte hier über mehrere Verfassungsbeschwerden zu entscheiden, in denen die Kläger sich u.a. gegen die „Heranziehung zum besonderen Kirchgeld“ wandten. Der Beschluss 2 BvR 591/06 etc. trifft hierzu selbst keine eigenen verfassungsrechtlichen Feststellungen. Das BVerfG hat diese Verfassungsbeschwerden nicht zur Entscheidung angenommen, weil die verfassungsrechtlichen Fragen geklärt seien:

„Die für die Entscheidung im Wesentlichen maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen sind bereits durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts geklärt (vgl. insb. BVerfGE 19, 268; fernerhin etwa BVerfGE 19, 206; 19, 226; 19, 253; 20, 40; 30, 415; 73, 388; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 19. August 2002 - 2 BvR 443/01 -, DVBl 2002, S. 1624) ...“  
(Hervorhebung nur hier)
Danach sind die für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen in den o.a. Entscheidungen geklärt, darunter „insb.“ in 1 BvR 606/60 (= BVerfGE 19, 268), und eben nicht ausschließlich in dessen Obiter dictum. Das Urteil 1 BvR 606/60 steht an der Spitze der Aufzählung früherer BVerfG-Entscheidungen. D.h., das gesamte Urteil 1 BvR 606/60 (und nicht nur sein Obiter dictum) ist für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblich. 
Erst danach hat das BVerfG in 2 BvR 591/06 etc. in einem weiteren Satz nochmals präzisierend auf das Obiter dictum von 1 BvR 606/60 (Ziffer C II 2) hingewiesen

„Insbesondere hat das Bundesverfassungsgericht hervorgehoben, dass ... der Lebensführungsaufwand des kirchenangehörigen Ehegatten den Gegenstand der Besteuerung bilden kann. 
(vgl. BVerfGE 19, 268 [282]).“

Danach („insbesondere“) sind in BVerfGE 19, 268 [282] – also dem bekannten Obiter dictum – ebenfalls verfassungsrechtliche Fragen des besonderen Kirchgeldes geklärt. 
Auf die Tatsache, dass es sich bei dem vorstehenden Satz aus 1 BvR 591/06 etc. um ein Falschzitat handelt, gehen wir gesondert ein. 

2.1.1.2 Bestätigung der Rechtslage 

Das BVerfG hat in 2 BvR 591/06 etc. keine separaten verfassungsrechtlichen Feststellungen getroffen, sondern sich ausschließlich auf seine früheren Entscheidungen bezogen, „insb.“ 1 BvR 606/60. Darin seien die verfassungsrechtlich maßgeblichen Fragen für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld geklärt. 

Das BVerfG hat in 2 BvR 591/06 etc. mit keinem Wort diese Rechtslage kritisiert, modifiziert, in Frage gestellt oder gar aufgehoben. Danach hat das BVerfG die in 2 BvR 591/06 etc. dargelegte Rechtslage als nach wie vor maßgeblich angesehen, was man auch ohne explizite Formulierung als Bestätigung ansehen darf. 
Daran ändern die in 2 BvR 591/06 etc. getroffenen Einzelfallentscheidungen nichts. Sie sind für weitere Verfahren irrelevant, weil das deutsche Recht kein kasuistisiches ist. (Näheres s.u.)
So hat das auch der BFH im Beschluss vom 08.10.2013 - I B 109/12 festgestellt. 

Auf Behauptungen, wonach dieser Beschluss 2 BvR 591/06 etc. das besondere Kirchgeld entgegen 1 BvR 606/60 auch für Fälle mit eigenem Einkommen bestätigt habe, gehen wir nachstehend in Kap. 3 ein. 

2.1.2 Stellung von 1 BvR 606/60 lt. 2 BvR 591/06

Lt. 2 BvR 591/06 etc. sind sowohl im Urteil 1 BvR 606/60 als Ganzem als auch in seinem Obiter dictum verfassungsrechtliche Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld geklärt.

Dies ergibt sich unmittelbar aus dem Wortlaut des Beschlusses: 

· Die relevanten verfassungsrechtlichen Fragen sind geklärt, „vgl. insb. BVerfGE 19, 268, fernerhin ...“. 
Durch die Zitierweise und die Einordnung in eine Kette anderer Entscheidungen ist eindeutig, dass das gesamte Urteil 1 BvR 606/60 gemeint ist. 

· Dies wird bekräftigt durch das zweite „insbesondere“ im zweiten Satz, das BVerfG nochmals einengend auf das Obiter dictum in 1 BvR 606/60 hinweist. Die Besteuerung des Lebensführungsaufwandes ist danach nur eine von mehreren geklärten verfassungsrechtlichen Fragen. 

· Wenn sich das BVerfG ausschließlich auf das Obiter dictum hätte beziehen wollen, hätte es dies tun können. Hat es aber nicht. Es steht auch nicht da „ansonsten“, „im Übrigen“, „des Weiteren“ o.ä. 
Damit sind durch 2 BvR 591/06 etc. allfällige Behauptungen v.a. der Kirchen widerlegt, dass das Urteil 1 BvR 606/60 sich nicht auf das besondere Kirchgeld, sondern nur auf den damaligen Halbteilungsgrundsatz oder nur auf Getrenntveranlagung beziehe. 
Der BFH hat dies in  I B 109/12 explizit bestätigt: „Diese Ausführungen des BVerfG beziehen sich allerdings auf das besondere Kirchgeld ...“ . 

2.1.3 BVerfG zur kirchlichen Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe

Die kirchliche Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe ist im Urteil des BVerfG vom 14.12.1965 – 1 BvR 606/60 geregelt. 

Das besondere Kirchgeld ist eine optionale spezielle kirchliche Besteuerung, die im Rahmen dieses Urteils ermöglicht wurde. Behauptungen v.a. von Seiten der Kirchen, dieses Urteil beziehe sich außerhalb seines Obiter dictums nur auf den damaligen Halbteilungsgrundsatz in Hamburg, gehen wie gesagt fehl. 

Zur Gültigkeit dieses Urteils hat das BVerfG bereits damals selbst angemerkt: 

„§ 3 KiStO wirft grundsätzliche verfassungsrechtliche Fragen auf; auch schafft die zu erwartende Entscheidung über den Einzelfall hinaus Klarheit über die Rechtslage in einer Vielzahl gleichgelagerter Fälle und über ähnliche Bestimmungen in Kirchensteuergesetzen anderer deutscher Länder.“ 
(ebd., Ziffer B)

Lt. Beschluss 2 BvR 591/06 etc. sind wie gesagt im Urteil 1 BvR 606/60 sowohl als Ganzem als auch in seinem Obiter dictum verfassungsrechtlich maßgebliche Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld geklärt. 

2.1.4 Maßstäbeteil von 1 BvR 606/60

Der Abschnitt C I dieses Urteils stellt als sog. Maßstäbeteil unabhängig vom verhandelten Sachverhalt die verfassungsrechtlichen Maßstäbe für die kirchliche Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe dar, somit per se auch für das besondere Kirchgeld. 

Urteile des BVerfG sind regelmäßig nach einem bestimmten Schema
 aufgebaut: Abschnitt A zeigt den streitigen Sachverhalt und den Verfahrensstand. Abschnitt B behandelt die Zulässigkeit des Rechtsbehelfs. Abschnitt C enthält die eigentliche Urteilsbegründung.
Der Gliederungspunkt C I ist der sog. Maßstäbeteil. „Der Maßstäbeteil stellt zuerst die Weichen im materiellen Verfassungsrecht, ohne dass an dieser Stelle bereits auf die Eigenheiten des zu entscheidenden Falles eingegangen werden müsste“. „Die Schlüssigkeit dieser Darstellungen muss sich schließlich aus sich selbst heraus ergeben; sie kann sich nicht mit Bezug auf den Sachverhalt, aus der konkreten Problemlage heraus ergeben, sondern bewegt sich in einem abstrakten, systematischen Rahmen. Sie beansprucht also generelle Richtigkeit.“ Es geht also um Verfassungsauslegung im Hinblick auf ein bestimmtes Thema, aber noch nicht um den konkreten Sachverhalt. 
Dieses Thema ist hier in 1 BvR 606/60 die kirchliche Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe: Wer oder was darf hier kirchlich besteuert werden?
Der Gliederungspunkt C II ist der sog. Subsumtionsteil. „Die zuvor generell-abstrakt vorgenommene Maßstabsbildung wird nun im Stile eines gesetzlichen Obersatzes auf den zu entscheidenden Sachverhalt angewendet.“
Aus dem Text des Urteil 1 BvR 606/60 ist ersichtlich, dass das Urteil diesem Schema folgt. Es stellt in C I 1 die generellen Maßstäbe auf (insbes. wessen Einkommen die Kirche besteuern darf) und prüft in C I 2 mögliche Argumente pro Halbteilungsgrundsatz wie z.B. das Splittingverfahren, den ehelichen Güterstand oder die Berufung auf althergebrachtes Recht.
Damit hat das BVerfG in diesem Abschnitt C I verfassungsrechtliche Regeln für die kirchliche Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe aufgestellt inkl. der Bewertung einiger Gegenargumente. Erst in Abschnitt C II 1 wird all dies auf den damaligen Halbteilungsgrundsatz angewandt.

Das besondere Kirchgeld ist eine mögliche Form der kirchlichen Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe, die aus dem Obiter dictum von 1 BvR 606/60 in Ziffer C II 2 begründet ist. Dieses Obiter dictum steht nach der o.a. Systematik im Subsumtionsteil C II, ist also nicht frei erfunden, sondern ebenfalls aus dem Maßstäbeteil C I abgeleitet. 

Danach kann nicht behauptet werden, dass Urteil 1 BvR 606/60 beziehe sich allein und ausschließlich auf den damaligen Halbteilungsgrundsatz. Der Maßstäbeteil C I  greift weiter und grundsätzlicher, er enthält die tragenden Gründe für die Entscheidungsfindung. Dies ergibt sich auch aus direkt aus dem Urteil: 

„§ 3 KiStO wirft grundsätzliche verfassungsrechtliche Fragen auf; auch schafft die zu erwartende Entscheidung über den Einzelfall hinaus Klarheit über die Rechtslage in einer Vielzahl gleichgelagerter Fälle und über ähnliche Bestimmungen in Kirchensteuergesetzen anderer deutscher Länder.“
(ebd., Ziffer B)
2.1.5 Eindeutige Rechtslage

Der BFH hat in seinem Beschluss  I B 109/12 die Rechtslage der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld und der Bemessung des Lebensführungsaufwandes aus den o.a. Rechtsquellen, insbes. BVerfG  1 BvR 606/60 nach BVerfG 2 BvR 591/06 als eindeutig gewertet. 

Damit besteht nach Auffassung eines weiteren Bundesgerichts Klarheit darüber, was die für das besondere Kirchgeld relevanten Quellen sind und dass diese einander nicht widersprechen („eindeutig“). 
2.1.6 Fazit

Aus dem Maßstäbeteil des Beschlusses des BVerfG 2 BvR 591/06 etc. ergibt sich eindeutig, dass im Urteil des BVerfG 1 BvR 606/60 verfassungsrechtlich maßgebliche Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld geklärt sind. Damit muss dieses Urteil als Ganzes bei Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld berücksichtigt werden. 

Dies gilt insbesondere auch für die Bindungswirkung seiner tragenden Gründe nach § 31 (1) BVerfGG für Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung.

Dies wird gestützt durch Aufbau des Urteils 1 BvR 606/60, das einen umfangreichen Maßstäbeteil enthält und nur eine ganz kurze Subsumtion zum Halbteilungsgrundsatz. 

Im Obiter dictum selbst sind lt. 2 BvR 591/06 etc. ebenfalls verfassungsrechtliche Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld geklärt. 
Daher steht es nicht im Belieben von Gesetzgebern, Kirchen, Behörden oder Gerichten, dieses Obiter dictum zu umgehen, z.B. durch Weglassen des Tatbestands dieser Rechtsnorm „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“. 

2.2 Rechte und Pflichten bei der kirchlichen Besteuerung

Das BVerfG hat den Gestaltungsspielraum für die staatlichen und kirchlichen Gesetzgeber bei der kirchlichen Besteuerung formuliert, insbes. in den Urteilen vom 14.12.1965 - 1 BvR 413/60 und vom 19.08.2002 - 2 BvR 443/01. 
Diese sind lt. dem Beschluss 2 BvR 591/06 etc. für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblich. 
2.2.1 Die anderen Entscheidungen

Die anderen in 2 BvR 591/06 etc. angeführten Entscheidungen des BVerfG, insbes. 1 BvR 413/60 und 2 BvR 443/01, beinhalten eine ganze Reihe von Rechtssätzen zur staatlichen Normierung der kirchlichen Besteuerung, betreffen also die Befugnisse und Pflichten der staatlichen und kirchlichen Gesetzgeber und ihrer Behörden. 

· BVerfGE 19,206 = 1 BvR 413/60 (Kirchenbausteuer)

· BVerfGE 19,226 = 1 BvL 31/62 (Kirchenlohnsteuer)

· BVerfGE 19,253 = 1 BvR 571/60 (Besteuerungsrecht der Kirchen)

· BVerfGE 20,40 = 1 BvR 16/66 (getrennte Veranlagung)

· BVerfGE 30,415 = 1 BvR 744/67 (Mitgliedschaft)

· BVerfGE 73,388 = 2 BvL 7/84 (Ermächtigung, Bestimmheit)

· 2 BvR 443/01 (Grundrechtsbindung)

Diese Entscheidungen sind lt. 2 BvR 591/06 etc. ebenfalls für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblich. 

2.2.2 Kirchliches Besteuerungsrecht

Die kirchliche Besteuerung beruht auf Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 WRV. Die hier wesentlichen Bestimmungen lauten: 

„(6) Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind, sind berechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben.“

„(8) Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Regelung erfordert, liegt diese der Landesgesetzgebung ob.“

2.2.3 Bindung der Kirchen
Das Besteuerungsrecht der Kirchen ist kein Sonderrecht außerhalb der Verfassung, sondern den Grundrechten nachgeordnet:

„Art. 137 Abs. 6 WRV gewährt den Kirchen und Religionsgesellschaften kein Grundrecht im Sinne des Grundgesetzes.“ (1 BvR 413/60, C II 1)
„Art. 137 Abs. 6 WRV geht dem Art. 2 Abs. 1 GG nicht in dem Sinne vor, daß jede Art kirchlicher Besteuerung schon kraft dieses Artikels zur verfassungsmäßigen Ordnung gehörte.“ (BVerfG, 1 BvR 413/60, C II 2, Hervorhebung nur hier)
Der Gestaltungsraum der Kirchen ist durch die Vorgaben des BVerfG begrenzt. Das Besteuerungsrecht der Kirchen ist an die Grundrechte aus der Verfassung gebunden:

„Daher sind die Religionsgemeinschaften bei der Inanspruchnahme des Hoheitsrechts an die grundgesetzliche Ordnung, vor allem an die Grundrechte gebunden.“ 
(BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa)
Dies gilt lt. 2 BvR 443/01 absolut, also unabhängig von den und ohne Ansehen der KiStG. 

Die Besteuerungsrechte der Kirchen sind lt. Bundesverfassungsgericht staatlichem Recht untergeordnet:

„Für die Kirchensteuer ist die staatliche Normierung konstitutiv.“ 
(BVerfG, 1 BvR 413/60, C II 1)

Häufig wird der weite Gestaltungsspielraum der Kirchen betont. Wenn aber die Kirche auf eine vom Staat angebotene Besteuerungsoption zurückgreift, dann ist sie an deren vom Staat gesetzte Randbedingungen gebunden: 

„Die kirchlichen Steuernormen müssen daher die Mindestanforderungen rechtsstaatlicher Steuererhebung erfüllen. Der den Religionsgemeinschaften eröffnete Gestaltungsraum ist aber weit. Es steht ihnen frei, ein eigenes Besteuerungssystem zu entwickeln oder die Kirchensteuer als Zuschlagsteuer zu bestimmten staatlichen Maßstabsteuern, etwa - wie hier - als Zuschlag zur Einkommen-(Lohn-)steuer. 
Entscheidet sich eine Religionsgemeinschaft dafür, die Kirchensteuer gleichsam als Annex zur staatlichen Einkommensteuer auszugestalten, so gewinnt das aus Art. 3 Abs. 1 GG fliessende Gebot der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit auch für die kirchliche Entscheidung Bedeutung.“ 
(BVerfG, 2 BvR 443/01, Ziffer III B 2) b) aa) (3), Nachweise weggelassen, Absatz nur hier)

Es ist kein Rechtsgrund erkennbar, weshalb dieses für die KiESt geltende Prinzip der Bindung an die zugrunde liegende staatliche Norm für das besondere Kirchgeld nicht gelten soll.

Lt. 2 BvR 591/06 etc. gelten die Rechtssätze der o.a. Urteile auch für das besondere Kirchgeld. 
Soweit die Kirchen oder ihre Autoren behaupten, wegen des o.a. „weiten Gestaltungsspielraums“ seien sie nicht an das Obiter dictum aus 1 BvR 606/60 gebunden, so verkehrt dies die o.a. Rechtsprechung in ihr Gegenteil – glatte Falschbehauptung. 
2.2.4 Grundrechtsbezug

„Die Freiheit der Entfaltung der Persönlichkeit erschöpft sich nicht in der allgemeinen Handlungsfreiheit (vgl. BVerfGE 6, 32 [BVerfG 16.01.1957 - 1 BvR 253/56] [36 f]), sondern umfaßt in der grundgesetzlichen Ordnung auch den grundrechtlichen Anspruch, nicht durch staatlichen Zwang mit einem Nachteil belastet zu werden, der nicht in der verfassungsmäßigen Ordnung begründet ist.“ 
(BVerfG, 1 BvR 413/60, Ziffer C I 1) 

Danach müssen auch Kirchensteuern der Verfassung entsprechen, egal, was in den staatlichen oder kirchlichen Bestimmungen auf Landesebene steht. 

2.2.5 Bindung der Landesgesetzgeber
Die staatlichen Gesetzgeber auf Landesebene und ihre nachgeordneten Behörden sind bei der Ausgestaltung der Bestimmungen zur kirchlichen Besteuerung an die Verfassung gebunden: 
„Art. 137 Abs. 6 WRV geht dem Art. 2 Abs. 1 GG nicht in dem Sinne vor, daß jede Art kirchlicher Besteuerung schon kraft dieses Artikels zur verfassungsmäßigen Ordnung gehörte. 
Vielmehr müssen die auf Grund von Art. 137 Abs. 6 WRV erlassenen landesrechtlichen Normen auf dem Gebiete des Kirchensteuerrechts mit den übrigen Bestimmungen und Prinzipien der grundgesetzlichen Ordnung, vor allem mit dem verfassungsrechtlichen Verhältnis von Kirche und Staat, in Einklang stehen, um vor Art. 2 Abs. 1 GG Bestand haben zu können.“ 
(BVerfG, 1 BvR 413/60, C II 2) (Hervorhebungen und Absatz nur hier) 
„Das bedeutet, daß die auf Grund des Art. 137 Abs. 6 WRV erlassenen landesrechtlichen Bestimmungen über die Erhebung von Kirchensteuern in Einklang mit den Verfassungsrechtssätzen, namentlich den Grundrechten des Grundgesetzes stehen müssen, der Landesgesetzgeber sich also über das in diesen Verfassungsnormen zum Ausdruck kommende Wertsystem nicht hinwegsetzen darf.“ 
(BVerfG, 1 BvL 31/62; C I 1) 
Danach sind die Grundrechte, insbes. Art. 2 (1) GG, der Maßstab, an dem sich die kirchliche Besteuerung verfassungsrechtlich messen lassen muss – egal, was in den staatlichen oder kirchlichen Bestimmungen auf Landesebene steht.
2.2.6 Bindung der kirchlichen Gesetzgeber

Die Kirchen können sich nicht auf evtl. ungenaue oder verfassungswidrige Bestimmungen eines KiStG berufen, wenn sie kirchliche Steuergesetze schaffen. Denn sie sind „dabei“ vielmehr selbst und direkt an die Verfassung gebunden: 
„Hat der Landesgesetzgeber sich ... darauf beschränkt, die Kirchensteuerarten zu regeln und die Ermächtigungsgrundlage für den Erlass kirchlicher Steuergesetze zu schaffen, und hat er die Ausfüllung dieses Rahmens - ohne hierzu von Verfassungs wegen verpflichtet zu sein - den Religionsgemeinschaften überlassen, so obliegt es jenen in eigener Verantwortung, kirchliche Steuergesetze und Hebesatzbeschlüsse zu erlassen.“

„Sie unterliegen dabei, weil das Besteuerungsrecht ein staatlich verliehenes Hoheitsrecht ist, der Bindung an die verfassungsmäßige Ordnung, insbesondere an die Grundrechte.“ (m.w.N.)
(BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (3). (Absatz und Hervorhebung nur hier)

Des Weiteren: 
„Daher sind die Religionsgemeinschaften bei der Inanspruchnahme des Hoheitsrechts an die grundgesetzliche Ordnung, vor allem an die Grundrechte gebunden.“ 
(BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) 
Die staatlichen Bestimmungen auf Landesebene wirken hier nicht befreiend.

2.2.7 Grundsätze für die Erhebung von kirchlichen Steuern

“Das Grundrecht verbietet Eingriffe der Staatsgewalt, die nicht rechtsstaatlich sind.
Insbesondere gehört zur Handlungsfreiheit auch das Grundrecht des Bürgers, nur auf Grund solcher Rechtsvorschriften zu Steuern herangezogen zu werden, die formell und materiell der Verfassung gemäß sind und deshalb zur verfassungsmäßigen Ordnung gehören.“ 
(1 BvR 413/60, C I 1) (Hervorhebung nur hier)

„Die Religionsgemeinschaften können nicht erwarten, dass der Staat ihnen seine Hoheitsgewalt zur Verfügung stellt oder sie bei der Durchsetzung von Maßnahmen unterstützt, wenn hierauf gerichtete staatliche Akte zu einer Grundrechtsverletzung führen müssten (...). Andernfalls würden staatliche Stellen entgegen Art. 1 Abs. 3 GG von ihrer strikten Bindung an die Grundrechtsordnung (vgl. BVerfGE 6, 386 <387>; stRspr) befreit. 
Der Staat muss deshalb seine Mitwirkung an der Kirchensteuererhebung versagen, wenn dadurch Grundrechte missachtet würden (vgl. BVerfGE 30, 415 <422 f.>).“ 
(BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (1). (Hervorhebung und Absatz nur hier)
„Die kirchlichen Steuernormen müssen daher die Mindestanforderungen rechtsstaatlicher Steuererhebung erfüllen.“ 
(BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (3) )

„Rechtssetzung und Vollzug der Kirchensteuer unterliegen der Rechtskontrolle durch staatliche Gerichte und müssen darüber hinaus rechtsstaatlichen Grundsätzen genügen.“ 
(BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (1) )

„Es versteht sich von selbst, daß der Finanzbedarf der steuerberechtigten Religionsgesellschaften allein die Besteuerung nicht rechtfertigen kann.“ 
(BVerfG, 1 BvR 413/60, C II 3)
Diese o.a. Punkte sind tragende Gründe der o.a. Urteile des BVerfG und daher lt. § 31 (1) BVerfGG bindend für alle Verfassungsorgane, Behörden und Gerichte. Lt. 2 BvR 591/06 sind diese Urteile auch für das besondere Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgebend. (Näheres nachstehend).
Daran ändern evtl. anders lautende Bestimmungen auf Landesebene wegen Art. 31 GG nichts. 

2.3 Verfassungsgemäße Steuern

Steuern müssen formell und materiell der Verfassung gemäß sein. Davon sind Steuern auf landesrechtlicher oder kirchlicher Rechtsgrundlage nicht ausgenommen. 

Lt. 2 BvR 591/06 etc. gilt auch beim besonderen Kirchgeld: 

„Die Freiheit der Entfaltung der Persönlichkeit erschöpft sich nicht in der allgemeinen Handlungsfreiheit (vgl. BVerfGE 6, 32 [BVerfG 16.01.1957 - 1 BvR 253/56] [36 f]), sondern umfaßt in der grundgesetzlichen Ordnung auch den grundrechtlichen Anspruch, nicht durch staatlichen Zwang mit einem Nachteil belastet zu werden, der nicht in der verfassungsmäßigen Ordnung begründet ist.“ 
(BVerfG, 1 BvR 413/60, Ziffer C I 1)

Eine Steuer wie das besondere Kirchgeld muss danach in der Verfassung begründet sein. 

„Insbesondere gehört zur Handlungsfreiheit auch das Grundrecht des Bürgers, nur auf Grund solcher Rechtsvorschriften zu Steuern herangezogen zu werden, die formell und materiell der Verfassung gemäß sind und deshalb zur verfassungsmäßigen Ordnung gehören.“ 
(BVerfG, 1 BvR 413/60, C I 1) (Hervorhebung nur hier)
Danach ist das Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit u.a. dann verletzt, wenn Steuern materiell oder formell - eines von beiden reicht aus - nicht der Verfassung gemäß sind. 

2.4 Bindungswirkung von tragenden Gründen
Das BVerfG hat in 2 BvR 591/06 etc. aufgeführt, in welchen seiner Entscheidungen die maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen zum besonderen Kirchgeld geklärt sind. Danach sind diese früheren Entscheidungen, „insbes.“ 1 BvR 606/60, einschlägig für das besondere Kirchgeld, ihre tragenden Gründe sind somit nach § 31 (1) BVerfGG bindend. 
Zum staatlichen Recht gehört die Bindung an Entscheidungen des BVerfG nach § 31 BVerfGG:

„(1) Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts binden die Verfassungsorgane des Bundes und der Länder sowie alle Gerichte und Behörden.“

Dazu gehören auch die tragenden Gründe: 
„Die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts in seinem Beschluss vom 3. September 2009 werden von der Bindungswirkung gemäß § 31 Abs. 1 BVerfGG auch erfasst. 
Denn diese betrifft nicht nur den Tenor, sondern auch die die Entscheidung tragenden Gründe (BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des 2. Senats vom 5. Dezember 2005 - 2 BvR 1964/05, NJW 2006, 672,674 m.w.N.; Benda/Klein a.a.O. Rdn. 1323 ff; Heusch in Umbach/ Clemens/Dollinger BVerfGG 2. Aufl. § 31 Rdn. 59 ff; a.A. Voßkuhle in v. Mangoldt/Klein/Starck, Bonner Grundgesetz 4. Aufl. 2001, Band 3 Art. 94 Abs. 2 Rdn. 32). 
Dabei sind die den Tenor tragenden Entscheidungsgründe jene Rechtssätze, die nicht hinweggedacht werden können, ohne dass das konkrete Entscheidungsergebnis nach dem in der Entscheidung zum Ausdruck gekommenen Gedankengang entfällt. Nicht tragend sind dagegen bei Gelegenheit der Entscheidung gemachte Rechtsausführungen, die außerhalb des Begründungszusammenhangs stehen. Bei der Beurteilung, ob ein tragender Grund vorliegt, ist von der niedergelegten Begründung in ihrem objektiven Gehalt auszugehen (zum Ganzen: BVerfG, Beschluss vom 18. Januar 2006 - 2 BvR 2194/99, NJW 2006, 1191,1192 m.w.N.).“
(BGH, Beschl. v. 18.02.2010 - 4 ARs 16/09, Ziffer II b; Absätze und Hervorhebung nur hier)
Ebenso das BVerfG:
„An diese im Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 23. September 2005 - 2 BvR 1315/05 -, NJW 2005, S. 3485 (3487) getroffene Feststellung war das Oberlandesgericht gemäß § 93c Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 31 Abs. 1 BVerfGG gebunden. Stattgebende Kammerentscheidungen stehen hinsichtlich ihrer Wirkungen Senatsentscheidungen des Bundesverfassungsgerichts gleich. 
Dies gilt auch im Hinblick auf die Bindungswirkung des § 31 Abs. 1 BVerfGG (vgl. Graßhof, in: Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, BVerfGG, Loseblatt, Stand: Januar 2005, § 93c Rn. 34; Benda/Klein, Verfassungsprozessrecht, 2. Aufl., 2001, Rn. 1321; Schemmer, in: Umbach/Clemens/Dollinger <Hrsg.>, BVerfGG, 2. Aufl., 2005, § 93c Rn. 14; Rixen, NVwZ 2000, S. 1364 <1365 ff.> m.w.N.). 
Diese erfasst nicht nur den Tenor, sondern auch die die Entscheidung tragenden Gründe (vgl. BVerfGE 24, 289 <297>; 40, 88 <93>; 96, 375 <404 ff.>). 
Die Missachtung dieser Bindungswirkung in den Beschlüssen vom 8. und 30. November 2005 verstößt gegen Art. 20 Abs. 3 GG (vgl. BVerfGE 40, 88 <94>); sie verletzt den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG (vgl. hierzu Benda/Klein, a.a.O., Rn. 1348).“ 
(BVerfG , Urteil vom 5.12.2005 - 2 BvR 1964/05, Ziffer B II 1; Absätze und Hervorhebungen nur hier)
Bindung der Gerichte bei der Auslegung der Verfassung:
„§ 31 BVerfGG bindet alle Gerichte im Geltungsbereich des Gesetzes generell an die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts. Soweit das Bundesverfassungsgericht eine Gesetzesbestimmung für nichtig oder für gültig erklärt, hat seine Entscheidung nach § 31 Abs. 2 BVerfGG Gesetzeskraft. Aber auch in anderen Fällen entfalten die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts gemäß § 31 Abs. 1 BVerfGG eine über den Einzelfall hinausgehende Bindungswirkung insofern, als die sich aus dem Tenor und den tragenden Gründen der Entscheidung ergebenden Grundsätze für die Auslegung der Verfassung von den Gerichten in allen künftigen Fällen beachtet werden müssen (BVerfGE 19, 377 [391 f.]; 20, 56 [87]; 24, 289 [297]).

... Spricht das Bundesverfassungsgericht im Rahmen einer „verfassungskonformen Auslegung“ einer Norm des einfachen Rechts aus, daß gewisse an sich mögliche Interpretationen dieser Norm mit dem Grundgesetz nicht vereinbar sind, so kann kein anderes Gericht diese Interpretationsmöglichkeiten für verfassungsgemäß halten. Alle Gerichte sind vielmehr nach § 31 Abs. 1 BVerfGG an das vom Bundesverfassungsgericht als verbindlicher Instanz in Verfassungsfragen ausgesprochene Verdikt der Verfassungswidrigkeit gebunden.“ 
(BVerfG, Beschluss vom 10. Juni 1975 - 2 BvR 1018/74, Ziffer B I 3; Hervorhebungen nur hier)
Ebenso:
„Aber auch in anderen Fällen entfalten die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts gemäß § 31 Abs. 1 BVerfGG eine über den Einzelfall hinausgehende Bindungswirkung, insofern die sich aus dem Tenor und den tragenden Gründen der Entscheidung ergebenden Grundsätze für die Auslegung der Verfassung von den Gerichten und Behörden in allen künftigen Fällen beachtet werden müssen.“
(BVerfG, Beschluss vom 20. Januar 1966 - 1 BvR 140/62, Ziffer B VI 2)
„Zu beachten ist insbesondere die Bindungswirkung der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung gemäß § 31 Abs. 1 BVerfGG. Diese entfaltet sich über den entschiedenen Einzelfall hinaus insofern, als die sich aus dem Tenor und den tragenden Gründen der Entscheidung ergebenden Grundsätze für die Auslegung der Verfassung von den Gerichten in allen künftigen Fällen beachtet werden müssen.“
(BVerfG, Beschluss vom 08.09.2010 – 2 BvL 3/10; m.w.N.; Hervorhebung nur hier)
Daran ändern evtl. anders lautende Bestimmungen auf Landesebene wegen Art. 31 GG nichts. 

2.5 Bundesrecht bricht Landesrecht

Das besondere Kirchgeld beruht auf Bundesrecht (s. 2 BvR 591/06 etc.), wird aber gem. Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 (8) WRV GG durch staatliches (KiStG, Genehmigungen) und kirchliches (Kirchensteuerbeschlüsse etc.) Recht auf Landesebene ausgestaltet und danach vollzogen.  

Wenn Bundes- und Landesrecht beim gleichen Regelungsbereich zu unterschiedlichen Ergebnissen führen können, greift Art. 31 GG „Bundesrecht bricht Landesrecht“. 
„Art. 31 GG regelt als eine grundlegende Vorschrift des Bundesstaatsprinzips (vgl. BVerfGE 36, 342 <365>) die Lösung von Widersprüchen zwischen Bundes- und Landesrecht. Er bestimmt das Rangverhältnis für alle Arten von Rechtssätzen jeder Rangstufe, nicht aber für Einzelfallentscheidungen, auch nicht der Gerichte (vgl. Pietzcker, HStR, Band IV, 99 Rn. 24, S. 704; Schlaich, Das Bundesverfassungsgericht, 4. Aufl., 1997, S. 232f.). 
Art. 31 GG löst die Kollision von Normen und setzt daher zunächst voraus, daß die Regelungen des Bundes- und Landesrechts auf denselben Sachverhalt anwendbar sind. Können die sich in ihrem Regelungsbereich überschneidenden Normen bei ihrer Anwendung zu verschiedenen Ergebnissen führen, so bricht Bundesrecht jeder Rangordnung eine landesrechtliche Regelung auch dann, wenn sie Bestandteil des Landesverfassungsrechts ist (vgl. BVerfGE 26, 116 <135>; 36, 342 <363>).
Kommen Bundesrecht und Landesrecht bei der Regelung desselben Sachverhalts hingegen zu gleichen Ergebnissen, so bleibt das Landesrecht jedenfalls dann in Geltung, wenn es sich dabei um Landesverfassungsrecht handelt (vgl. BVerfGE 36, 342 [363, 367]; 40, 296 [327]).“
(BVerfG, Beschluss vom 15.10.1997 - 2 BvN 1/95, Ziffer C I 1) (Absätze und Hervorhebungen nur hier.)
Danach bleibt Landesrecht im Falle einer Normenkollision i.S. des Art. 31 GG nur dann in Geltung, wenn es a) Landesverfassungsrecht ist und b) zum gleichen Ergebnis kommt wie das entsprechende Bundesrecht. Ebenso: 

„Das Bundesrecht bricht aufgrund der grundgesetzlichen Anordnung entgegenstehendes Landesrecht (vgl. Art. 31 GG). Eine solche rechtsvernichtende, derogierende Wirkung entfaltet das supranationale Recht nicht.“ 
(HessStGH, Beschluss vom 14.04.1999 – P.St. 1323, Juris, Rn7)

Bei untergesetzlichem Recht kann das Gericht die entsprechenden Feststellungen selbst treffen. Dies betrifft z.B. die staatliche Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse z.B. durch den Landesfinanzminister. 
3 Bundesrecht zum besonderen Kirchgeld
Nach Bundesrecht ist die Erhebung eines besonderen Kirchgeldes im Falle eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten ausgeschlossen.  

Eckpunkte:
· Bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten muss die Kirche genau dieses besteuern und darf nichts anderes besteuern.

· Der Belastungsgrund des Obiter dictums „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ für die Besteuerung des Lebensführungsaufwand gehört zu den verfassungsrechtlich geklärten Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld und ist daher bindend. 
· Die Kirchgeldtabelle darf nur beim einkommenslosen Kirchenmitglied angewandt werden. Für ein Zusammenrechnen beider Einkommen fehlt die rechtliche Möglichkeit.

· Der Ersatzmaßstab „gemeinsam zu versteuerndes Einkommen“ entspricht im Falle eines eigenen Einkommens nicht dem Belastungsgrund „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“. 
· Die Vergleichsberechnung ist willkürlich. Sie ändert nichts an der strikten Trennung von KiESt und besonderem Kirchgeld. 
3.1 „Die Rechtslage ist eindeutig“

„Die Rechtslage ist eindeutig“: Besonderes Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied (BFH, I B 109/12).
3.1.1 BFH  I B 109/12

Zu entscheiden war dort eine Nichtzulassungsbeschwerde zum „negativen Kirchgeld“ aus Baden-Württemberg. Der BFH hat einleitend auf das dortige KiStG Bezug genommen, das dem nds. KiStRG in Bezug auf die Erhebung von KiESt bzw. besonderem Kirchgeld sehr ähnlich ist. Für die Feststellung der Rechtslage hat das KiStG aber keinerlei Rolle gespielt, entscheidend war für den BFH allein die Rechtslage lt. BVerfG. 
Schon daraus ist ersichtlich, dass für die Rechtslage unbeachtlich ist, was im nds. KiStRG zum besonderen Kirchgeld steht. 

Des Weiteren ist eindeutig, dass es für die Feststellung der Rechtslage lt. BVerfG völlig egal war, wie das BVerfG diese Rechtslage auf die zu entscheidende Fragestellung angewandt hat. Die Rechtslage („Maßstabsteil“) ist das Eine, die Einzelfallentscheidung („Subsumtionsteil“) das Andere. 
Der BFH hat zur Feststellung der Rechtslage allein den Beschluss des BVerfG 2 BvR 591/06 etc. herangezogen, in dem lt. Text die maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld geklärt sind. Daraus kommt der BFH kurzgefasst zu folgenden Aussagen:

· „Die Rechtslage ist eindeutig“.

· Lt. 2 BvR 591/06 etc. sind die maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen geklärt.
· Der Lebensführungsaufwand darf besteuert werden und am gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten bemessen werden.
· Soweit wird der Beschluss gern von Kirchen und Gerichten herangezogen. Die nachfolgende Einschränkung wird regelmäßig verschwiegen:
· Diese Ausführungen des BVerfG beziehen sich allerdings auf das besondere Kirchgeld, das aber von der KiESt strikt getrennt ist. 
· „Nur für diese Fallkonstellation“ „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ orientiert sich das besondere Kirchgeld am Lebensführungsaufwand des kirchensteuerpflichtigen Ehegatten.“, mit Verweis auf BVerfG 1 BvR 606/60 sowie BVerwG VII 48.73.
· Durch den Bezug „diese Ausführungen“ sagt der BFH, dass auch die Bemessung des Lebensführungsaufwandes am gemeinsam zu versteuernden Einkommen in diese Einschränkung einbezogen ist – was ja nur logisch ist. 
Danach besagt der Beschluss des BVerfG 2 BvR 591/06 etc. in eindeutiger Rechtslage, dass das besondere Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied erhoben werden darf und nur in diesem Fall am gemeinsam zu versteuernden Einkommen bemessen werden darf.

Soweit das nds. KiStRG etwas anderes besagt, ist dies für die Rechtslage irrelevant. 
3.1.2 Zitat aus BFH  I B 109/12

Diese glasklare Feststellung des BFH wird von Kirchen, Behörden und Gerichten immer wieder in eine generelle Bestätigung des besonderen Kirchgeldes - also auch bei eigenem Einkommen des Kirchenmitgliedes - umgedeutet, indem der zweite Absatz aus Ziffer 2 b („Diese Ausführungen ...“) einfach weggelassen wird. Damit wird die dortige Aussage „nur für diese Fallkonstellation“ in ihr Gegenteil verkehrt. Derartiges darf man wohl als Fälschung zum Zwecke der Täuschung bezeichnen, um sich oder dritten einen Vermögensvorteil zu verschaffen. 
Um im vorliegenden Verfahren derartige Missverständnisse zu vermeiden, weisen wir explizit auf die Unzulässigkeit einer derartigen Verkürzung des Texts dieses Beschlusses hin und geben hier den Wortlaut der relevanten Passagen dieses Beschlusses zur Rechtslage wieder. 
Dieser Wortlaut ist klar und eindeutig: 

„2 a) ... Die Rechtslage ist eindeutig.

b) Die für die vom Kläger aufgeworfene Rechtsfrage im Wesentlichen maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen sind bereits durch die Rechtsprechung des BVerfG (vgl. insbesondere BVerfG-Beschluss vom 28. Oktober 2010 2 BvR 591/06, 2 BvR 1689/09, 2 BvR 2698/09, 2 BvR 2715/09, 2 BvR 148/10, 2 BvR 816/10, Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung—HFR-- 2011, 98, m.w.N. aus der Rechtsprechung des BVerfG) und des BFH (vgl. Senatsurteil vom 19. Oktober 2005 I R 76/04, BFHE 211, 90, BStBl II 2006, 274, m.w.N.) geklärt. 
So hat das BVerfG hervorgehoben, dass zwar nicht das einkommensteuerrechtlich ermittelte Einkommen des nicht einer Kirche angehörenden Ehegatten, wohl aber der Lebensführungsaufwand des kirchenangehörigen Ehegatten den Gegenstand der Besteuerung bilden kann (vgl. BVerfG-Urteil vom 14. Dezember 1965 1 BvR 606/60, BVerfGE 19, 268, BStBl I 1966, 196). 
Wenn angesichts der Schwierigkeiten der Bestimmung des Lebensführungsaufwandes als Indikator der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des kirchenangehörigen Ehepartners dieser Aufwand nach dem gemeinsamen Einkommen der Ehegatten bemessen wird, ist hiergegen verfassungsrechtlich nichts einzuwenden (vgl. BVerfG-Beschluss in HFR 2011, 98, unter Hinweis auf Senatsurteil in BFHE 211, 90, BStBl II 2006, 274). 

Diese Ausführungen des BVerfG beziehen sich allerdings auf das besondere Kirchgeld, das im Gegensatz zu Kirchensteuern, die als Zuschlagsteuer zur Einkommensteuer erhoben werden (Kircheneinkommensteuer), als eine eigenständige Steuer, die auf einem kircheneigenen Steuertarif beruht, erhoben wird (vgl. hierzu: ....) 

Den Ausführungen des BVerfG liegt damit erkennbar die Grundannahme einer strikten Trennung zwischen der Kircheneinkommensteuer als Annexsteuer und dem besonderen Kirchgeld als eigenständige Steuer zugrunde. Ein „Korrespondenzprinzip“, wie es der Kläger für die Kircheneinkommensteuer steuerlich berücksichtigen will, liegt ihnen erkennbar nicht zugrunde. 

Denn mit dem besonderen Kirchgeld sollen Kirchenangehörige, deren wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sich durch eine Eheschließung im Hinblick auf das Einkommen des—konfessionslosen—Ehegatten erhöht hat, und die mangels eigenen Einkommens im Sinne des Einkommensteuergesetzes kirchensteuerfrei bleiben würden, einer angemessenen Besteuerung unterworfen werden. 

Nur für diese Fallkonstellation orientiert sich das besondere Kirchgeld als eigenständige Steuer der Höhe nach an dem tatsächlichen Lebenszuschnitt des kirchensteuerpflichtigen Ehegatten und nach der Rechtsprechung des BVerfG als unbedenkliches Besteuerungsmerkmal am „Lebensführungsaufwand“ des kirchenangehörigen Ehegatten (BVerfG-Urteil in BVerfGE 19, 268, BStBl I 1966, 196; ebenso: Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 18. Februar 1977 VII C 48.73, BVerwGE 52, 104; Senatsbeschluss vom 22. Januar 2012 I B 18/01, BFH/NV 2002, 674, m.w.N.).“
(Absätze und Hervorhebungen nur hier)
Kurz: 
Lt. BFH ist es nach der Rechtsprechung des BVerfG eindeutige Rechtslage gem. BVerfG und BVerwG, dass das besondere Kirchgeld ausschließlich im Falle des einkommenslosen kirchenangehörigen Ehegatten erhoben und nur dann am gemeinsam zu versteuernden Einkommen bemessen werden darf. 

Zum Besteuerungsmaßstab des Lebensführungsaufwandes weist der BFH hier des Weiteren darauf hin, dass 

„... der Gesetzgeber (sich) bei der Bemessungsgrundlage füs glaubensverschiedene Ehen im Falle der Zusammenveranlagung für das Individualisierungsprinzip entschieden hat und und gerade nicht jedem Ehegatten die Hälfte des gemeinsamen Einkommens bzw. der Einkommensteuer zurechnet.“
Aus diesem Individualisierungsprinzip ergibt sich, dass gerade nicht die Summe beider Einkommen für die Bemessung des Lebensführungsaufwandes herangezogen werden darf. 

3.1.3 Beschluss BFH  I S 24/13

Der BFH hat seine o.a. Auffassung zur Rechtslage beim besonderen Kirchgeld in seinem Beschluss vom 26.2.104 - I S 24/13 bekräftigt. Wir zitieren zusammenfassend:
· Die strikte Trennung zwischen den beiden Steuern kommt bereits in § 5 (1) des KiStG BaWü hinreichend deutlich zum Ausdruck. 
(Dieser § 5 KiStG BaWü ist dem entsprechenden § 2 (1) nds. KiStRG dem Inhalt nach gleich („die Steuern können erhoben werden als ...“). 

· Die strikte Trennung zwischen den beiden Steuern wird durch die Vergleichsberechnung nicht aufgehoben. 

· Im Gegenteil wird durch die Vergleichsberechnung die subsidiäre Funktion des Kirchgeldes gerade betont. 

Der Beschluss I S 24/13 bestätigt also die strikte Trennung der beiden Steuern sowie die rechtliche Irrelevanz der Vergleichsberechnung, so dass keinerlei Anlass besteht, den Grund für diese strikte Trennung („mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“) in Zweifel zu ziehen.

3.1.4 Zur Kritik an  I B 109/12

Dass dieser Beschluss des BFH den Punkt getroffen hat, erkennt man daran, dass die Kirchen und ihnen zuarbeitende Behörden und Gerichte den zweiten Teil der o.a. „eindeutigen Rechtslage“ auch nach Vorhalt verschweigen oder mit fadenscheinigen Argumenten negieren. 

Derartige Vorbringen gehen jedoch regelmäßig fehl: 

a)
Der Beschluss  I B 109/12 beziehe sich auf einen Einzelfall, der eine ganz andere Konstellation aufweise.

Dieser Einwand ist nicht haltbar. Es geht ausweislich des Textes des Beschlusses in der o.a. streitigen Textpassage um die Rechtslage lt. BVerfG, nicht um die Entscheidung im Einzelfall.
Gerichtliche Entscheidungen klären bekanntlich zunächst das anzuwendende Recht sodann die Rechtslage („Maßstabsteil“), bevor sie den Einzelfall anhand dieser Rechtslage beurteilen. Genau so ist der BFH hier verfahren (s.o.). 
Auch das BVerfG beruft sich in 2 BvR 591/06 etc. auf eine ganze Reihe seiner Urteile, die vordergründig nichts mit dem besonderen Kirchgeld zu tun haben, so z.B. 1 BvR 413/60 zur Kirchenbausteuer. 

b)
Der I B 109/12 zugrunde gelegte Beschluss 2 BvR 591/06 etc. bezieht sich eindeutig lt. Text auf das besondere Kirchgeld generell und nicht auf die hier verhandelte Frage des „negativen Kirchgeldes“. 
Schon deshalb kann nicht behauptet werden, der Beschluss I B 109/12 betreffe nicht das besondere Kirchgeld, sondern nur die Frage seiner Anrechnung auf die KiESt.

c)
Der BFH betont: „Diese Ausführungen des BVerfG beziehen sich allerdings auf das besondere Kirchgeld ...“ - kein Wort vom negativen Kirchgeld o.ä. 

d)
Der BFH hätte ja auch sagen können: „Das BVerfG hat in seiner Rechtsprechung, insbes. in 1 BvR 591/06 etc., ein negatives Kirchgeld nicht vorgesehen, also gibt es keines.“ 

Hat er aber nicht. Der BFH hat in I B 109/12 die „eindeutige Rechtslage“ zum besonderen Kirchgeld generell dargestellt, wozu er durch Fragestellung der zugrunde liegenden Nichtzulassungsbeschwerde nicht gezwungen war. Insoweit darf man annehmen, dass der BFH hier mit I B 109/12 seine frühere rechtsfehlerhafte Rechtsprechung im Nachgang zu  I R 76/04 korrigieren wollte. 

3.2 Kirchliche Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe
Lt. BVerfG 2 BvR 591/06 etc. sind die für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblichen Fragen geklärt, und zwar „inbes.“ im Urteil des BVerfG 1 BvR 606/60.

Danach betreffen auch die tragenden Gründe von 1 BvR 606/60 – also nicht nur das Obiter dictum - die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld. 

3.2.1 Grundsätze
Das BVerfG hat in 1 BvR 606/60 im Maßstäbeteil C I - also in den tragenden Gründen - ausgehend von Art. 2 (1) GG geklärt, wessen Einkommen in einer glaubensverschiedenen Ehe wie kirchlich besteuert werden darf bzw. werden muss. Dadurch hat das BVerfG hier grundsätzlich geklärt, welche kirchliche Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe materiell der Verfassung entspricht und welche nicht. 
Die Ableitungskette beruht auf materiellen Erwägungen aufgrund von Art. 2 (1) GG: 
· Die Kirche darf nur ihre Mitglieder besteuern. 
(BVerfG 1 BvL 31/62 leitet dies aus Art. 2 (1) GG ab (vgl. dort Ziffer C I 2).)

· Daraus folgt: Wenn die Kirche das Einkommen besteuert, muss es das Einkommen des Kirchenmitglieds sein und nichts anderes. (Ziffer C 2 i.V.m. C I 1) 
· Ein Zusammenrechnen des Einkommens des steuerpflichtigen mit dem des nicht steuerpflichtigen Ehegatten ist ohne Rechtsgrund und systemwidrig. (Ziffer C I 2a u. 2d)
Ausgehend vom Grundsatz der Individualbesteuerung ist danach für die Verfassungsmäßigkeit einer Kirchensteuer allein entscheidend, wessen Einkommen besteuert wird, und nicht, mit welcher Art von Kirchensteuertarif dies erfolgt.

3.2.2 Zu besteuerndes Einkommen bei glaubensverschiedener Ehe
Lt. den tragenden Gründen des Urteils 1 BvR 606/06 „muss“ die Kirche, sofern sie das Einkommen besteuert, das eigene Einkommen des Kirchenmitglieds besteuern, darf also weder das gemeinsame Einkommen der Ehegatten noch den Lebensführungsaufwand besteuern. 
Ausgangspunkt ist, dass die Kirche nur ihre Mitglieder besteuern darf:

„Dieses ... verliehene Hoheitsrecht besteht nach dem gleichzeitig verkündeten Urteil des Bundesverfassungsgerichts in den Verfahren 1 BvL 31/62 und 1 BvL 32/62 nur gegenüber ihren Angehörigen, bei glaubensverschiedenen Ehen also nur gegenüber den ihr angehörigen Ehegatten. Der der Kirche nicht angehörende Ehegatte darf weder als Steuerschuldner noch im Wege der Haftung zur Erfüllung dieser Steuerpflicht herangezogen werden.“ (1 BvR 606/60, C I 1)

„In einer glaubensverschiedenen Ehe besteht gerade auf dem hier in Betracht kommenden Gebiete der religiösen Überzeugung und Haltung eine Gemeinschaft nicht; die eheliche Gemeinschaft beruht nicht auf der gemeinsamen Anerkennung religiöser Glaubensinhalte, Wertvorstellungen und Verpflichtungen.“ 
(BVerfG, 1 BvL 31/62, C I 2b)

Wenn das Kirchenmitglied ein eigenes Einkommen hat, ist die Kirche gezwungen, genau dieses zu besteuern:

„Wenn die Kirche nur den ihr angehörigen Ehegatten besteuern darf, dann wäre bei der Anknüpfung der Kirchensteuer an die staatliche Einkommensteuer die natürliche Folge die, als Bemessungsgrundlage nur das Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten zugrunde zu legen.“
(BVerfG, 1 BvR 606/60, Ziffer C I 1; Hervorhebung nur hier)

„Wenn die Kirche nur den ihr angehörigen Ehegatten besteuern darf, dann darf sie bei der Wahl des Besteuerungsmaßstabes nur an Merkmale anknüpfen, die in dessen Person gegeben sind. 
Wählt sie das Einkommen im Sinne des Einkommensteuerrechtes als Maßstab, dann muß es das marktwirtschaftliche Einkommen (im Sinne des Einkommensteuergesetzes) des kirchenangehörigen Ehegatten sein.“ 
(BVerfG, 1 BvR 606/60, Ziffer C I 2; Absatz und Hervorhebung nur hier)

Die beiden Zitate aus 1 BvR 606/60 besagen zusammengenommen („nur“ und „muss“), dass die Kirche - sofern sie das Einkommen besteuert - im Falle eines eigenen Einkommens des Kirchenmitgliedes zwingend genau dieses besteuern muss und nichts anderes besteuern darf. 
Eine Besteuerung des Lebensführungsaufwandes oder des zusammengerechneten Einkommens beider Ehegatten scheidet damit im Falle eines eigenen Einkommens des Kirchenmitglieds zwingend aus, egal mit welchem Steuertarif und welcher hilfsweisen Bemessung. 
Diese Rechtssätze gehören zu den tragenden Gründen des Urteils 1 BvR 606/60, das lt. 2 BvR 591/06 für das besondere Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblich ist.
Dies bindet auch die Beklagte als Kirche und zwar unabhängig davon, was im KiStG steht, weil sie  bei Ausfüllen des lr Rahmens selbst direkt an die Verfassung gebunden ist. (BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (3). 

Die großen Kirchen und insbes. die Beklagte erheben Kircheneinkommensteuer, besteuern also das Einkommen. Dass dies als Annexsteuer zur Einkommensteuer geschieht, ist hierfür unbeachtlich, wie man aus der o.a. Darlegung des BVerfG sieht. Entscheidend ist die materielle Seite, nicht die formelle. 
„Muss“ ist bindend, also darf bei eigenem Einkommen nichts anderes als genau dieses Einkommen besteuert werden, insbesondere nicht der Lebensführungsaufwand. 
3.2.3 Einbeziehung des Einkommens des kirchenfremden Ehepartners

Nach den tragenden Gründen von 1 BvR 606/60 wird das Einkommen des kirchenfremden Ehepartners in die kirchliche Besteuerung dadurch mit einbezogen, dass es mit dem des kirchenangehörigen Ehegatten zusammengerechnet wird, was nicht der verfassungsrechtlichen Vorgabe entspricht, dass die Kirche nur ihre Mitglieder besteuern darf. 
Das BVerfG verweist in 2 BvR 591/06 etc. im Hinblick auf die geklärten verfassungsrechtlichen Fragen des besonderen Kirchgeldes „inbes.“ auf BVerfGE 19, 268. Dazu gehört: 
„Wenn die Kirche nur den ihr angehörigen Ehegatten besteuern darf, dann wäre bei der Anknüpfung der Kirchensteuer an die staatliche Einkommensteuer die natürliche Folge die, als Bemessungsgrundlage nur das Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten zugrunde zu legen. 
Der sog. Halbteilungsgrundsatz des § 3 KiStO zieht jedoch das Einkommen des nicht der Kirche angehörigen Ehegatten insofern mit heran, als er dieses Einkommen mit dem des kirchensteuerpflichtigen Ehegatten zusammenrechnet und die Kirchensteuer „nach der Hälfte der zusammengerechneten Einkommensteuer beider Ehegatten“ bemißt - dies selbst dann, wenn die Ehegatten zur Einkommensteuer getrennt veranlagt werden.“ 
(BVerfG 1 BvR 606/60, Ziffer C I 1; Absatz und Hervorhebung nur hier)

Damit ist die verfassungsrechtliche Frage geklärt, dass ein Zusammenrechnen der Einkommen beider Ehegatten bedeutet, dass auch das Einkommen des kirchenfremden Ehegatten zur kirchlichen Besteuerung herangezogen wird. Mit „jedoch“ macht das BVerfG deutlich, dass dies im Gegensatz zu der Feststellung aus BVerfG 1 BvL 31/62 steht, wonach die Kirche nur ihre Mitglieder besteuern darf. 
Dieses „jedoch“ ist dort wie folgt begründet: 
„Es ist mit dem Grundgesetz unvereinbar, daß ein Arbeitnehmer, der einer steuerberechtigten Kirche oder Religionsgesellschaft nicht angehört, durch staatliches Gesetz verpflichtet wird, an eine Kirche oder sonstige Religionsgesellschaft Kirchensteuern nur deshalb zu zahlen, weil sein Ehegatte ihr angehört.“ 
(BVerfG, 1 BvL 31/62, Ziffer C)
Diese Rechtssätze gehören zu den tragenden Gründen des Urteils 1 BvR 606/60, das lt. 2 BvR 591/06 etc. für das besondere Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblich ist. Entsprechendes gilt für 1 BvL 31/62.
Danach entspricht die hilfsweise Bemessung des Lebensführungsaufwandes am gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds nicht dem Verfassungsrecht, weil neben diesem eigenen Einkommen auch das Einkommen des kirchenfremden Ehegatten zu kirchlichen Besteuerung mit herangezogen wird. 
3.3 Grundlagen des besonderen Kirchgeldes
Die Kirchen sind an die staatliche Normierung gebunden, also auch an das Obiter dictum, wenn sie die Besteuerung des Lebensführungsaufwandes in Anspruch nehmen wollen. 

Das Obiter dictum erlaubt die kirchliche Besteuerung des Lebensführungsaufwandes nur für den Fall „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“; genau dies und nur dies ist der Belastungsgrund für das besondere Kirchgeld als eigenständige Steuer. 
Jede andere Interpretion scheitert an der Wortlautgrenze. Der Wille des Normgebers steht in den tragenden Gründen des verfassungsrechtlich maßgeblichen Urteils 1 BvR 606/60. 

Der Lebensführungsaufwand darf nur beim einkommenslosen Kirchenmitglied am gemeinsam zu versteuernden Einkommen bemessen werden. 

Die Bemessung des Lebensführungsaufwandes am gemeinsam zu besteuernden Einkommen der Ehegatten ist kein Belastungs- oder Besteuerungsgrund, sondern nur eine Methode.
3.3.1 Verfassungsbezug

Des Weiteren sind lt. BVerfG 2 BvR 591/06 etc. „inbesondere“ im Obiter dictum in BVerfGE 19, 268 [282] (= 1 BvR 606/60, Ziffer C II 2) für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgebliche Fragen geklärt. 

Danach ist für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld auch das Obiter dictum verfassungsrechtlich maßgeblich, auch wenn es nicht zu den tragenden Gründen des Urteils 1 BvR 606/60 zählt. 
Das Obiter dictum steht im Subsumtionsteil C II des Urteils 1 BvR 606/60, ist also als Conclusio aus dem Maßstabsteil C I zu sehen, auch wenn es selbst die Entscheidung des Urteils (C II 1) nicht trägt.
3.3.2 Gestaltungspielraum

Schon deshalb gehen Hinweise auf den weiten Gestaltungsspielraum der Kirchen hier fehl. Es gilt: 

„Für die Kirchensteuer ist die staatliche Normierung konstitutiv.“ 
(BVerfG, 1 BvR 413/60, C II 1)

Der an sich weite Gestaltungsspielraum der Kirchen ist daher eingeschränkt, wenn sie eine staatliche Regelung zur Kirchensteuererhebung in Anspruch nehmen (BVerfG, 2 BvR 443/10, Ziffer III B 2) b) aa) (3), Zitat s.o.) 

Dies ist hier beim besonderen Kirchgeld der Fall. Die Kirchen und auch die Beklagte nehmen die staatlich eröffnete Möglichkeit einer Besteuerung des Lebensführungsaufwandes in Anspruch. Damit binden sie sich an staatlicherseits vorgegebene Regelung für diese Besteuerung (BVerfG, 2 BvR 443/01, Ziffer III B 2) b) aa) (3), Zitat s.o.). 
Lt. 2 BvR 591/06 etc. sind im Obiter dictum von 1 BvR 606/60 maßgebliche verfassungsrechtliche Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld geklärt. Neben den allgemeinen normativen Überlegungen („es könnte unbillig erscheinen ...“) ist dies als konkret fassbarer Tatbestand allein die materielle Fallkonstellation  „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“. Der restliche Inhalt des Obiter dictums bezieht sich auf die Tarifgestaltung. 

Wenn die Kirchen also das staatlich - hier vom BVerfG - ermöglichte Recht in Anspruch nehmen wollen, anstelle des Einkommens den Lebensführungsaufwand ihres Kirchenmitglieds zu besteuern, müssen sie sich an die dafür vom Staat gesetzten Bedingungen halten. Und die lautet im Hinblick auf den konkreten Einzelfall „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“. Wir weisen auf die Wortlautgrenze der Auslegung hin. 
Wenn sie sich an die staatlichen Vorgaben nicht halten wollen, steht es ihnen frei, Beiträge anstelle von Steuern zu erheben. (BVerfG, 2 BvR 443/10, Ziffer III B 2) b) aa) (3), Zitat s.o.)

Tertium non datur. 
3.3.3 Text des Obiter dictums

Da die eigentlich simplen Feststellungen des Obiter dictums regelmäßig übergangen und verbogen werden, gehen wir näher auf dessen Text ein. 

Der Text des Obiter dictums in 1 BvR 606/60, Ziffer C II 2, besteht inhaltlich aus drei Teilen, die in einer Kette von Bedingungen (wenn - dann) miteinander verknüpft sind.
1.
Belastungsgrund: Billigkeit und Fallkonstellation 
„Es könnte unbillig erscheinen, wenn ein einer steuerberechtigten Kirche angehörender Ehegatte, dessen wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sich durch die Ehe erhöht hat, weil sein - der Kirche nicht angehörender - Ehegatte ein hohes Einkommen bezieht, mangels eigenen Einkommens im Sinne des Einkommensteuergesetzes kirchensteuerfrei bliebe.“ 
2.
Rechtsfolge: Besteuerungsoption:
„Wenn diesen Bedenken Rechnung getragen werden soll, müßten, da die Kirche nur den ihr angehörenden Ehegatten besteuern darf, Besteuerungsmerkmale gewählt werden, die in dessen Person gegeben sind.

Gegenstand der Besteuerung dürfte dann nicht das Einkommen (im Sinne des Einkommensteuerrechts) des anderen Ehegatten, sondern könnte etwa der „Lebensführungsaufwand“ des kirchenangehörigen Ehegatten sein.“
3.
Präzisierung: Gestaltung des Steuertarifs:
„Die Kirchensteuer müßte dann aber ihrer Höhe nach in angemessenem Verhältnis zu dem tatsächlichen Lebenszuschnitt des steuerpflichtigen Ehegatten stehen; sie dürfte nicht schematisch jeder Veränderung des Einkommens des anderen Ehegatten unbegrenzt folgen, weil jeder normale Lebensaufwand bestimmte Grenzen nicht überschreitet.“
(Hervorhebungen, Nummerierung, Zwischenüberschriften und Absätze nur hier)

Kurz:
Die Kette der Wenn-Dann-Verknüpfungen ist klar und eindeutig: 
Wenn der kirchenangehörige Ehegatte kein eigenes Einkommen hat (Tatbestand), sein kirchenfremder Ehepartner aber gut verdient, dann darf sein Lebensführungsaufwand kirchlich besteuert werden - ansonsten eben nicht.

3.3.4 Zum Wortlaut des Obiter dictums

Schon rein sprachlich besagt die Formulierung „mangels eigenen Einkommens“, dass das Kirchenmitglied kein eigenes Einkommen haben darf. Beispiele:

· „mangels“ = „in Ermangelung von“

· „Die Präposition mangels beschreibt eine fehlende Grundvoraussetzung.“ (http://www.deutschegrammatik20.de), z.B. „mangels Beweisen freigesprochen“.

· „mangels“ = „for lack of“ , „in absence of“ (http://www.linguee.de )

So wird das auch in der Rechtsprechung verstanden: 

· Das BVerwG verwendet in seinem Urteil VII 48.73 zum besonderen Kirchgeld hierfür den Begriff „einkommenlos“ (zwölf Nennungen). 

· Ebenso z.B. VG Koblenz (2 K 39151/90 KO, 2 K 453/04), FG Bremen (2 K 223/03), FG Nürnberg 6 K 49/2008, VG Osnabrück (1 B 4/03), FG Düsseldorf (1 K 6487/02 Ki), FG Stuttgart (9 K 131/00).

Die nähere Bestimmung „im Sinne des Einkommensteuergesetzes“ zeigt an, dass das BVerfG hier sehr genau bedacht hat, was es formuliert: Wenn für das Kirchenmitglied im Einkommensteuerbescheid ein Einkommen von Null Euro ausgewiesen ist, darf das besondere Kirchgeld erhoben werden, ansonsten eben nicht. 

Diese Beschreibung der Fallkonstellation „mangels eigenen Einkommens im Sinne des Einkommensteuergesetzes kirchensteuerfrei“ ist im Obiter Dictum in eine Wenn-Dann-Beziehung eingebettet. Kurz: Wenn mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei, dann Besteuerung des Lebensführungsaufwandes möglich. (siehe dazu nachstehend auch im Punkt „Tatbestand“.) 

Nach bürgerlicher und sonstiger Logik besagt eine Wenn-Dann-Beziehung, dass die Folge (Besteuerung) dann und nur dann eintritt, wenn die Voraussetzung (einkommenslos) gegeben ist. 

Wenn das Kirchenmitglied ein eigenes Einkommen hat, ist die Voraussetzung nicht gegeben, also tritt die Folge nicht ein. Wenn eine solche Logik nicht mehr gilt, herrscht Beliebigkeit. 

Zum Thema „Tatbestand“ siehe nachstehend.

3.3.5 Wortlautgrenze

Der Wortlaut des Obiter dictum ist eindeutig: Wenn einkommenslos, dann Besteuerung des Lebensführungsaufwandes möglich. Das heißt: Und sonst eben nicht. Dies kann man nicht mit irgendwelchen erfundenen Behauptungen umdeuten: 

„Die verfassungskonforme Auslegung findet ihre Grenzen dort, wo sie zum Wortlaut der Norm und zum klar erkennbaren Willen des Gesetzgebers in Widerspruch treten würde (vgl. BVerfGE 54, 277 <299 f.>; 71, 81 <105>; 90, 263 <275>)“.
(BVerfG, Beschluss vom 28.07.2015 – – 2 BvR 2558/14 etc.; Ziffer B II 1 d)
3.3.6 Wille des Gesetzgebers 

Der Wille des Gesetzgebers - hier also des Normgebers BVerfG - ist aus den tragenden Gründen von 1 BvR 606/60 klar ersichtlich und steht einer solchen Umdeutung direkt entgegen. 

Lt. dem letzten Beschluss des BVerfG zum besonderen Kirchgeld 2 BvR 591/06 etc. sind nicht nur im Obiter dictum, sondern auch im gesamten Urteil 1 BvR 606/60 verfassungsrechtlich maßgebliche Fragen des besonderen Kirchgeldes geklärt. Dies ergibt sich dort aus der zweimaligen Eingrenzung mit „inbesondere“. Danach gilt das Urteil 1 BvR 606/60 (und nicht nur sein Obiter dictum) für das besondere Kirchgeld. 

Der Wille des Gesetzgebers (hier das BVerfG) kommt in den tragenden Gründen des Urteils 1 BvR 606/60 zum Ausdruck, die wir vorstehend kurz referiert haben (KiESt bei eigenen Einkommen zwingend, kein Zusammenrechnen der Einkommen). Danach kann die Formulierung „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ nicht anders aufgefasst werden als „ohne jegliches Einkommen im Sinne des Einkommensteuerrechts“ oder kurz „einkommenlos“ (vgl. BVerwG VII 48.73), weil ansonsten Widersprüche zu den o.a. tragenden Gründen erzeugt würden. 

3.3.7 Belastungsgrund

Das Obiter dictum regelt zuallererst den Belastungsgrund für das besondere Kirchgeld (einkommenslos), sodann den Gegenstand der Besteuerung (Lebensführungsaufwand) sowie anschließend einige Randbedingungen des Steuertarifs (Stufentarif, Grenzen).

Wenn man von den übergeordneten Billigkeitsüberlegungen absieht, besagt das Obiter dictum materiell im Kern: „Wenn einkommenslos, dann Besteuerung des Lebensführungsaufwandes möglich“. Danach ist die „Heranziehung zum besonderen Kirchgeld“ in BVerfGE 19, 268 [282], also dem Obiter dictum, dadurch begründet, dass der kirchenangehörige Ehegatte ansonsten „mangels eigenen Einkommens im Sinne des Einkommensteuerrechts kirchensteuerfrei bliebe“. Dies ist der materielle Grund dafür, dass der kirchenangehörige Ehegatte überhaupt mit der Besteuerung seines Lebenführungsaufwandes belastet wird und nicht kirchensteuerfrei ausgeht. 
Lt. 2 BvR 591/06 etc. sind im Obiter dictum verfassungsrechtlich maßgeblichen Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld geklärt. Da der „Gegenstand der Besteuerung“ und der Steuertarif sich nur nachgeordnet auf die Heranziehung beziehen, ist damit aus verfassungsrechtlicher Sicht der Belastungsgrund für das besondere Kirchgeld mit „mangels eigenen Einkommens im Sinne des Einkommensteuerrechts kirchensteuerfrei“ festgelegt. Eine andere Aussage zur Frage der Heranziehung („ob besonderes Kirchgeld“) steht da nicht, also ist es diese.
Der Deutlichkeit halber nochmal zusammengefasst: 
Materieller Belastungsgrund für die Besteuerung des Lebensführungsaufwandes des kirchenangehörigen Ehegatten einer glaubensverschiedenen Ehe ist lt. eindeutiger Formulierung im Obiter dictum, dass dieser ohne eigenes Einkommen im Sinne des Einkommensteuergesetzes ist. Dies gehört lt. 2 BvR 591/06 etc. zu den verfassungsrechtlich  geklärten Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld. 
Ein besonderes Kirchgeld als Besteuerung des Lebensführungsaufwands, das bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten festgesetzt wird, entspricht materiell nicht dem Belastungsgrund aus der verfassungsrechtlichen Vorgabe und verstößt gegen tragende Gründe aus 1 BvR 606/60. Steuern müssen aber auch materiell der Verfassung gemäß sein (1 BvR 413/60, C I 1).
3.3.8 Bemessung als Belastungsgrund?
Die Kirchen und ein Gutteil der Rechtsprechung begründen die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld bei einem eigenen Einkommen damit, dass der Lebensführungsaufwand nach dem gemeinsam zu versteuernden Einkommen bemessen werden dürfe. 
Diese  Auffassung steuersystematisch gesehen Unfug. Danach würde eine Steuer ohne Belastungsgrund erhoben. Wir verweisen kurz auf Paul Kirchhof
: 

· "Der Belastungsgrund ist Rechtfertigungsgrund und Leitmotiv für die Erhebung einer Steuer." 

· "Der Belastungsgrund einer Steuer beantwortet daher auch, warum jemand leistungsfähig ist." 

· "Der Belastungsgrund rechtfertigt die Erhebung einer Steuer."

· "Der Belastungsgrund wird im Steuergegenstand tatbestandlich erfasst, in der Bemessungsgrundlage zählbar gemacht, durch Multiplikation mit einem Steuersatz ... "

· "Die Bemessungsgrundlage muss den jeweiligen Belastungsgrund realitätsgerecht erfassen." (Verweis auf BVerfGE 84, 153 (179) usw.)

Also: Ohne Belastungsgrund ist die Steuer nicht gerechtfertigt. Die Bemessungsgrundlage folgt dem Belastungsgrund, und nicht umgekehrt. 

„Die Bemessungsgrundlage darf keine Einbruchstelle mehr bieten, um den steuerlichen Belastungsgrund intervenierend zu verfremden“.
 

Die Begründung eines besonderen Kirchgeld aus seiner hilfsweisen Bemessung unterschlägt oder verschlampt (man muss das so hart sagen), dass im Falle eines eigenen Einkommen des Lebensführungsaufwand nach BVerfG 1 BvR 606/60 überhaupt nicht besteuert werden darf. Also braucht man über eine Bemessung, noch dazu über eine hilfsweise, überhaupt nicht zu reden. Denn sonst gälte im Umkehrschluss: Wenn eine Steuer korrekt bemessen wird, darf man jedermann zu ihr heranziehen.
Zudem kann eine (hilfsweise) Bemessungsmethode nicht eine Steuer begründen, weil sie nur eine Methode ist (s. BVerfG 1 BvR 606/60, Ziffer C I 2a). Es ist vielmehr umgekehrt so, dass der Ersatzmaßstab – hier also das gemeinsam zu versteuernde Einkommen – dem Belastungsgrund entsprechen muss (BVerfG, 1 BvL 8/05, dazu nachstehend mehr). Nicht einmal das ist hier erfüllt. (Dazu nachstend beim Ersatzmaßstab.)
Und der (materielle) Belastungsgrund für die Besteuerung des Lebensführungsaufwandes ist nun einmal ausweislich des Textes des Obiter dictums bei hohem Einkommen des kirchenfremden Ehepartners „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ beim kirchenangehörigen Ehegatten. 
Zur „eindeutigen Rechtslage“ lt. BFH  I B 109/12 zählt, die Bemessung des Lebensführungsaufwandes nur für das einkommenslose Kirchenmitglied zulässig ist. Dies ergibt sich aus der Forrmulierung „Diese Ausführungen des BVerfG ....“ und der nachfolgenden Einschränkung der Besteuerung des Lebensführungsaufwand auf die Fallkonstellation „einkommenslos“. 
3.3.9 Bindungswirkung des Obiter dictum
Kirchlich bezahlte Autoren behaupten gern, das Obiter dictum habe keine Bindungswirkung und müsse daher in Bezug auf „einkommenslos“ nicht beachtet werden (z.B. Petersen in „Kirchensteuer kompakt“). Dem ist nicht so. 

Dem Obiter dictum kommt zwar unstreitig keine Bindungswirkung aus § 31 BVerfGG zu, da es nicht zu den tragenden Gründen eines das Kirchgeld betreffenden Urteils des BVerfG gehört. 

Lt. BVerfG 2 BvR 591/06 etc. gehört aber der Heranziehungs- oder Belastungsgrund für das besondere Kirchgeld zu den verfassungsrechtlich geklärten Fragen des besonderen Kirchgeldes. Ein besonderes Kirchgeld als kirchliche Besteuerung des Lebensführungsaufwand nach 1 BvR 606/60, das nicht diesem Belastungsgrund entspricht, entspricht damit nicht der verfassungsrechtlichen Klärung dieser Frage der Heranziehung durch das BVerfG und verstößt somit gegen Art. 20 (3) GG (Bindung an die Verfassung bzw. Recht und Gesetz). Insoweit entfaltet das Obiter dictum sehr wohl doch eine Bindungswirkung. 
Die Kirche bzw. die steuererhebende Behörde kann schon aus diesem Grund nicht einfach behaupten, sie besteuere den Lebensführungsaufwand und der Rest des Obiter dictums gehe sie nichts an. Wenn die Kirche eine staatliche Regelung für Gestaltung ihrer Steuern nutzt, muss sie auch die entsprechenden Nebenbedingungen und Konsequenzen akzeptieren. (vgl. BVerfG, 2 BvR 443/10, Nachweis und Zitat s.o.). Es gilt: 
„Für die Kirchensteuer ist die staatliche Normierung konstitutiv.“ 
(BVerfG, 1 BvR 413/60, C II 1)
Die staatliche Normierung für das besondere Kirchgeld als Besteuerung des Lebensführungsaufwandes besagt eindeutig, dass diese Besteuerung an den Tatbestand bzw. Besteuerungsgrund „einkommenslos“ geknüpft ist. Also ist dies konstitutiv für das besondere Kirchgeld. 
Des Weiteren entfalten die tragenden Gründe von 1 BvR 606/60 auch indirekt eine Bindungswirkung: Wenn der Belastungsgrund aus dem Obiter dictum „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ nicht beachtet wird, wird die Bindungswirkung mehrerer dieser tragenden Gründe verletzt, was lt. BVerfG einen Verstoß gegen Art. 20 (3) GG und damit eine Verletzung von Rechten aus Art. 2 (1) GG bedeutet. 
3.3.10 Zusammenfassung

Verfassungsrechtlich maßgeblich für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld ist lt. dem letzten Beschluss des BVerfG zu diesem Thema 2 BvR 591/06 etc. insbesondere das Urteil des BVerfG 1 BvR 606/60, und zwar sowohl als Ganzes wie auch mit seinem Obiter dictum. Daran ändern ein Falschzitat und abweichende Einzelfallentscheidungen entgegen den tragenden Gründen der herangezogenen Urteile nichts. 
Danach besteht eine klare Fallunterscheidung nach Einkommenskonstellation:

1. Wenn die Kirche das Einkommen besteuert, muss sie bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten genau dieses Einkommen besteuern, eine andere Besteuerung ist ausgeschlossen.

2. Wenn der kirchenangehörige Ehegatte kein eigenes Einkommen hat, darf sein Lebensführungsaufwand kirchlich besteuert werden. 
Nur in diesem Fall ist die hilfsweise Bemessung am „gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten“ zulässig.

Andernfalls sind Rechte aus Art. 2 (1) GG verletzt, weil das Einkommen des kirchenfremden Ehepartner mit zur kirchlichen Besteuerung herangezogen wird. 
Des Weiteren ist ein Zusammenrechnen des Einkommens der kirchenangehörigen Ehegatten mit dem seines kirchenfremden Ehepartners nicht zulässig. 
Dahinter stehen tragende Gründe dieses Urteils 1 BvR 606/60, die nach § 31 BVerfGG bindend sind. Bei Nichtbeachtung von tragenden Gründen sind lt. 2 BvR 1964/05 Rechte aus Art. 20 (3) und 2 (1) GG verletzt (BVerfG, 2 BvR 1964/05, Ziffer B II 1). Ein besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten entspricht daher weder materiell noch formell der Verfassung, was es aber müsste (s. 1 BvR 413/60, C I 1)
Der BFH hat dementsprechend in seinem Beschluss I B 109/12 auf Basis des BVerfG-Beschlusses 2 BvR 591/06 etc. festgestellt:

· Die Rechtslage ist eindeutig. 
· Besonderes Kirchgeld und Kircheneinkommensteuer sind strikt getrennt.
· Besonderes Kirchgeld nur, wenn der kirchenangehörige Ehegatte mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei ist. 
Diese Auffassung hat der BFH im Beschluss vom 26.02.2014 - I S 24/13  auf eine Anhörungsrüge hin nochmals bekräftigt. 
3.4 Keine „Bestätigung“ in 2 BvR 591/06 

Es wird immer wieder behauptet, der Beschluss 2 BvR 591/06 etc. habe das besondere Kirchgeld „bestätigt“, insbesondere auch bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten. 
Das Gegenteil ist der Fall. 
Die bisherige Rechtsprechung des BVerfG „insb.“ von 1 BvR 606/60 wurde in 2 BvR 591/06 etc. als nach wie vor gültig herangezogen. Danach ist das besondere Kirchgeld bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds gerade nicht möglich und nicht zulässig. (s.o.) Ebensowenig die Bemessung des Lebensführungsaufwandes am gemeinsam zu versteuernden Einkommen. 
Das BVerfG verwendet in 2 BvR 591/06 etc. im Hinblick auf die Besteuerung des Lebensführungsaufwandes ein kirchenübliches Falschzitat, weshalb auch immer. 
Die Billigung der Vorverfahren ist ohne Begründung und als Einzelfallentscheidung für die Rechtsprechung irrelevant.
Beide widersprechen den im Beschluss herangezogenen Rechtsgrundlagen. 

3.4.1 Falschzitat

Der einzige Satz in diesem Beschluss, der als Bestätigung des besonderen Kirchgeldes auch bei eigenem Einkommen aufgefasst werden kann, ist ein Falschzitat durch Weglassen. Daher widerspricht diese „Bestätigung“ Art. 20 (3) GG. 

3.4.1.1 Umdeutung durch Verkürzung
Im Beschluss 2 BvR 591/06 etc. heißt es: 

· ... hervorgehoben, dass ... der Lebensführungsaufwand den Gegenstand der Besteuerung bilden kann. 

Die tatsächliche Formulierung ist eine andere. Das Obiter dictum ist in 1 BvR 606/60 als Rechtsnorm gefasst, die in Billigkeitsüberlegungen eingekleidet ist. Kernaussage (exaktes Zitat s.o.): 

· Tatbestand: Wenn ein kirchenangehöriger Ehegatte bei einem hohen Einkommen seines kirchenfremden Ehepartners „mangels eigenen Einkommen kirchensteuerfrei bliebe“,

· Rechtsfolge: Dann könnte sein Lebensführungsaufwand Gegenstand der Besteuerung sein. 

Der Tatbestand der Rechtsnorm lt. BVerfG 1 BvR 606/60 grenzt die Besteuerung des Lebensführungsaufwandes auf eine bestimmte Fallkonstellation ein. Diesen Tatbestand hat das BVerfG in 2 BvR 591/06 etc.  weggelassen und zudem auch die Kopula „dann“ entfernt, die Rechtsfolge aber unverändert stehen lassen. Dies verändert den Charakter dieser Rechtsnorm. Danach kann der Lebensführungsaufwand generell den Gegenstand der Besteuerung bilden, also unabhängig vom Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten.  

Damit hat das BVerfG hier eine Textpassage bzw. eine Rechtsnorm in ihrem Inhalt und in ihrem materiellen Gehalt verändert wiedergegeben, die es im gleichen Satz mit „insbesondere“ als verfassungsrechtlich maßgeblich bezeichnet hat. Eine Erklärung oder Begründung für diese Veränderung des Textes und seines Inhaltes ist in dem Beschluss 2 BvR 591/06 nicht zu entnehmen.
3.4.1.2 Wortlautgrenze

Diese Umformulierung und damit Umdeutung widerspricht der Wortlautgrenze (BVerfG, 2 BvR 2558/14 etc.; Ziffer B II 1 d), denn der Wille des Normgebers kommt – neben dem klaren Wortlaut des Obiter dictums selbst - in den tragenden Gründen des lt. 2 BvR 591/06 etc. verfassungsrechtlich maßgeblichen Urteils 1 BvR 606/60 klar zum Ausdruck: Bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds muss die Kirche genau dieses besteuern, kein Zusammenrechnen des Einkommens des steuerpflichtigen mit dem des nicht steuerpflichtigen Ehegatten. Damit ist ein besonderes Kirchgeld bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten ausgeschlossen. 

3.4.1.3 Rechtsgrund

Wenn das BVerfG in 2 BvR 519/06 etc.  eine Rechtsnorm anders als im Originaltext formuliert und damit für eine verfassungsrechtlich relevante Fallkonstellation das Gegenteil von den tragenden Gründen der herangezogenen Rechtsquelle aussagt, darf man wohl eine Begründung erwarten. Eine solche wurde nicht gegeben. 

Daher ist davon auszugehen, dass diese Umformulierung ohne Rechtsgrund ist. 

Gleiches gilt im Hinblick auf die Veränderung einer Formulierung, in der im gleichen Satz lt. BVerfG per „insbesondere“ verfassungsrechtliche Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld geklärt sind. 

Damit entspricht diese Umdeutung nicht der Bindung an Recht und Gesetz nach Art. 20 (3) GG.
Daneben wurde auch die Tonlage verändert. Anders als 2 BvR 591/06 etc. behauptet, hat das  BVerfG in 1 BvR 606/06 nicht „hervorgehoben“, sondern mit vielen „wenn“, „dann“ und „könnte“ ganz vorsichtig eine Möglichkeit angedeutet.

3.4.1.4 Ausweitung des Tatbestandes

Das BVerfG hat hier die in 1 BvR 606/60 vorgegebene Einschränkung des Tatbestandes der Rechtsnorm zur Besteuerung nach Lebensführungsaufwand weggelassen und damit deren Tatbestand auf weitere Fallkonstellationen ausgeweitet. 
Aus der Gesamtmenge aller glaubensverschiedenen Ehen in Zusammenveranlagung können lt. 1  BvR 606/60 nur diejenigen per Lebensführungsaufwand kirchlich besteuert werden, in denen das Kirchenmitglied „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei ist. 
Nach dem Zitat in 2 BvR 591/06 etc. gälte diese Besteuerung aber für alle Ehepaare in glaubensverschiedener Ehe bei Zusammenveranlagung.
„Art. 103 Abs. 2 GG setzt nicht nur der Tatbestandsergänzung, sondern auch der tatbestandsausweitenden Interpretation Grenzen.“ (BVerfG, 1 BvR 299/13, Ziffer IV 2a) 

„Ein Verstoß eines Gerichts gegen den Grundsatz der Tatbestandsmäßigkeit der Besteuerung bei der Auslegung eines Steuergesetzes kommt dann in Betracht, wenn es einen gesetzlichen Steuertatbestand in verfassungswidriger Weise ausweitet.“ 
(BVerfG, 1 BvR 871/13, 1 BvR 1833/13, Ziffer IV)

Letzteres ist hier gegeben, weil gegen die Wortlautgrenze nach BVerfG, 2 BvR 2558/14 etc. verstoßen wurde, die dort ein tragender Grund ist. Zudem wird materiell der Wille des Normgebers in das Gegenteil dessen verkehrt, was dieser in den tragenden Gründen von 1 BvR 606/60 aufgrund von verfassungsrechtlichen Abwägungen zur kirchlichen Besteuerung zum Ausdruck gebracht hat. 

3.4.1.5 Fazit

Diese Umformulierung des Obiter dictums widerspricht damit der Bindung an Recht und Gesetz nach Art. 20 (3) GG und kann nicht Grundlage für weitere Rechtsprechung sein. Ansonsten sind Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG (allg. Handlungsfreiheit) verletzt. 
3.4.2 Einzelfallentscheidung
Die Einzelfallentscheidung von 2 BvR 591/06 etc. – Billigung der Entscheidungen der Vorinstanzen, die ein besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen gutgeheißen hatten – wird verschiedentlich als Bestätigung für ein besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen des Kirchenmitglieds gewertet. 

Dem ist nicht so. 

Die Einzelfallentscheidung von 2 BvR 591/06 etc. ist ohne Begründung und entgegen der herangezogenen Rechtslage. 
Sie ist zudem für die weitere Rechtssprechung schon grundsätzlich irrelevant, weil das deutsche Recht kein kasuistisches Rechtssystem ist, sondern auf Regeln, Prinzipien, Norm etc. aufbaut (kodifiziertes Recht). Für die weitere Rechtsprechung ist die jeweilige Rechtslage maßgebend und nicht irgendeine Einzelfallentscheidung. 

3.4.2.1 Ohne Begründung

Die Begründung dieser Einzelfallentscheidung ist schon aus dem Text nicht nachvollziehbar, weil unklar bleibt, worauf sich der Bezug „danach“ überhaupt bezieht: 

1) Auf die hilfsweise Bemessung des Lebensführungsaufwandes,

2) auf das Obiter dictum, oder 

3) auf die eingangs des Textes angeführte Rechtslage, oder 

4) auf alles zusammen.

Eine inhaltliche Begründung ist bei näherem Hinsehen nicht vorhanden. Keiner der o.a. Punkte taugt als Begründung für die o.a. Schlussfolgerung des BVerfG, in der Summe sind sie widersprüchlich. 

ad 1) Bemessung
Zum Thema Bemessung verweist das BVerfG auf das BFH-Urteil I R 76/04. Darin wird das besondere Kirchgeld gem. 1 BvR 606/60 nur für das einkommenslose Kirchenmitglied als verfassungsgemäß angesehen. Das Urteil bezieht sich auf Alleinverdiener und sagt daher nichts über die hier streitige Fallkonstellation aus (Näheres s.u.). Der Beschluss 2 BvR 591/06 etc. verweist auf die weiteren Nachweise in I R 76/04. Dort ist das Urteil VII 48.73 des BVerwG angeführt, wonach die Anwendung der Kirchgeldtabelle auf den Fall des einkommenslosen kirchenangehörigen Ehegatten zu beschränken ist. 

Zudem kann eine Steuer nicht über eine bloße Bemessungsmethode begründet werden, die zudem dem Belastungsgrund nicht entspricht (Näheres s.u.).

ad 2) Falschzitat
Die angegebene Formulierung zur (generellen) Zulässigkeit der Besteuerung nach Lebensführungsaufwand entspricht materiell nicht der originalen Rechtsquelle, in dem die Einschränkung „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ weggelassen wurde. (s.o.)
ad 3) Rechtslage
Die eingangs des Beschlusses angeführte Rechtslage besagt nach BFH I B 109/12 „eindeutig“, dass das besondere Kirchgeld nur vom einkommenslosen kirchenangehörigen Ehegatten erhoben werden darf, wie wir hier anhand von 1 BvR 606/60 nachvollzogen haben. 

ad 4) Gesamtbild
Die Wiedergabe des Obiter dictum entspricht im entscheidenden Punkt nicht dem Originaltext und widerspricht damit der Rechtslage. Die Einzelfallentscheidung ist ohne Begründung und widerspricht ebenfalls der angeführten Rechtslage. 
Eine geordnete Entscheidungsbegründung für diese Einzelfallentscheidung ist das nicht. 

3.4.2.2 Prüfung der Rechtslage
Das BVerfG hat die Begründungen der Verfassungsbeschwerden in 2 BvR 591/06 etc.  nicht mitgeteilt. 
Es hat sich aber offensichtlich nicht mit der bestehenden, von ihm selbst genannten Rechtslage zum besonderen Kirchgeld befasst, wie man am o.a. Falschzitat sieht. Es hat offensichtlich auch nicht die Vorverfahren auf Übereinstimmung mit der von ihm als maßgeblich bezeichneten Rechtsprechung von 1 BvR 606/60 geprüft, so dass die Missachtung der Bindung an die tragenden Gründe dieses Urteils nach § 31 (1) BVerfGG nicht erkannt wurde. 
Das Thema Vergleichsberechnung wurde nicht erkannt, obwohl es nach staatlichem und kirchlichem Landesrecht entscheidend ist für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld, sofern das Kirchenmitglied über ein eigenes Einkommen verfügt 
Einem Kläger würde eine derart wenig substantiierte Darstellung um die Ohren gehauen. 

3.4.2.3 Kodifiziertes anstatt kasuistisches Recht 

Die Einzelfallentscheidung im Beschluss 2 BvR 591/06 etc. ist für künftige Verfahren aus einem weiteren Grund unbeachtlich. 

Das deutsche Recht ist ein kodifiziertes Recht, in dem ein Sachverhalt nach bestimmten Regeln, Normen, Prinzipien etc. zu beurteilen ist. Anders als im anglo-amerikanischen kasuistisch geprägten Rechtssystem, in dem ein neuer Sachverhalt unter andere, bereits früher beurteilte Einzelfälle zu subsumieren ist.

Daher ist in einem Verfahren wie hier der zu beurteilende Sachverhalt nach der Rechtslage und nicht nach einer möglicherweise parallelen oder vergleichbaren Einzelfallentscheidung zu beurteilen. 

Dies gilt umso mehr, als diese Einzelfallentscheidung nicht in der Sache erfolgte, ohne nachvollziehbare Begründung ist, entgegen der herangezogenen Rechtslage getroffen worden ist und allenfalls durch ein Zitat begründet ist, das im entscheidenden Punkt nicht dem Originaltext entspricht. 
3.4.3 Konsequenzen

Konsequenz der o.a. Einzelfallentscheidung wie auch des o.a. Falschzitats wäre, dass bei glaubensverschiedener Ehe materiell sowohl das Einkommen des steuerpflichtigen Kirchenmitglieds als auch das Einkommen seines kirchenfremden Ehepartners kirchlich besteuert werden darf. So steht das als Bemessungsgrundlage in der Kirchgeldtabelle und so wird das bei der Steuerfestsetzung monetär berechnet, daran ändert das ganze formelle Gerede um den Lebensführungsaufwand und dessen Bemessung oder um den Adressaten des Steuerbescheids nichts. 
Danach hätte das BVerfG mit 2 BvR 591/06 etc. so ganz leise und nebenher den in 1 BvR 606/60 zugrunde gelegten Grundsatz der Individualbesteuerung von 1958 aufgehoben, denn es hat ja in 2 BvR 591/06 etc. in der Einzelfallentscheidung und mit dem Falschzitat eine Familienbesteuerung gebilligt, bei der beide Einkommen ungeachtet der individuellen Steuerpflicht der Ehegatten zusammengerechnet und besteuert werden. 

Da dies bei der Einkommensbesteuerung offensichtlich nicht der Fall ist und die Individualbesteuerung nach wie vor gilt, würde das bedeuten, dass die Kirchen sich außerhalb der Verfassung stellen dürfen. Davon ist uns nichts bekannt. 
3.4.4 Fazit
Der Beschluss 2 BvR 591/06 etc. ist keine Bestätigung des besonderen Kirchgeldes bei eigenem Einkommen des Kirchenmitglieds. 

· Die einzige diesbzgl. heranziehbare Textpassage ist ein Falschzitat, das der Rechtslage widerspricht. 

· Die Einzelfallentscheidung in 2 BvR 591/06 etc. ist unbegründet und widerspricht  den tragenden Gründen des Urteils 1 BvR 606/60, auf das sich dieser Beschluss „insb.“ bezieht. 

· Für die weitere Rechtsprechung ist diese Einzelfallentscheidung irrelevant, da es sich beim deutschen Recht nicht um ein kasuistisches Rechtssystem handelt. 
Damit bleibt vom Beschluss 2 BvR 591/06 etc. allein die Bestätigung der Rechtslage bei der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld. 
Diese ist lt. BFH  I B 109/12 „eindeutig“: Besonderes Kirchgeld nur wenn einkommenslos, ebenso die Bemessung am gemeinsam zu versteuernden Einkommen. 

3.5 Bemessung des Lebensführungsaufwandes

Nach der Kirchgeldtabelle wird der Lebensführungsaufwand am „gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten“ bemessen. 
Anders als Kirchen, Behörden und Gerichte immer wieder behaupten, ist diese Bemessungsmethode nur dann zulässig, wenn der kirchenangehörige Ehegatte mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei ist. 

Andernfalls ist diese Bemessung materiell dem verbotenen Halbteilungsgrundsatz gleich, Behörden dürfen sie nicht anwenden. 
Im Falle eines eigenen Einkommens entspricht der Ersatzmaßstab „gemeinsam zu versteuerndes Einkommen des Ehegatten“ nicht dem zugrunde liegenden Belastungsgrund „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ und ist damit unzulässig. 

3.5.1 Einkommenskonstellation
Der BFH als in seinem Beschluss I B 109/12 dargelegt, was die „eindeutige Rechtslage“ zur Bemessung des Lebensführungsaufwandes lt. BVerfG ist (Ziffer 2 b):

Das BVerfG habe im Beschluss 2 BvR 591/06 etc. verfassungsrechtlich nichts dagegen einzuwenden, wenn der Lebensführungsaufwandes nach dem gemeinsam zu versteuernden Einkommens der Ehegatten bemessen werde, unter Hinweis auf das Urteil BFH  I R 76/04. 
Dies wird im nächsten Absatz eingeschränkt: 

„Diese Ausführungen des BVerfG beziehen sich allerdings auf das besondere Kirchgeld, das ...“ 
(Hervorhebung nur hier)

Danach gilt diese Einschränkung „Diese Ausführungen  ...“ auch für den Teil der Ausführungen des BVerfG in 2 BvR 591/06 etc., der die hilfweise Bemessung des Lebensführungsaufwandes des kirchenangehörigen Ehegatten am gemeinsam zu versteuernden Einkommen betrifft.

Was dieses „allerdings“ bedeutet, macht der BFH anschließend klar:

· strikte Trennung von KiESt und besonderem Kirchgeld

· „nur für diese Fallkonstellation“ „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“.

Lt. BFH  I B 109/12 ist also die hilfsweise Bemessung des Lebensführungsaufwandes auf die Fallkonstellation „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ begrenzt, wie sich das aus BFH  I R 76/04 bereits ergibt, das sich nur auf Alleinverdiener bezieht (s.u.).
Gleichermaßen hat das BVerwG im Urteil VII 48.73 die Anwendung der Kirchgeldtabelle auf das einkommenslose Kirchenmitglied beschränkt (s.u.). Der BFH verweist in I B 109/12 auf dieses Urteil.
3.5.2 Zusammenrechnen

Die Einkommen der beiden Ehegatten einer glaubensverschiedenen Ehe dürfen nicht für die kirchliche Besteuerung des einen Ehegatten zusammengerechnet werden: 

„Bei der Kirchensteuer aber ist von vornherein nur der kirchenangehörige Ehegatte steuerpflichtig. Bei einer glaubensverschiedenen Ehe besteht also gerade keine gemeinsame unbeschränkte Steuerpflicht gegenüber demselben Steuergläubiger. Es fehlt daher einer solchen Ehe rechtlich die Möglichkeit, in Anwendung der Grundsätze des Splitting dem kirchenangehörigen Ehegatten Einkünfte zuzurechnen, die dem nicht der Kirche angehörenden Eheteil zufließen.“ 
(BVerfG, 1 BvR 606/60, Ziffer C I 2a)
Ein solches Zusammenrechnen ist „systemwidrig“:

„Diese Systemwidrigkeit wird besonders darin deutlich, daß .... hier das Einkommen eines steuerpflichtigen mit dem eines nichtsteuerpflichtigen Ehegatten zusammengerechnet wird.“ 
(ebd., Ziffer C I 2 d)
D.h., die Bemessungsgrundlage für das besondere Kirchgeld - das gemeinsam zu versteuernde Einkommen als hilfsweise Bemessung des Lebensführungsaufwandes - und damit die Kirchgeldtabelle darf bei eigenem Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten nicht angewandt werden, weil darin die beiden Einkommen der beiden Ehegatten zusammengerechnet werden. 

Diese Rechtssätze gehören zu den tragenden Gründen des Urteils 1 BvR 606/60, das lt. 2 BvR 591/06 für das besondere Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblich ist. Ein Missachtung der Bindungswirkung dieser tragenden Gründe (§ 31 (1) BVerfGG) verstößt gegen Art. 20 (3) GG; eine Berufung auf entsprechende Entscheidungen demzufolge ebenfalls.
3.5.3 Halbteilungsgrundsatz

Wenn das „gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten“ auch im Falle eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten einer glaubensverschiedenen Ehe kirchlich besteuert wird, ist die Bemessungsgrundlage des besonderen Kirchgeldes die gleiche wie beim verbotenen Halbteilungsgrundsatz, nur die Höhe der Steuer unterscheidet sich. Materiell wird also in beiden Fällen das zusammengerechnete Einkommen beider Ehegatten einer glaubensverschiedenen Ehe kirchlich besteuert, nur mit einem unterschiedlichem Tarif. 

Für das BVerfG war es in seinem Urteil 1 BvR 606/60 allein entscheidend, welches bzw. wessen Einkommen kirchlich besteuert wird. Der Steuertarif spielte keine Rolle, ebensowenig der Zwischenschritt über die staatliche Einkommensteuer. Die Höhe der kirchlichen Steuer war ebenfalls unbeachtlich (s. dazu z.B. am Ende von Ziffer C I 2a dieses Urteils). 
Das BVerfG hat den Halbteilungsgrundsatz nicht deshalb verboten, weil er zu hoch besteuert und z.B. die Hälfte anstelle von z.B. nur einem Drittel oder einem Viertel des KiESt-Satzes festsetzt, sondern allein, weil schon durch das Zusammenrechnen der Einkommen „insofern“ das Einkommen des kirchenfremden Ehepartner der kirchlichen Besteuerung unterworfen wurde. (vgl. 1 BvR 606/60, Ziffer C I 1). 
Alle Kritikpunkte des BVerfG in 1 BvR 606/60 am Halbteilungsgrundsatz (= tragende Gründe) gelten vollumfänglich auch für das besondere Kirchgeld, weil das BVerfG in 2 BvR 591/06 etc. festgestellt hat, dass in 1 BvR 606/60 die verfassungsrechtlich maßgeblichen Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld geklärt sind. 

Danach ist bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten die Bemessung des besonderen Kirchgeldes anhand des gemeinsam zu versteuernden Einkommens genauso verboten wie die Anwendung des Halbteilungsgrundsatzes.
Zum damaligen Halbteilungsgrundsatz sagte das BVerfG: 

„Aus den gleichen Gründen dürfen staatliche Behörden auch § 3 Abs. 1a und c KiStO nicht anwenden.“ 
(ebd., Ziffer C II 1)

Diese Gründe treffen gleichermaßen auf das besondere Kirchgeld bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten zu:
· Das § 2 (1) 4 nds. KiStRG sowie die kirchlichen Bestimmungen können zwar vielleicht dahingehend ausgelegt werden, dass das besondere Kirchgeld bei Getrenntveranlagung nicht erhoben wird. Damit müsste jeder der Ehegatten aber auf seinen Anteil am Splittingvorteil verzichten. Damit würden sei aber mit einem Nachteil belastet, der nicht in der verfassungsmäßigen Ordnung begründet ist (vgl. 1 BvR 413/60, Ziffer C I 1; Zitat s.o.), so dass dieser Punkt nicht greift. 
· Einen Zustimmungsvorbehalt für die Eheleute beinhalten die o.a. Vorschriften nicht. 

Danach dürfen Behörden Vorschriften, die ein besonderes Kirchgeld bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten vorsehen, nicht anwenden. Gleiches ergibt sich im Übrigen aus der Bindung der Behörden nach § 31 (1) BVerfGG an die tragenden Gründe von 1 BvR 606/60. 
3.5.4 Ersatzmaßstab

Steuerlicher Belastungsgrund für die kirchliche Besteuerung des Lebensführungsaufwand ist ausweislich des Textes des Obiter dictum in 1 BvR 606/06 „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei.“ 
Gegenstand der Besteuerung ist lt. 1 BvR 606/60 der Lebensführungsaufwand allein des kirchenangehörigen Ehegatten (und nicht der beider Eheleute!!).

Dieser „Lebensführungsaufwand“ ist aber unbestimmt: 

„Was Lebensführungsaufwand in dem hier interessierenden Sinne ist, ist nirgendwo festgelegt.“ 
(Hess. VGH, Urteil vom 3.5.1973, V OE 29/72; Ziffer 1 d). 
Daran hat sich seither nichts geändert. 
Auch das BVerwG zeigt erhebliche Schwierigkeiten und Bedenken bei der praktischen Handhabung des „Lebensführungsaufwandes“ auf (BVerwG, VII 48.73, Ziffer II 4b). Dazu näher:

„... mit dieser Äußerung wurde nur zum Ausdruck gebracht, daß der Begriff des Lebensführungsaufwandes als solcher mangels der erforderlichen tatbestandlichen Schärfe nicht als Anknüpfungsmerkmal für eine Steuer dienen kann und deswegen das gemeinsame Einkommen der Ehegatten als objektiver Anhaltspunkt zugrunde gelegt wurde ...“ (ebd.)

„Diese Funktion des gemeinsamen Einkommens als bloßer Hilfsmaßstab läßt sich auch nicht in Frage stellen ...“ (ebd.)
Das „gemeinsam zu versteuernde Einkommen“ ist nach ständiger Rechtsprechung ein Hilfs- oder Ersatzmaßstab für die Erfassung des schwer fassbaren Lebensführungsaufwand. 
„Hierbei wird das gemeinsame Einkommen lediglich als Hilfsmaßstab für den allenfalls mit erheblichen Schwierigkeiten ermittelbaren Lebensführungsaufwand herangezogen.“ OVG Lüneburg, Urteil vom 19.3.1986, 13 OVG A 33/85

„Das gemeinsame Einkommen ist demgegenüber nur als Hilfsmaßstab für den als solchen nicht oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten meßbaren Lebensführungsaufwand anzusehen.“ 
(VG Koblenz, Urteil vom 10.01.1992, 2 K 3951/90 KO)
Ebenso: Schlesw.-Holst. VG, Urteil vom 29.04.1983, - 1 A 81/82, FG BaWü 9 K 258/00, Landtag BaWü Drucksache 12/1520, VGH Hessen v. 23.01.1996 5 UE 53/94, NWB /1996, VG Braunschweig Urteil vom 17. Juli 2001 · Az. 6 A 40/01.

Das BVerwG verwendet die Begriffe „Hilfsmaßstab“ und „Ersatzmaßstab“ synonym und bindet diese für das besondere Kirchgeld an die Rechtsprechung des BVerfG zu Ersatzmaßstäben:

„Das Berufungsgericht hält auch insoweit den Angriffen der Revision stand, als es um die Geeignetheit des vom gemeinsamen Einkommen gebildeten Hilfsmaßstabes für die Erfassung des Hauptmaßstabes Lebensführungsaufwand geht. Es genügt, ist freilich auch erforderlich, daß der Ersatzmaßstab einen bestimmten Lebensführungsaufwand - in der bundesrechtlich nicht zu beanstandenden Definition des Verwaltungsgerichtshofs „die zur Deckung des gesamten Lebensbedarfs, d.h. für Haushalt und persönliche Lebensführung verwendeten Mittel“ - wenigstens wahrscheinlich macht. (so BVerfGE 31, 119 [128] für den Vergnügungsaufwand bei der Vergnügungssteuer).“ 
(BVerwG, VII 48.73, Ziffer II 4c )
Gleiches stellt das VG Osnabrück fest:

„Es [das BVerwG] hat dazu unter Bezugnahme auf die zu „Hilfsmaßstäben“ ergangene Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (vgl. BVerfG, B. v. 18.05.1971 - 1 BvL 7, 8/69 - BVerfGE 31, 119) entschieden, dass das gemeinsame Einkommen ein geeigneter Hilfsmaßstab für die Erfassung des Hauptmaßstabes „Lebensführungsaufwand“ des kirchenangehörigen kirchensteuerpflichtigen Ehegatten ist.“ 
(VG Osnabrück, Beschluss vom 11. Juni 2003,  Az. 1 B 4/03)
Das gemeinsam zu versteuernde Einkommen ist demnach nach ständiger Rechtsprechung ein Hilfs- oder Ersatzmaßstab, auf den die Rechtsprechung des BVerfG zu Hilfsmaßstäben anzuwenden ist. 

„Der Rechtfertigungsbedarf für die Wahl eines Ersatzmaßstabs wird dabei umso höher, je weiter sich der im Einzelfall gewählte Maßstab von dem eigentlichen Belastungsgrund entfernt.“

„Denn der Ersatzmaßstab nutzt den gesetzgeberischen Spielraum in Bezug auf die Realitätsnähe der Steuerbemessung, dieser Spielraum entbindet aber nicht von der notwendigen inhaltlichen Ausrichtung der Steuer am Belastungsgrund.“ 
(BVerfG, Urteil vom 14.2.2009 - 1 BvL 8/05, Ziffer C II 1 b; Hervorhebung nur hier). 
Ebenso: 1 BvL 3/11. 
Bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten entspricht der Ersatzmaßstab „gemeinsam zu versteuerndes Einkommen“ nicht mehr dem Belastungsgrund „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“. 

3.5.5 Geltungsbereich der Kirchgeldtabelle
Das BVerfG hat in seinem aktuellsten Beschluss zum besonderen Kirchgeld 2 BvR 591/06 etc. zur Bemessung des Lebensführungsaufwandes des kirchenangehörigen Ehegatten keine verfassungsrechtlichen Bedenken erhoben und dazu auf das Urteil des BFH I R 76/04 verwiesen. 

Dieses Urteil  I R 76/04 betraf ein einkommensloses Kirchenmitglied. Die Besteuerung des Lebensführungsaufwandes wird darin gem. BVerfG 1 BvR 606/60 nur „insoweit“ als verfassungskonform angesehen, als sie sich auf das einkommenslose Kirchenmitglied bezieht (Ziffer II 3 b) aa). 
Danach sagt dieses Urteil wg. § 95 u. 96 FGO nur etwas darüber aus, dass der Lebensführungsaufwand beim einkommenslosen Kirchenmitglied nach dem gemeinsam zu versteuernden Einkommen bemessen werden darf, und nichts über den Fall eines eigenen Einkommens des Kirchenmitglieds. Der anders lautende Leitsatz ist nicht Bestandteil des Urteils und daher rechtlich bedeutungslos (s. BGH I ZR 190/89, Ziffer II 3 b) bb)
Das BVerwG hat sich in seinem Urteil  VII 48.73 von 1977 am Fall eines einkommenslosen Kirchenmitglieds sehr differenziert mit der hilfsweisen Bemessung des Lebensführungsaufwandes auseinandergesetzt und dafür diese Form der hilfsweisen Bemessung für rechtmäßig gehalten. Aber nur dafür. Bei Anwendung der Kirchgeldtabelle müsse berücksichtigt werden, dass die Besteuerung des Lebensführungsaufwandes nur für den Fall  „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ ermöglicht wurde. (Ziffer II 4 c, Zitat s.u.)

Auch damit ist klargestellt, dass diese Bemessungsmethode nicht auf einen kirchenangehörigen Ehegatten mit eigenem Einkommen übertragen werden darf.

Gleiches hat der BFH in  I B  109/12 festgestellt: „Diese Ausführungen ...“ inkludiert die Bemessungsmethode. Der BFH verweist hier auf BVerwG VII 48.73.
3.6 Vergleichsberechnung

Die sog. Vergleichsberechnung ist nicht Bestandteil des Bundesrechts. Sie ist aber in allen Bestimmungen zum besonderen Kirchgeld auf Landesebene in der einen oder anderen Form enthalten. Sie ist in jeder Hinsicht rechtswidrig. 
· Die Vergleichsberechnung ist im Falle eines eigenen Einkommens des Kirchenmitglieds der tatsächliche Heranziehungsgrund zum besonderen Kirchgeld, allein weil sie höher ist als die KiESt auf dieses eigenen Einkommen.  
· Sie hebelt alle Vorgaben des BVerfG zur kirchlichen Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe inkl. der tragenden Gründe  mit einem schlichten Zahlenvergleich aus und konterkariert sie. Dieses Recht hat die Kirche nicht; 

· Die Vergleichsberechnung ist willkürlich. 

· Die Kirche ist hier ihren verfassungsrechlichen Pflichten nicht nachgekommen. Die entsprechenden Kirchengesetze entsprechen insoweit nicht der Verfassung. 
· Die Vergleichsberechnung ist nicht genehmigungsfähig. 

3.6.1 Bestimmungen in Niedersachsen
Das nds. KiStRG ist insoweit unbestimmt, als es zur KiESt bei glaubensverschiedener Ehe nur sagt, wie sie bemessen wird (§ 7 (5) KiStRG), aber nicht, in welchen Fallkonstellationen sie zu erheben ist. § 2 (1) 4 KiStRG wiederum besagt nur, dass das besondere Kirchgeld bei glaubensverschiedener Ehe erhoben werden darf, grenzt aber die Fallkonstellation nicht näher ein. 
Nach § 2 (3) KiStRG wird KiESt unter bestimmten Bedingungen auf das besondere Kirchgeld angerechnet. Für das Nähere wird dort auf die Kirchensteuerordnung verwiesen.
§ 2 (2) der Kirchensteuerordnung der evang. Landeskirche Oldenburg (Konföderation Hannover) enthält ebenfalls eine Anrechnungsvorschrift, wonach Kirchensteuern aufeinander angerechnet werden können. 
Diese letztere Vorschrift entspricht materiell der Vergleichsberechnung nach den jährlich wortgleichen Kirchensteuerbeschlüssen. Dort heißt es für 2015/2016 wie in vielen derartige Beschlüssen: 
„Es ist eine Vergleichsberechnung zwischen der Kirchensteuer vom Einkommen und dem Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe durchzuführen, wobei der höhere Betrag festgesetzt wird.“
(Landeskirchensteuerbeschluss 2015/2016 v. 21.11.2014, GVBl. 2015, 207)
Damit wird entweder der KiESt entgegen dem Steuertarif ein höherer Betrag zugewiesen, oder es wird anstelle der KiESt das besondere Kirchgeld erhoben. Nach § 2 (1) nds. KiStRG kommt hier keine andere Steuer als die beiden genannten in Frage. 
Nach diesen Bestimmungen ist letztlich die Vergleichsberechnung für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld entscheidend. Damit sind die nds. Bestimmungen insoweit hinreichend bestimmt: Belastungsgrund für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds ist somit, dass dieses rechnerisch höher ist als die KiESt auf dieses eigene Einkommen. 
3.6.2 Prämissen der Vergleichsberechnung
Schon die zugrunde liegenden Annahmen der Vergleichsberechnung sind rechtswidrig.

Die Vergleichsberechnung setzt voraus, dass in ein und demselben Steuerfall sowohl KiESt als auch besonderes Kirchgeld erhoben werden und erhoben werden dürfen, denn sonst gäbe es nichts zu vergleichen oder anzurechnen. Dies legen auch die ungenauen Bestimmungen des KiStG nahe. 
Dies widerspricht den Vorgaben des BVerfG in 1 BvR 606/60, welches eine klare Dichotomie (bzw. „strikte Trennung“ der beiden Steuern lt. BFH I B 109/12) festgelegt hat. Lt. BFH I S 24/13 bestätigt eine Aufstellung von Steuerarten wie in § 2 (1) nds. KiStRG die strikte Trennung von KiESt und besonderem Kirchgeld. 
3.6.3 Rechtsprechung

Kein Gericht hat je diese Vergleichsberechnung verhandelt oder gar deren Rechtmäßigkeit bestätigt. 

In gerichtlichen Entscheidungen zum besonderen Kirchgeld wird sie allenfalls als existierende Bestimmung erwähnt (z.B. FG BaWü 9 K131/00, 9 K 258/00), aber nicht im Hinblick auf ihre eigene Rechtmäßigkeit beurteilt. 

Die einzige Ausnahme besagt das Gegenteil: 

Der BFH hat in seinem Beschluss I B 109/12 als „eindeutige Rechtslage“ festgestellt, dass lt. BVerfG (2 BvR 591/06 etc. insbes. mit 1 BvR 606/60) KiESt und besonderes Kirchgeld strikt getrennt sind (Ziffer 2 b). Es bestehe kein „Korrespondenzprinzip“ zwischen den beiden Steuern. „Nur für diese Fallkonstellation“ „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ „orientiert sich das besondere Kirchgeld als eigenständige Steuer“ nach der Rechtsprechung des BVerfG am Lebensführungsaufwand des kirchenangehörigen Ehegatten (ebd.).

In dem Folgebeschluss I S 24/13 hat der BFH anlässlich einer Anhörungsrüge klargestellt: 

 „Die strikte Trennung zwischen beiden Steuern ... wird durch die Vergleichsberechnung nach Art. 1 § 2 Abs.2 HHG 2006/2007 nicht aufgehoben. Im Gegenteil wird hierdurch die subsidiäre Funktion des Kirchgeldes gerade betont.“ 
(HHG bezeichnet den dortigen Kirchensteuerbeschluss)
Die „strikte Trennung“ der beiden Steuern (KiESt und besonderes Kirchgeld) ist lt. BFH I B 109/12 der Grund dafür, dass lt. BVerfG 1 BvR 606/60 bei einem Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten das besondere Kirchgeld nicht erhoben werden darf. Dies sei die eindeutige Rechtslage. 

Lt. dem o.a. Zitat aus I S 24/12 hat das besondere Kirchgeld eine subsidiäre Funktion, d.h., es kann dann erhoben werden, wenn keine KiESt erhoben werden kann. 

Schon danach ist die Vergleichsberechnung nicht annähernd geeignet, ein besonderes Kirchgeld bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten zu begründen. 

3.6.4 Höherer Betrag
Der Wortlaut der Bestimmung zur Vergleichsberechnung besagt für den Fall eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten, dass nicht KiESt nach § 2 (1) Nr. 4 nds. KiStRG auf dieses eigene Einkommen erhoben wird, sondern das besondere Kirchgeld auf das gemeinsam zu versteuernde Einkommen beider Ehegatten, sofern nur dessen Betrag höher ist als die KiESt.

Der Mechanismus der Vergleichsberechnung wirkt sich nur dann aus, wenn der kirchenangehörige Ehegatte ein eigenes Einkommen hat UND das Einkommen des kirchenfremden Ehepartners mehr als ca. 150% davon beträgt. Die Vergleichsberechnung bewirkt und bezweckt also, neben dem Einkommen des Kirchenmitglieds auch das Einkommen des kirchenfremden Ehegatten entgegen BVerfG der kirchlichen Besteuerung zu unterwerfen. 

Die Vergleichsberechnung ist ein einfacher Zahlenvergleich ohne sonstigen Rechtsgrund. Sie begründet die Festsetzung einer anderen als der vom BVerfG vorgegebenen Steuer (anderer Belastungsgrund, Steuergegenstand, Bemessungsgrundlage, Steuertarif) allein aufgrund einer Berechnung ihrer Betragshöhe. 

Danach ist nach dem Zusammenwirken der staatlichen und kirchlichen Bestimmungen in Niedersachsen allein die Betragshöhe für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld maßgebend. 

Eine Methode hat aber keine steuerbegründende Wirkung (BVerfG, 1 BvR 606/06, Ziffer C I 2a). Die Festsetzung ist somit ohne Rechtsgrund und schon damit willkürlich. 
Finanzbedarf oder gar Mittelverwendung sind auch kein Besteuerungsgrund: 

„Es versteht sich von selbst, daß der Finanzbedarf der steuerberechtigten Religionsgesellschaften allein die Besteuerung nicht rechtfertigen kann.“ 
(BVerfG, 1 BvR 413/60, C II 3) 
3.6.5 Besteuerungsmerkmal

Die Kirche wechselt im Falle eines eigenen Einkommens des Kirchenmitglieds mit der Vergleichsberechnung das verwendete Besteuerungsmerkmal (eigenes Einkommen vs. Lebensführungsaufwand des Kirchenmitglieds) je nach Höhe des Einkommens des kirchenfremden Ehepartners danach, was ihr mehr einbringt. 

Die Kirche darf nur an Besteuerungsmerkmale anknüpfen, die in der Person des kirchenangehörigen Ehegatten gegeben sind: 

„Wenn die Kirche nur den ihr angehörigen Ehegatten besteuern darf, dann darf sie bei der Wahl des Besteuerungsmaßstabes nur an Merkmale anknüpfen, die in dessen Person gegeben sind.“
(BVerfG, 1 BvR 606/60, Ziffer C I 2, tragender Grund)

Im Falle eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten ergibt sich nach den Bestimmungen in Niedersachsen folgende Situation:

· Das eigene Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten ist dann das in der Person gegebene Besteuerungsmerkmal, wenn sein kirchenfremder Ehepartner nicht allzuviel verdient. 

· Wenn dieser mehr verdient, ist das eigene Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten kein Besteuerungsmerkmal mehr, das in der Person des Kirchenmitglieds gegeben ist. Dann ist plötzlich der Lebensführungsaufwand in der Person des Kirchenmitglieds gegeben und wird zum Merkmal, an das die Besteuerung anknüpft.

Dies ergibt sich daraus, dass 

· bei einem bestimmten eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds und einem etwa gleich hohen Einkommen seines kirchenfremden Ehepartners KiESt auf das Einkommen des Kirchenmitglieds erhoben wird, 

· bei steigenden Einkommen des kirchenfremden Ehepartners ab einer Schwelle von ca. 150% aber das besondere Kirchgeld. Diese Schwelle ergibt aus den Steuertarifen von KiESt und besonderem Kirchgeld. 

Eine Wahl des in der Person liegenden Besteuerungsmerkmals nach Betragshöhe der resultierenden Steuer bei sonst gleichen Verhältnissen ist kein sachgerechter Besteuerungsgrund. Es entbehrt jeder Logik und Folgerichtigkeit, dass ein Merkmal wie das eigene Einkommen in der Person des Kirchenmitglieds gegeben ist oder nicht, je nach dem wieviel sein kirchenfremder Ehepartner verdient. Was ein sachgerechter Besteuerungsgrund bei glaubensverschiedener Ehe ist, steht in 1 BvR 606/60.
Nach der Vergleichsberechnung ist das eigentliche Besteuerungsmerkmal bzw. der eigentliche Belastungsgrund also das Einkommen des kirchenfremden Ehepartners, denn seine Höhe entscheidet materiell darüber, was wirklich besteuert wird: das Einkommen oder der Lebensführungsaufwand des Kirchenmitglieds. 

Von einer solche quantitativen Abhängigkeit des „in der Person gegebenen Merkmals“ als Anknüpfungspunkt für die kirchliche Besteuerung hat das BVerfG aber nichts gesagt. Für das BVerfG war in 1 BvR 606/60 allein entscheidend, ob ein Einkommen vorliegt, nicht wie hoch es ist.  Es hat im Gegenteil: eine klare Dichotomie festgesetzt: 

· Eigenes Einkommen => KiESt

· Einkommenslos => besonderes Kirchgeld als Besteuerung des Lebensführungsaufwandes. 

Das Besteuerungsmerkmal „Lebensführungsaufwand“ ist ausweislich des Obiter dictums in 1 BvR 606/60 an die Voraussetzung „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ geknüpft. 

Wenn die Kirche dies verneint, darf sie keine KiESt mehr erheben, denn dann würde immer der Lebensführungsaufwand nach dem Steuertarif der Kirchgeldtabelle greifen und konfessionsverschiedene Ehen wären benachteiligt.  

3.6.6 Sachgerechter Besteuerungsgrund

Mangels eines sachgerechten Besteuerungsgrundes ist die Auswahl von Steuer A anstelle von Steuer B nach Betragshöhe aufgrund der sog. Vergleichsberechnung willkürlich. 

Das BVerfG hat in 1 BvL 8/05 (RN 59) verlangt, dass ein sachgerechter Besteuerungsmaßstab dem „Wesen“ des zu besteuernden Gegenstandes entsprechen muss. 
„Was sachgerecht ist, lässt sich nicht abstrakt und allgemein sagen, sondern muss im Hinblick auf die Eigenart des konkret zu regelnden Sachverhalts beurteilt werden“ 
(BVerfG, Urteil vom 7.11.1995 -  2 BvR 413/88 etc., Ziffer  C II 3 a). 

Das BVerfG hat sich in seinen Urteilen vom 14.12.1965, insbes. 1 BvR 606/60, ausführlich damit auseinandergesetzt, welche Maßstäbe für die kirchliche Besteuerung und auch insbesondere bei glaubensverschiedener Ehe gelten. Die Ableitung geht vom Grundsatz der Individualbesteuerung aus und orientiert sich an der Kirchenzugehörigkeit und am Einkommen: Die Kirche darf nur ihre Mitglieder besteuern. Wenn sie das Einkommen besteuert, somit nur deren Einkommen. Ein Zusammenrechnen mit dem Einkommen eines Kirchenfremden geht nicht. Das darf man wohl als einen sachgerechten Besteuerungsmaßstab ansehen, zumal keine andere höchstrichterliche Rechtsprechung dazu vorliegt und diese Rechtslage aus 1 BvR 606/60 durch BVerfG 2 BvR 591/06 6 etc.  sowie BFH  I B 109/12 bestätigt worden ist. 
Mit der Vergleichsberechnung wird aber allein aufgrund der Höhe der zu erwartenden Steuer der Besteuerungsgegenstand (Einkommen bzw. Lebensführungsaufwand), die Bemessungsgrundlage sowie der Steuertarif hin und her gewechselt, obwohl der zugrunde liegende reale Sachverhalt, insbes. die Einkommenskonstellation, und damit sein „Wesen“, der gleiche ist. Dies ist nach den Maßstäben des BVerfG insbes. in 1 BvR 606/60 kein sachgerechter Besteuerungsgrund für eine bestimmte kirchliche Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe. 

3.6.7 Willkür

Das BVerfG sieht Willkür dann als gegeben an, wenn maßgebliche Norm krass missdeutet wird: 

„Willkür liegt vielmehr erst vor, wenn eine offensichtlich einschlägige Norm nicht berücksichtigt oder der Inhalt einer Norm in krasser Weise missdeutet wird (vgl. etwa BVerfGE 62, 189 (192) = NJW 1983, 809; BVerfGE 83, 82 (85 ff.) = NJW 1991, 157; BVerfGE 86, 59 (62 ff.) = NJW 1992, 1675).“ 
(BVerfG, Beschluss vom 3.11.1992 -- 1 BvR 1243/88 Ziffer B II 2 a)

Lt. BvR 591/06 etc. ist das Urteil 1 BvR 606/60 mitsamt seinem Obiter dictum für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblich. Es besagt in einer klaren Dichotomie, dass bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglied genau dieses zu besteuern ist und nur beim einkommenslosen Kirchenmitglied das besondere Kirchgeld erhoben werden darf. Diese Dichotomie ist letztlich in Art. 2 (1) GG begründet, wonach die Kirche nur ihre Mitglieder besteuern darf (BVerfG, 1 BvL 31/62, C I 2a).

Die Vergleichsberechnung ersetzt diese verfassungsrechtliche begründeten Klärungen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld des BVerfG in 1 BvR 606/60 durch einen simplen Zahlenvergleich, als ob es das BVerfG nicht gäbe. Die Kirche nutzt damit die staatlich eröffnete Möglichkeit einer Besteuerung nach Lebensführungsaufwand, wenn es ihr zum Vorteil gereicht, und ignoriert die zugehörigen Regeln. Eine derart unverfrorene Rosinenpickerei muss wohl als krass bezeichnet werden: Verfassungsrechtlich begründete Vorgaben werden ignoriert und negiert, tragende Gründe sowieso. Entscheidungskriterium ist nicht mehr die Verfassung, sondern die Einnahmenmaximierung der Kirche, auch wenn das Gegenteil von dem getan wird, was das BVerfG vorgegeben hat. 

Wegen des Fehlens eines sachgerechten Besteuerungsgrundes und der direkten Missachtung der einschlägigen, verbindlichen Normen bis zu deren Verkehrung in ihr Gegenteil muss die Vergleichsberechnung als willkürlich eingestuft werden. 

Damit ist die Vergleichsberechnung nicht genehmigungsfähig (vgl. § 2 (9) KiRStG), weil sie nicht der Pflicht zur Beachtung der Verfassung entspricht und weil Steuern nicht willkürlich sein dürfen. 
Der Staat „muss“ hier seine Mitwirkung versagen (BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (1)).
3.6.8 Verfassungsmäßigkeit
Lt. BVerfG 1 BvR 606/60 „muss“ die Kirche das eigene Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten besteuern, sofern sie das Einkommen besteuert, also KiESt erheben (ebd., Ziffer C I 2).

Mit dem Vergleich KiESt vs. besonderes Kirchgeld räumen Kirche und Finanzbehörde auch für den Einzelfall ein, dass die Kirche das Einkommen besteuert, weil sie KiESt erhebt. Dennoch wird im gleichen Einzelfall der Lebensführungsaufwand besteuert. Damit wird gegen dieses Besteuerungsgebot verstoßen, das Obiter dictum missachtet und verbotenerweise demzufolge das Einkommen des steuerpflichtigen mit dem des nicht steuerpflichtigen Ehegatten zusammengerechnet. (Details s.o.)
Die Kirche tut mit der Vergleichsberechnung so, also ob sie mit einem kirchlichen Gesetz die verfassungsrechtlichen Grundlagen für das besondere Kirchgeld, die das BVerfG v.a. in 1 BvR 606/60 gesetzt hat, aufheben könnte. Dazu fehlt den Kirchen jede rechtliche Möglichkeit, da für die kirchliche Besteuerung "die staatliche Normierung konstitutiv ist" (BVerfG, 1 BvR 413/60).

Die Kirche ist beim Ausfüllens des Rahmens des KiStG an die Verfassung gebunden (BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (3)), die staatliche Normierung ist für die kirchliche Besteuerung konstitutiv (1 BvR 413/60, C II 1). Es steht daher der Kirche nicht zu, mit Zahlenspielereien die Rechtsprechung des BVerfG zu unterlaufen um Mehreinnahmen zu generieren (BVerfG, 2 BvR 443/10, Ziffer III B 2) b) aa) (3). 
Die Kirche hat sich nach BVerfG zu richten, und nicht umgekehrt. 

Damit entspricht die Vergleichsberechnung nicht den verfassungsrechlichen Vorgaben des BVerfG, weil sie diese ignoriert und konterkariert. Da diese Vorgaben auf der Beachtung von Art. 2 (1) (allg. Handlungsfreiheit) beruhen, ist von einer Verletzung der entsprechenden Rechte auszugehen. 
3.6.9 Besteuerung des kirchenfremden Ehepartners
Die Vergleichsberechnung dient dazu und führt dazu, dass das Einkommen des kirchenfremden Ehepartners zusätzlich zum Einkommen des Kirchenmitglieds der kirchlichen Besteuerung unterworfen wird. 

Das besondere Kirchgeld auf Grundlage des gemeinsam zu versteuernden Einkommens beider Ehegatten ist dann höher als die KiESt auf das eigene Einkommen des Kirchenmitgliedes, wenn das Einkommen des kirchenfremden Ehepartners mehr als etwa 150 % von dem seines kirchenangehörigen Ehepartners beträgt. Dies ergibt sich aus den Tarifen der beiden Steuern, wie man leicht nachrechnet. 

Ab dieser Schwelle von ca. 150% hängt das besondere Kirchgeld ausschließlich vom Einkommen des kirchenfremden Ehepartners ab. 
D.h., de facto wird vom Kirchenmitglied KiESt erhoben und darüber hinaus wird ein Teil des Einkommens des kirchenfremden Ehepartners kirchlich besteuert. Dies steht mit den Grundsätzen einer gerechten Besteuerung nicht in Einklang, weil der sachgerechte Besteuerungsmaßstab fehlt. (BVerfG 1 BvR 606/60, Ziffer C I 2

Die Kirche darf nur ihre Mitglieder besteuern (BVerfG 1 BvR 606/60, Ziffer C I 1). 

Die Vergleichsberechnung bewirkt danach massive Verstöße gegen tragende Gründe des verfassungsrechtlich maßgeblichen Urteils 1 BvR 606/60. Die evang. Landeskirche hat ihre Pflicht zur verfassungskonformen Ausfüllung des staatlichen Rahmens im KiStG (BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (3) verletzt. 
3.6.10 Nicht genehmigungsfähig

Die Behörden sind nach § 31 (1) BVerfGG an die tragenden Gründe der jeweils eingeschlägigen Entscheidungen des BVerfG gebunden. Die Vergleichsberechnung verstößt wie dargelegt gegen mehrere solcher tragenden Gründe. Damit ist die Behörde daran gehindert Bestimmungen, die die Vergleichsberechnung enthalten, zu genehmigen. 

Das Gericht kann jederzeit die Verfassungswidrigkeit dieser staatlichen Genehmigung feststellen, da untergesetzliches Rechts nicht von der Vorlagepflicht des Art. 100 (1) GG erfasst ist.  

Gelöst wird das Problem andernfalls wegen Normenkollision durch Art. 31 GG (s.o.).
3.7 Rechtsprechung der Bundesgerichte
Die beiden großen Urteile von Bundesgerichten zum besonderen Kirchgeld - BVerwG VII 48.73 sowie BFH I R 76/04 - haben die Erhebung des besonderen Kirchgeldes nur für das einkommenslose Kirchenmitglied bestätigt, wie vom BVerfG in 1 BvR 606/60 vorgegeben.
Diese Rechtslage wird durch den aktuellsten Beschluss des BVerfG zum besonderen Kirchgeld 2 BvR 591/06 etc. von 2010 bestätigt, wie es auch der BFH in I B 109/12 von 2013 festgestellt und im Beschluss  I S 24/13 bekräftigt hat. Dies ist bindend:
„Die oberen Bundesgerichte sind Bundesorgane und üben durch ihre Rechtsprechung Bundesgewalt aus.“ 
(BVerfG, 1 BvR 140/62, Ziffer IV 1)

Danach ist die Feststellung des BFH einer „eindeutigen Rechtslage“ beim besonderen Kirchgeld auf Landesebene zu beachten. 
3.7.1 BVerfG

Der Beschluss vom 28.10.2010 - 2 BvR 591/06 etc. ist die erste wesentliche Entscheidung des BVerfG zum besonderen Kirchgeld seit dem grundlegenden Urteil von 1965  1 BvR 606/60. 
Wie oben ausgeführt, sagt der Beschluss 2 BvR 591/06 etc. zur Rechtslage, dass die für Heranziehung zum besonderen Kirchgeld maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen in der früheren Rechtsprechung des BVerfG geklärt seien, „insbes.“ im Urteil 1 BvR 606/60 sowie „insbesondere“ in dessen Obiter dictum in Ziffer C II 2. 
Diese Rechtslage haben wir vorstehend im Überblick dargelegt, sie ist lt. BFH I B 109/12 eindeutig: Besonderes Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied. 
Die Einzelfallentscheidung von 2 BvR 591/06 ist ohne Begründung, widerspricht der im Beschluss angeführten Rechtslage und führt zu absurden Konsequenzen (Familienbesteuerung). 

Sie ist für weitere Verfahren irrelevant, da im deutschen Recht nach Normen und Regeln (kodifiziertes Recht), also nach Rechtslage, zu urteilen ist, und nicht nach früheren Einzelfällen (Kasuistik). 

3.7.2 BVerwG

Das BVerwG hat die Kirchgeldtabelle gebilligt, ihre Anwendung aber auf den Fall des einkommenslosen Kirchenmitglieds beschränkt. 

„Dafür spricht nach Meinung des Senats schließlich noch, daß - soweit erkennbar - nur mit einer Tabelle in der Art, wie sie die Beigeladene verwendet, auf eine hinreichend praktikable Art der Empfehlung des Bundesverfassungsgerichts zur Besteuerung des Lebensführungsaufwandes (BVerfGE 19, 268 [282]) und der dort ebenfalls anheimgegebenen zumindest losen Anknüpfung an das „Einkommen des anderen Ehegatten“ Rechnung getragen werden kann;“
(BVerwG, VII 48.73, Ziffer II 4c)
Denn das BVerwG hat diese Bemessungsmethode noch im gleichen Satz auf den Fall des einkommenslosen Kirchenmitgliedes beschränkt: 

„; ... berücksichtigt werden muß dabei nach Meinung des Senats auch, daß diese Empfehlung offenbar ausgesprochen worden ist, um einen Weg aufzuzeigen, der es ermöglicht, die durch die Beseitigung des sogenannten Halbteilungsgrundsatzes entstandenen Unbilligkeiten auszuräumen, Unbilligkeiten, die nach den Worten des Bundesverfassungsgerichts darin liegen würden, daß „ein einer steuerberechtigten Kirche angehörender Ehegatte, dessen wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sich durch die Ehe erhöht hat, weil sein - der Kirche nicht angehörender - Ehegatte ein hohes Einkommen bezieht, mangels eigenen Einkommens im Sinne des Einkommensteuergesetzes kirchensteuerfrei bliebe“.“
(BVerwG, VII 48.73, Ziffer II 4c, Hervorhebungen nur hier)
3.7.3 BFH

3.7.3.1 I B 109/12

Der neueste Beschluss des BFH zum besonderen Kirchgeld I B 109/12 vom 08.10.2013 stellt wie dargelegt als „eindeutige Rechtslage“ fest: besonderes Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied. 
3.7.3.2 I R 76/04

Sowohl das BVerfG in 2 BvR 591/06 etc. als auch der BFH in I B 109/12 beziehen sind auf I R 76/04. Dieses Urteil sagt aber nur etwas zum einkommenslosen Kirchenmitglied und kann gerade nicht, wie es vielfach praktiziert wird, auf ein Kirchenmitglied mit eigenem Einkommen übertragen werden. 

Der BFH hat mit seinem Urteil I R 76/04 vom 19.10.2005 den Fall eines einkommenslosen kirchenangehörigen Ehegatten entschieden, der gegen das besondere Kirchgeld wegen Grundrechtverletzungen geklagt hatte. (I R 76/04, Ziffer I) Die Relevanz der Einkommenskonstellation hat der BFH mit seiner Darstellung der Klage sowie mit dem Bezug auf das Obiter Dictum in BVerfG 1 BvR 606/60 explizit anerkannt.
Nach § 95 FGO entscheidet das Gericht "über die Klage" durch Urteil. Das Urteil bezieht sich demnach nur auf die jeweilige Klage und nichts anderes, und somit auf den dieser zugrunde liegenden Verwaltungsakt (§ 44 (2) FGO). Nach § 96 (1) 2 FGO darf das Gericht nicht über das Klagebegehren hinausgehen.
Demnach konnte der BFH hier nicht über den komplementären Fall von besonderem Kirchgeld bei eigenem Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten entscheiden, denn dieser war nicht Gegenstand des Verwaltungsaktes oder der Klage und auch nicht des Klagebegehrens. Schon deshalb kann dieses Urteil nicht als Begründung für ein besonderes Kirchgeld bei Doppelverdienern herangezogen werden.

Die Urteilsbegründung verweist bzgl. Art. 2 (1) GG im Kern darauf, dass die kirchliche Besteuerung des Lebensführungsaufwandes "insoweit" verfassungsrechtlich unbedenklich sei, als sie sich gemäß BVerfG 1 BvR 606/06 auf einen einkommenslosen kirchenangehörigen Ehegatten beziehe (ebd., Ziffer II 3 b) aa). Entsprechend lägen im Streitfall auch keine Grundrechtsverletzungen vor. 
"Insoweit" besagt genauso wie "insofern" einschränkend, dass eine Aussage dann und nur dann gültig ist oder zutrifft, wenn der Sachverhalt oder die Bedingung, auf den sich "insoweit" bezieht, gegeben ist. Von einem Fehlen von Grundrechtsverletzungen kann also lt. I R 76/04 nur dann ausgegangen werden kann, wenn die Vorgabe "einkommenslos" des BVerfG vorliegt, ansonsten eben nicht.
Dass dies so zu verstehen ist, ergibt sich aus dem zweimaligen Hinweis des BFH auf das grundlegende Urteil des BVerfG 1 BvR 606/60: zu Beginn dieses letzten Absatzes in Ziffer II 3 b) aa) und direkt als Nachweis hinter "insoweit". Das BVerwG, das der BFH hier als weiteren Nachweis nennt, hat das besondere Kirchgeld ebenfalls ausschließlich für den einkommenslosen kirchenangehörigen Ehegatten verhandelt und nur dafür für rechtmäßig angesehen. (Urteil vom 18.2.1977 - VII 48.73, Ziffer I, II 3 d, II 4 c)

Es ist nach Klage, Fallkonstellation, Urteilsbegründung und herangezogenen Rechtsquellen eindeutig, dass das Urteil I R 76/04 das besondere Kirchgeld ausschließlich für den Fall des einkommenslosen kirchenangehörigen Ehegatten als verfassungskonform angesehen hat, nicht aber für den Fall eines eigenen Einkommens dieses Kirchenmitglieds. Diesen Feststellungen zu Erhebung eines besonderen Kirchgeldes stehen die dem folgenden Darlegungen des BFH zu Bemessung und Vollzug dieses Kirchgeldes nicht entgegen, da die Bemessung einer Steuer einen rechtmäßigen Besteuerungsgrund voraussetzt und erfordert. Sie sind für den hier nicht verhandelten Fall eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten unbeachtlich und irrelevant.

Der anders lautende Leitsatz ist rechtlich belanglos. Denn der Leitsatz ist lt. BGH I ZR 190/89 eine freiwillige, "außergesetzliche Zutat" und nicht Bestandteil der gerichtlichen Entscheidung und daher rechtlich ohne Wirkung; er dient nur der Kommunikation (Ziffer II 3 b) bb).
3.7.3.3 BFH-Entscheidungen auf Basis von I R 76/04
Kirchen, Behörden und Gerichte beziehen sich gern auf spätere Entscheidungen des BFH, die das besondere Kirchgeld bei Doppelverdienern zugelassen haben. Dies sind v.a. die Entscheidungen I B 98/09, I B 43/06, I R 64/05, I R 44/05 und I R 62/05. 

Alle diese Entscheidungen beachten nicht die tragenden Gründe von 1 BvR 606/60 (KiESt bei eigenem Einkommen zwingend, kein Zusammenrechnen) und verstoßen damit gegen § 31 BVerfGG und somit gegen Art. 20 (3) GG (BVerfG, 2 BvR 1964/05, Ziffer B II 1, Zitat s.o.) Sie sind daher wegen Verstoßes gegen die Bindung des Gerichts an Recht und Gesetz nicht geeignet, ein besonderes Kirchgeld zu begründen, insbesondere auch nicht vorliegenden Fall. 

Alle diese Entscheidungen gehören zu einer Kette rechtsfehlerhafter Entscheidungen des BFH, weil sie alle das Urteil I R 76/04, das das besondere Kirchgeld ausschließlich für Alleinverdiener für verfassungskonform erklärt hat, mit untauglichen Begründungen entgegen 1 BvR 606/60 auf Fälle von Doppelverdienern übertragen haben. 
Diese Entscheidungen stehen insoweit durchweg im Widerspruch zum Urteil I R 76/04, auf das sie sich berufen. 

Von den neueren zu den älteren Entscheidungen besteht folgende Kette: 

· I B 64/11 benennt I B 98/09 

· Nichtzulassungsbeschwerde abgelehnt, da nicht hinreichend substantiiert. 

· Keine inhaltliche Befassung mit dem Thema Kirchgeld.

· I B 98/09 beruft sich auf a) I R 76/04 und b) I R 64/05, I R 62/05, I R 43/06, 
· keine eigene Begründung, nur Verweise auf frühere Entscheidungen

· genau genommen irrelevant, da der Beschluss nur die Rechtmäßigkeit der nachgelagerten Bemessung, nicht aber die Rechtmäßigkeit der dieser Bemessung vorauszusetzenden Heranziehung des besonderen Kirchgeldes betrifft (Bauerntrick Nr. 1: Bemessung und Heranziehung vermischen)

· I B 43/06 beruft sich auf a) I R 76/04 und b) I R 64/05, I R 62/05, I R 44/05

· Begründung: Weil das besondere Kirchgeld am gemeinsamen Einkommen der Ehegatten bemessen wird, darf es auch bei eigenem Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten erhoben werden. (Bauerntrick Nr. 1)

· Lt. BVerfG 1 BvR 606/06 kann eine Methode keine Steuer begründen. 

· I R 62/05 beruft sich auf I R 76/04

· Weitgehend wortgleich mit I R 64/05. Ansonsten Bauerntrick Nr. 2: Bestimmungen und Fallkonstellation getrennt betrachtet. 

· I R 64/05 beruft sich auf I R 76/04

· Begründung: Bestimmungen seien verfassungsgemäß, Bezug auf I R 76/04. Erhöhte Kirchensteuer wegen eigenständigem Besteuerungsmaßstab des besonderen Kirchgeldes sei zulässig. Bauerntrick Nr. 2: Bestimmungen und Fallkonstellation getrennt betrachtet.

· Nicht nachvollziehbar. I R 76/04 besagt das Gegenteil, das BVerfG sowieso.

· I R 44/05 beruft sich auf I R 76/04

· Begründung: Referiert Bestimmungen auf Landesebene. (Bauerntrick Nr. 2)

· Bauerntrick Nr. 3: „Nach diesen Bestimmungen rechtmäßig“, und die anderen (v.a. Bundesrecht) nicht erwähnen. 

Die Kritik an den o.a. Entscheidungen kann bei Bedarf jederzeit präzisiert werden. 

3.8 Zusammenfassung und Fazit

Die Rechtslage auf Bundesebene ist eindeutig: Die Festsetzung eines besonderen Kirchgeldes bei eigenem Einkommen des Kirchenmitglieds ist in jeder Hinsicht rechtswidrig. Die wichtigsten Punkte: 
· Wenn der kirchenangehörige Ehegatte einer glaubensverschiedenen Ehe ein eigenes Einkommen hat, muss die Kirche genau dieses Einkommen besteuern, so sie das Ein​kommen besteuert. Das bedeutet zwingend KiESt - und nichts anderes.
· Das besondere Kirchgeld als Besteuerung des Lebensführungsaufwandes darf lt. BVerfG 1 BvR 606/60 nur dann erhoben werden, wenn der kirchenangehörige Ehegatte mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei bliebe. 

· Kircheneinkommensteuer und besonderes Kirchgeld sind strikt getrennt, daher keine Anrechnung. Daran ändern weder die KiStG noch die Vergleichsberechnung etwas. 

· Eine kirchliche Besteuerung des gemeinsam zu versteuernden Einkommens beider Ehegatten verstößt gegen die verfassungsrechtlichen Vorgaben des BVerfG zur kirchlichen Besteuerung sowie zur Anwendbarkeit von Ersatzbemessungsgrundlagen, sofern der kirchenangehörige Ehegatte ein eigenes Einkommen hat. 

· Die Festsetzung eines besonderen Kirchgeldes bei eigenem Einkommen des Kirchenmitgliedes verstößt gegen tragende Gründe mehrerer Urteile des BVerfG. 
· Die Vergleichsberechnung ist ohne Rechtsgrund und willkürlich. Sie negiert die Rechtsprechung des BVerfG mit einem Zahlenvergleich. Das steht der Kirche nicht zu.  

· Die hilfsweise Bemessung des Lebensführungsaufwandes am gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten ist nur für das einkommenslose Kirchenmitglied verfassungskonform, ansonsten widerspricht sie explizit tragenden Gründen dieses Urteils. 
· Diese hilfsweise Bemessung kann nicht eine Steuer begründen, schon gar nicht entgegen deren verfassungsmäßigen Belastungsgrund. Der Ersatzmaßstab ist unzulässig.
4 Zur Widerspruchsentscheidung vom tt.mm.jjjj
Das besondere Kirchgeld gegen die Klägerin wurde ohne gültige Rechtsgrundlage festgesetzt. Es widerspricht den verfassungsrechtlichen Vorgaben auf Bundesebene.
Eckpunkte:
· Die Vergleichsberechnung ist willkürlich und konterkariert die Rechtsprechung des BVerfG, insbes. die tragenden Gründe aus 1 BvR 606/60. 
Der entsprechende Kirchensteuerbeschluss entspricht insoweit nicht der Verfassung. 
· Die staatliche Genehmigung der Kirchgeldbeschlüsse der Beklagten ist wegen Art. 31 GG ohne Geltung, weil sie zu einem anderen Ergebnis führen kann als Bundesrecht. Damit ist das streitige besondere Kirchgeld ohne gültige Rechtsgrundlage festgesetzt. 
· Das besondere Kirchgeld gegen die Klägerin wurde anstelle von KiESt deshalb festgesetzt, weil ihr Ehemann keiner Kirche angehört. Dieses Wahlrecht hat die Beklagte nicht. Dies ist kein Besteuerungsmerkmal, das in der Person Kirchenmitglieds liegt. 

· Das besondere Kirchgeld gegen die Klägerin wurde anstelle von KiESt deshalb festgesetzt, weil es höher ist als die KiESt auf ihr eigenes Einkommen. Dies ist willkürlich und entgegen der Rechtslage. 

· Das verfassungsrechtlich für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld maßgebliche Urteil des BVerfG  1 BvR 606/60 wurde nicht beachtet, weder sein Obiter dictum noch seine tragenden Gründe.

· Der für die Bemessung herangezogene Ersatzmaßstab entspricht nicht dem verfassungsrechtlich vorgegebenen Belastungsgrund. 

Die von der Beklagten angeführte Rechtsprechung ist entweder irrelevant, rechtsfehlerhaft begründet oder besagt anderes als behauptet. 
Jedes Argument der Beklagten führt auf Widersprüche, entweder zur verfassungsrechtlich maßgeblichen Rechtsprechung oder zu ihrer eigenen Darlegung.
4.1 Begründung der Beklagten

Die Beklagte benennt zunächst Rechtsgrundlagen für die Kirchensteuerpflicht der Klägerin (KiStRG, KiStOev etc.) und die möglichen Steuerarten. 
Als Rechtsgrundlage für die Erhebung eines besonderen Kirchgeldes anstelle von KiESt im konkreten Fall benennt sie letztlich die Vergleichsberechnung aufgrund ihres Kirchensteuerbeschlusses. 

4.2 „Die Rechtslage ist eindeutig“

Nach Bundesrecht gilt das Gegenteil: „Die Rechtslage ist eindeutig“: Besonderes Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied. (BFH, I B 109/12, dazu I S 24/13; Details vorstehend)

Die Beklagte hat das hier streitige besondere Kirchgeld in Kenntnis dessen (vgl. Einspruch vom tt.mm.jjjj, Ziffer 6) dennoch festgesetzt und somit bewusst Bundesrecht missachtet, obwohl sie nach § 6 (1) KiStRG an die Abgabenordnung gebunden ist. Diese wiederum verlangt die Beachtung von Recht und Gesetz, wozu auch die Rechtsnormen des Bundesrechts zählen (§ 85 i.V.m. § 4 AO).
4.3 Kirchliche Rechtsgrundlage

Der im Streitfall zugrunde gelegte Kirchensteuerbeschluss entspricht nicht der Verfassung und nicht den rechtsstaatlichen Mindestanforderungen und ist daher nicht anzuwenden.
4.3.1 Prüfungspflicht
Das Gericht ist bekanntlich gehalten, die Verfassungsmäßigkeit der von ihm für eine Entscheidung herangezogenen Gesetze und Normen zu prüfen (vgl. z.B. BVerfG, 2 BvL 8/08), zumindest wenn einer der Beteiligten Zweifel anmeldet. 

 „Die Prüfung, ob die kirchlichen Steuernormen rechtsstaatlichen Mindestanforderungen genügen, obliegt den staatlichen Gerichten, wenn und soweit Kirchenglieder staatlichen Rechtsschutz begehren.“  
(BVerfG, 2 BvR 443/01, Ziffer  B 2 b) aa) 4), m.w.N.)

Das hier streitige besondere Kirchgeld wurde lt. dem Widerspruchsbescheid der Beklagten vom tt.mm.jjjj aufgrund des Kirchensteuerbeschlusses 2015/2016 anstelle von KiESt auf das eigene Einkommen der Klägerin festgesetzt. Lt. diesem Kirchensteuerbeschluss „kommt es darauf an, welcher Betrag im Rahmen einer Vergleichsberechnung höher ausfällt“ (s. Widerspruchsbescheid). 
Danach und nach dem nds. KiStRG (§ 2 (1), § 7 (1)) ist dieser Kirchensteuerbeschluss auf Basis der Steuerordnung der Beklagten die kirchlich maßgebliche Rechtsgrundlage für die Heranziehung zu dem hier streitigen besonderen Kirchgeld anstelle von KiESt und für dessen Bemessung.
Wenn das hier streitige besondere Kirchgeld für zulässig erklären werden soll, so muss für diese Entscheidung in der Kaskade der Rechtsgrundlagen für das hier streitige Kirchgeld – vom BVerfG über das KiStG bis zum Steuerbescheid - auch dieser Kirchensteuerbeschluss herangezogen werden. Dies erfordert wg. Art. 20 (3) GG, dass dieser Kirchensteuerbeschluss rechtmäßig ist und insbesondere der Verfassung entspricht. Zudem muss er rechtsstaatlichen Mindestanforderungen entsprechen (BVerfG, 2 BvR 443/01, Ziffer III B 2) b) aa) (3).
4.3.2 Zweifel an Rechtmäßigkeit
Wir bestreiten und bezweifeln hiermit explizit, begründet insbesondere mit unseren Darlegungen zur Heranziehung und zur Vergleichsberechnung, dass der Kirchensteuerbeschluss 2015/2016 v. 21.11.2014, GVBl. 2015, 207, der Verfassung gemäß ist und rechtsstaatlichen Mindestanforderungen genügt.
Wir bestreiten, dass diese Bestimmungen im Falle eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten mit den Grundrechten vereinbar sind, insbesondere mit den Rechten aus Art. 2 (1) GG (allgemeine Handlungsfreiheit), insbesondere weil diese Bestimmungen zu mehreren Verstößen gegen Vorgaben führten, die das BVerfG in seiner Rechtsprechung zur kirchlichen Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe im Hinblick auf Art. 2 (1) GG festgelegt hat. 
Daher ist nach BVerfG, 2 BvR 443/01 (s.o.) zu prüfen, ob der o.a. Kirchensteuerbeschluss den rechtsstaatlichen Mindestanforderungen genügt und insbesondere der Verfassung entspricht. 

Näheres zur Begründung unserer Zweifel s.o. sowie zusammengefasst nachstehend: 

4.3.3 Besonderes Kirchgeld nach Bundesrecht
Die Kirche und damit auch die Beklagte ist beim Ausfüllen des vom Landesgesetzgeber vorgegebenen Rahmens für die kirchliche Besteuerung an die verfassungsmäßige Ordnung gebunden (BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (3)). Dazu gehört hier die Beachtung der Klärung der für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen, „insb.“ in 1 BvR 606/60 sowie in dessen Obiter dictum ( s. 2 BvR 591/06 etc.). 

In 1 BvR 606/60 wurden wie gesagt folgende Fragen geklärt:

· Der Lebensführungsaufwand des kirchenangehörigen Ehegatten darf dann kirchlich besteuert werden, wenn dieser ansonsten „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei bliebe“ (BVerfG, 1 BvR 606/60, Obiter dictum in Ziffer C II 2).

· Bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds „muss“ die Kirche dieses Einkommen besteuern, sofern sie das Einkommen besteuert, und nichts anderes (ebd., Ziffer C I 2 i.V.m. Ziffer C I 1). Das bedeutet zwingend KiESt.
· Die Kirche darf nur ihre Angehörigen besteuern. Das Einkommen des kirchenfremden Ehegatten wird „jedoch“ „insofern“ mit herangezogen, als es mit dem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten zusammengerechnet und sodann kirchlich besteuert wird (ebd. Ziffer C I 1).
· Es fehlt die rechtliche Möglichkeit, dem kirchenangehörigen Ehegatten Einkünfte zuzurechnen, die dem nicht der Kirche angehörenden Eheteil zufließen (ebd., Ziffer C I 2 a). Das Zusammenrechnen des Einkommens eines steuerpflichtigen mit dem eines nicht steuerpflichtigen Ehegatten ist systemwidrig (ebd., Ziffer C I 2 d). 

Die letztgenannten drei Punkte sind tragende Gründe dieses für das besondere Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblichen Urteils. 

Danach sind die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld und dessen Bemessung am gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten auf das einkommenslose Kirchenmitglied beschränkt. Bei einem eigenen Einkommen darf vom Kirchenmitglied ausschließlich KiESt erhoben werden. 

4.3.4 Kirchensteuerbeschluss
Die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld im Falle eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten einer glaubensverschiedenen Ehe beruht im vorliegenden Fall lt. Widerspruchsbescheid vom tt.mm.jjjj  auf dem Kirchensteuerbeschluss 2015/2016 der Ev.-luth. Kirche Oldenburg in Niedersachsen. Dieser besagt in Ziffer II:
„Die Landeskirche erhebt von den Kirchenmitgliedern, deren Ehegatte einer steuererhebenden Kirche nicht angehört, ein besonderes Kirchgeld, sofern die Ehegatten nach dem Einkommensteuergesetz zusammen veranlagt werden.“ 

„Das besondere Kirchgeld bemisst sich nach dem gemeinsam zu versteuernden Einkommen; es gilt folgende Tabelle ...“

„Es ist eine Vergleichsberechnung zwischen der Kirchensteuer vom Einkommen und dem Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe durchzuführen, wobei der höhere Betrag festgesetzt wird.“
Danach wird das besondere Kirchgeld bei glaubensverschiedener Ehe unabhängig von der Einkommenskonstellation der Eheleute generell erhoben und am gemeinsam zu versteuernden Einkommen bemessen, es sei denn, die KiESt auf das eigene Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten ist höher. 

4.3.5 Verfassungskonforme Auslegung
Eine verfassungskonforme Auslegung des Kirchensteuerbeschlusses ist nicht möglich, da sein Wortlaut explizit formell und materiell das Gegenteil der dem besonderen Kirchgeld zugrundeliegenden Rechtsnorm (= Obiter dictum) und der tragenden Gründe des verfassungsrechtlich maßgeblichen BVerfG-Urteils 1 BvR 606/60 besagt. 

Nach Bundesrecht darf das besondere Kirchgeld bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten nicht erhoben werden, nach dem Kirchensteuerbeschluss aber doch, sofern es nur höher ist als die KiESt auf das eigene Einkommen des Kirchenmitglieds.

Diese Bestimmungen des Kirchensteuerbeschlusses 2015/2016 der Ev.-luth. Kirche Oldenburg widersprechen somit im Falle eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten einer glaubensverschiedenen Ehe bei entsprechender Relation
 der Einkommen diametral den o.a. Vorgaben des BVerfG zur kirchlichen Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe, insbesondere auch den genannten tragenden Gründen. 

· BVerfG: KiESt zwingend, Besteuerung des Lebensführungsaufwandes nicht zulässig, Zusammenrechnen der Einkommen nicht zulässig. 
· Kirchensteuerbeschluss: Besonderes Kirchgeld sofern höher als KiESt; dann Zusammenrechnen der Einkommen. 
Soweit Bundesgerichte ähnlich lautende Kirchensteuerbeschlüsse für verfassungskonform erklärt haben, bezog sich dies auf die rechtlich anders gelagterte Fallkonstellation „Alleinverdiener“ (z.B. BFH  I R 57/05) oder erfolgte unter Missachtung der Bindungswirkung der entsprechenden tragenden Gründe aus 1 BvR 606/60. 
4.3.6 Anrechnungsvorschrift

Der Rückverweis des Kirchensteuerbeschlusses auf die Anrechnungsvorschrift des § 2 (3) nds. KiStRG ist in diesem Zusammenhang bedeutungslos. 
Diese Anrechnungsvorschrift setzt voraus, das die beide Steuern im betreffenden Fall gleichzeitig für dasselbe Steuerjahr von ein und demselben Steuerpflichtigen erhoben werden. Dies kann bei der Kirchenlohnsteuer (§ 2 (1) 1 b nds. KiStRG) der Fall sein, die als Vorauszahlung auf die KiESt unabhängig vom und parallel zum besonderen Kirchgeld oder zur KiESt anfallen kann, je nach dem, für welche  Veranlagungsart sich die Eheleute nach dem Ende des Steuerjahres entscheiden.

Bei der KiESt ist eine solche Parallelität zum besonderen Kirchgeld nicht möglich. Dies ergibt sich schon aus dem Kirchensteuerbeschluss selber, der bei glaubensverschiedener Ehe zunächst generell das besondere Kirchgeld vorsieht und sodann die Wahl einer anderen Steuerart nach Betragshöhe. Von Parallelität, Gleichzeitigkeit oder Anrechnung steht da nichts. 
Das BVerfG hat wie mehrfach dargelegt eine klare Dichotomie von KiESt und besonderem Kirchgeld vorgegeben. Der BFH hat in I B 109/12 nachgewiesen, dass KiESt und besonderes Kirchgeld lt. BVerfG strikt getrennt sind und damit eine Anrechnung verweigert. 
Ansonsten ist die Anrechnungsvorschrift des § 2 (3) nds. KiStRG eine Kann-Vorschrift, die auf die Steuerordnungen verweist. 

Im Übrigen geht alledem so oder so im Zweifelsfall Bundesrecht vor. Nach den tragenden Gründen der einschlägigen BVerfG-Entscheidungen ist ein besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen so oder so ausgeschlossen. 
4.3.7 Missachtung von Verfassungsrecht I 
Der Kirchensteuerbeschluss der Beklagten konterkariert die Bestimmungen des verfassungsrechtlich für das besondere Kirchgeld maßgeblichen Urteils des BVerfG, auf das er sich mit der Erhebung des besonderen Kirchgeldes beruft:

· Die Rechtsnorm, auf die sich die Besteuerung des Lebensführungsaufwandes begründet, wird konterkariert, indem das besondere Kirchgeld gezielt genau dort erhoben wird, wo es das BVerfG nicht erlaubt hat, nämlich bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten. 

· Die tragenden Gründe der verfassungsrechlich maßgeblichen Entscheidung des BVerfG, die eine solche Besteuerung entgegen dem Obiter dictum explizit ausschließen (bei eigenem Einkommen KiESt zwingend, kein Zusammenrechnen der Einkommen), werden ignoriert, das Gegenteil wird praktiziert. 

· Das Ganze wird damit „begründet“, dass der höhere Betrag darüber entscheidet, ob die verfassungsrechtlich korrekte oder die verfassungswidrige Steuer erhoben wird. So möchte ich mal einkaufen.

Dies alles, inbesondere der letzte Punkt, erfüllt die Kriterien des BVerfG für Willkür, weil die zugrundeliegende Norm in besonders krasser Art und Weise missachtet wird (BVerfG, Beschluss vom 3.11.1992 -- 1 BvR 1243/88 Ziffer B II 2 a; Details s.o.).  Die Betragshöhe ist kein sachgerechter Besteuerungsgrund (s.o.); der Finanzbedarf der Kirche allein kann eine Besteuerung nicht rechtfertigen (1 BvR 413/60, C II 3).
Des Weiteren wird ein tragender Grund des Urteils des BVerfG 1 BvL 8/05 nicht beachtet, nach dem der Ersatzmaßstab für die Bemessung einer Steuer deren Belastungsgrund entsprechen muss (ebd., Ziffer C II 1 b). Belastungsgrund für das besondere Kirchgeld ist lt. Obiter dictum „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“, hier aber wird das besondere Kirchgeld am zusammengerechneten Einkommen der Ehegatten bemessen, obwohl der kirchenangehörige Ehegatte ein eigenes Einkommen hat.  

4.3.8 Missachtung von Verfassungsrecht II
Dies alles widerspricht der Vorgabe des BVerfG, dass die Kirche sich beim Ausfüllen der landesrechtlichen Bestimmungen auch selber an die Verfassung zu halten hat (BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (3)).  Für die Kirchensteuer ist die staatliche Normierung konstitutiv (BVerfG, 1 BvR 413/60, C II 1). Wenn die Kirche den Lebensführungsaufwand besteuern will, muss sie sich an dessen Regeln halten, denn das Verfassungsrecht geht dem kirchlichen Recht vor. 
Dies sind tragende Gründe jener Entscheidungen. Die Kirche und damit auch die Beklagte muss sich bei ihrer Besteuerung an die Verfassung halten, insbesondere auch beim Ausfüllen der Bestimmungen des Landesgesetzgebers. Daher ist sie direkt auch an die tragenden Gründe der hier maßgeblichen Urteile des BVerfG igebunden. 

Mit dem vorliegenden Kirchensteuerbeschluss liegt in einer ganzen Reihe von Punkten eine Missachtung der Bindungswirkung von tragenden Gründen der einschlägigen Rechtsprechung des BVerfG nach § 31(1) BVerfGG und damit ein Verstoß gegen Art. 20 (3) GG vor, was die Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG (allg. Handlungsfreiheit) verletzt (BVerfG, 2 BvR 1964/05, Ziffer B II 1, Zitat s.o.).
4.3.9 Beurteilung der Verfassungsmäßigkeit
Es ist für den vorliegenden Streitfall entscheidungserheblich, ob die Bestimmungen des Kirchensteuerbeschlusses 2015/2016 (v. 21.11.2014, GVBl. 2015, 207) zur Erhebung des besonderen Kirchgeldes in Bezug auf die Fallkonstellation „eigenes Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten“ nach Auffassung des Gerichts der Verfassung entsprechen oder nicht und damit anzuwenden sind oder nicht. 
Wenn hier über die Verfassungsmäßigkeit des hier relevanten Kirchensteuerbeschlusses zu befinden sein wird, wird man nicht umhinkommen zu klären, ob man sich gemäß § 31 (1) BVerfGG i.V.m. Art. 20 (3) GG nach den o.a. tragenden Gründen der einschlägigen Entscheidungen des BVerfG richten will, oder aber dem entgegen nach dem o.a. Kirchensteuerbeschluss, mit dem die Beklagte diese tragenden Gründe entgegen ihrer verfassungsrechtlichen Pflicht missachtet. 

Das Gericht kann jederzeit die Verfassungswidrigkeit der o.a. Bestimmungen eines Kirchengesetzes feststellen, da (inner-)kirchliche Gesetze von der Vorlagepflicht des Art. 100 GG ausgeschlossen sind. 
„Das staatliche Gericht ist in einem Rechtsstreit über die Erhebung von Kirchensteuern befugt, einen als Kirchengesetz bezeichneten Kirchensteuerbeschluss wegen eines von ihm angenommenen Verstoßes gegen Art. 3 Abs. 1 GG als unwirksam zu verwerfen. Eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht nach Art. 100 Abs. 1 GG ist insoweit unzulässig.“
(BVerwG, Beschluss vom 11.01.2001 – 11 B 64.00, Leitsatz)

4.4 Staatliche Rechtsgrundlage

Das hier streitige besondere Kirchgeld ist ohne gültige Rechtsgrundlage erhoben worden.
4.4.1 Zur Darstellung der Beklagten

Die Beklagte benennt ausführlich die Rechtsgrundlagen der Kirchensteuerpflicht der Klägerin aus KiStRG und KiStOev sowie die möglichen Steuerarten. Das KiStRG ist hier insoweit unbestimmt, als es nicht festlegt, wann bei glaubensverschiedener Ehe KiESt nach § 7 (5) und wann das besondere Kirchgeld nach § 2 (1) zu erheben ist.

Als konkrete Rechtsgrundlage für die Festsetzung des besonderen Kirchgeldes gegen die Klägerin benennt die Beklagte nur die Vergleichsberechnung aus den Kirchensteuerbeschlüssen. Die staatliche Genehmigung ihrer Kirchensteuerbeschlüsse erwähnt sie nicht. 
Danach ist das gegen die Klägerin festgesetzte besondere Kirchgeld ohne gültige Rechtsgrundlage. 

Denn nach § 2 (9) KiStRG bedürfen die KiStO und KiStB der staatlichen Genehmigung. Dies ist auch die Voraussetzung für die Mitwirkung der Finanzämter bei der Steuererhebung (§ 11 (1), § 11 (6) KiStRG). 
4.4.2 Wirksamkeit der Kirchensteuerbeschlüsse

Das nds. KiStG betrifft den Steuerpflichtigen zumeist nur indirekt, denn es regelt die Befugnisse der Kirchen, Kirchensteuern zu erheben und dazu Steuerordnungen und Steuerbeschlüsse festzulegen sowie die grundsätzliche Kirchensteuerpflicht der Kirchenmitglieder. In ihren Beschlüssen etc. legen die Kirchen im Einzelnen fest, welche Steuern wie in welcher Höhe sie erheben; ansonsten wäre das KiStG diesbzgl. unbestimmt. 

Diese kirchlichen Bestimmungen erlangen ihre Wirksamkeit gegenüber den kirchlich Steuerpflichtigen erst durch untergesetzliches staatliches Recht, nämlich durch eine staatliche Genehmigung. Das nds. KiStRG besagt: 

„Die Steuerordnungen, ihre Änderungen und Ergänzungen und die Beschlüsse der Landeskirchen, Diözesen, anderen Religionsgemeinschaften, Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände über die Kirchensteuersätze bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der staatlichen Genehmigung, die durch die Landesregierung oder die von ihr beauftragten Behörden erteilt wird. 
(§ 2 (9) KiStRG, Hervorhebung nur hier)
Danach sind Kirchensteuerordnung und Kirchensteuerbeschluss ohne eine solche staatliche Genehmigung unwirksam. Die genehmigten Beschlüsse werden bekannt gemacht: 
„Das Kultusministerium macht die Steuerordnungen und die Beschlüsse über die Kirchensteuersätze der Landeskirchen, Diözesen und anderen Religionsgemeinschaften im Niedersächsischen Ministerialblatt bekannt.“ 
(§ 2 (9) KiStRG)
Aus der Tatsache der Bekanntmachung darf danach auf die Erteilung einer Genehmigung geschlossen werden. 

4.4.3 Rechtmäßigkeit der Genehmigung

Bei dieser Genehmigung ist die Behörde selbstverständlich nach Art. 20 (3) GG an Recht und Gesetz gebunden, insbesondere auch an § 31 (1) BVerfGG. Dies betrifft hier insbesondere die verfassungsrechtlichen Festlegungen des BVerfG zur kirchlichen Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe. 

Die Genehmigung in Gestalt der jeweiligen Bekanntmachung besagt zum besonderen Kirchgeld im Kern:

· Heranziehungsgrund ist, dass das besondere Kirchgeld im Einzelfall höher ist ais die KiESt auf das eigene Einkommen des Kirchenmitglieds (Vergleichsberechnung)

· Das besondere Kirchgeld wird am gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten bemessen. 

Dies widerspricht zunächst der lt. 2 BvR 591/06 etc. verfassungsrechtlich geklärten Frage der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld im Obiter dictum von BVerfG 1 BvR 606/60, wonach die Besteuerung nach Lebensführungsaufwand nur für die Fallkonstellation „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ möglich ist. „Die Rechtslage ist eindeutig“ (BFH, I B 109/12). 
Dies widerspricht zudem tragenden Gründen aus dem lt. 2 BvR 591/06 etc. verfassungsrechtlich maßgeblichen Urteil des BVerfG 1 BvR 606/60:

· „Wählt sie [die Kirche] das Einkommen im Sinne des Einkommensteuerrechtes als Maßstab, dann muß es das marktwirtschaftliche Einkommen (im Sinne des Einkommensteuergesetzes) des kirchenangehörigen Ehegatten sein.“ (ebd., Ziffer C I 2)

· „Bei der Kirchensteuer aber ist von vornherein nur der kirchenangehörige Ehegatte steuerpflichtig. Bei einer glaubensverschiedenen Ehe besteht also gerade keine gemeinsame unbeschränkte Steuerpflicht gegenüber demselben Steuergläubiger. Es fehlt daher einer solchen Ehe rechtlich die Möglichkeit, in Anwendung der Grundsätze des Splitting dem kirchenangehörigen Ehegatten Einkünfte zuzurechnen, die dem nicht der Kirche angehörenden Eheteil zufließen.“ (ebd., Ziffer C I 2a). Das Zusammenrechner ist „systemwidrig“. (ebd., Ziffer C I 2 d)
(Hervorhebungen nur hier
Zudem ist die Vergleichsberechnung willkürlich (s.o.).

Insoweit sind die betreffenden Kirchensteuerbeschlüsse nicht genehmigungsfähig, da sie nicht der Verfassung entsprechen soweit sie Fälle betreffen, in denen das Einkommen des kirchenfremden Ehegatten einer glaubensverschiedenen Ehe mehr als ca. 150%  von dem seines kirchenangehörigen Ehepartners beträgt und dadurch wegen der Vergleichsberechnung das besondere Kirchgeld anstelle von KiESt auf dieses eigene Einkommen festgesetzt wird (s. vorstehend). Wir wiederholen: 
“Das Grundrecht verbietet Eingriffe der Staatsgewalt, die nicht rechtsstaatlich sind.
Insbesondere gehört zur Handlungsfreiheit auch das Grundrecht des Bürgers, nur auf Grund solcher Rechtsvorschriften zu Steuern herangezogen zu werden, die formell und materiell der Verfassung gemäß sind und deshalb zur verfassungsmäßigen Ordnung gehören.“ 
(1 BvR 413/60, C I 1) (Hervorhebung nur hier)

„Die Religionsgemeinschaften können nicht erwarten, dass der Staat ihnen seine Hoheitsgewalt zur Verfügung stellt oder sie bei der Durchsetzung von Maßnahmen unterstützt, wenn hierauf gerichtete staatliche Akte zu einer Grundrechtsverletzung führen müssten (...). Andernfalls würden staatliche Stellen entgegen Art. 1 Abs. 3 GG von ihrer strikten Bindung an die Grundrechtsordnung (vgl. BVerfGE 6, 386 <387>; stRspr) befreit. 

Der Staat muss deshalb seine Mitwirkung an der Kirchensteuererhebung versagen, wenn dadurch Grundrechte missachtet würden (vgl. BVerfGE 30, 415 <422 f.>).“ 
(BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (1). (Hervorhebung und Absatz nur hier)
Die Behörde hat mit ihrer Genehmigung entgegen § 31 (1) BVerfGG die Bindungswirkung der o.a. tragenden Gründe nicht beachtet. Dies stellt einen Verstoß gegen Art. 20 (3) GG dar, der die Kläger in ihren Rechten aus Art. 2 (1) GG verletzt. (BVerfG, 2 BvR 1964/05, Zitat vorstehend).
4.4.4 Normenkollision
Selbst wenn der Kirchensteuerbeschluss für verfassungskonform gehalten werden würde, dürfte man nicht umhinkommen festzustellen, dass die staatliche Genehmigung dieser Kirchensteuerbeschlüsse zu einem anderen Ergebnis führen kann als das verfassungsrechtlich maßgebliche Bundesrecht. 
4.4.4.1 Bundesrecht

Denn dieses wird durch die verfassungsrechtliche Beurteilung des Kirchensteuerbeschlusses nicht verändert. Die Festlegungen des BVerfG zur kirchlichen Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe sind aber klar und und "eindeutig" (BFH):  Besonderes Kirchgeld als Besteuerung des Lebensführungsaufwands „nur für diese Fallkonstellation“ „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“; was gleichermaßen für die Bemessung am gemeinsam zu versteuernden Einkommen gilt. 
4.4.4.2 Sachverhalt

Es geht um folgenden Sachverhalt: 
Kirchliche Besteuerung eines Kirchenmitgliedes mit eigenem Einkommen bei glaubensverschiedener Ehe durch eine Kirche, die das Einkommen besteuert, indem sie KiESt erhebt. 
4.4.4.3 Landesrecht
Die regelmäßige staatliche Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse in Gestalt der jeweiligen Bekanntmachung, z.B. vom 27.3.2015, BStBl. I 2015, 261, besagt, dass das besondere Kirchgeld bei glaubensverschiedener Ehe generell, also auch bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten, erhoben wird:
„Die evangelischen und katholischen Religionsgemeinschaften, die ihre Kirchensteuer durch die Finanzämter erheben lassen, ..., erheben ein besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte einer kirchensteuererhebenden Kirche nicht angehört, nach folgender von den zuständigen Kirchenbehörden mit staatlicher Genehmigung festgelegten Tabelle:“
Es folgt die Kirchgeldtabelle mit der Bemessungsgrundlage „Gemeinsam zu versteuerndes Einkommen“. – Sodann:
„Zwischen der Kirchensteuer vom Einkommen und dem besonderen Kirchgeld wird eine Vergleichsberechnung durchgeführt. Festgesetzt wird der sich hierbei ergebende höhere Betrag.“
4.4.4.4 Unterschiedliches Ergebnis

Demgegenüber besagt das einschlägige Bundesrecht wie vorstehend ausführlich nachgewiesen, dass im Falle eines solchen eigenen Einkommens die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld ausgeschlossen ist und das Zusammenrechnen der Einkommen beider Ehegatten untersagt ist; es ist vielmehr KiESt auf dieses eigene Einkommen zu erheben. 
So die lt. BFH  I B 109/12 „eindeutige Rechtslage“ lt. BVerfG  2 BvR 591/06 etc. auf Basis von „insb.“  1 BvR 606/60.

Danach kann das Landesrecht in Gestalt der staatlichen Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse für das besondere Kirchgeld im Falle eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten zu einem anderen Ergebnis führen als das einschlägige Bundesrecht. 
Diese Möglichkeit einer anderen Wirkung des Landesrechtes ist nicht abstreitbar, da sie im Streitfall konkret eingetreten ist und das besondere Kirchgeld trotzt eines eigenen Einkommens des Kirchenmitglieds erhoben worden ist. 
4.4.4.5 Wirkung von Art. 31 GG
Damit liegt eine Normenkollision im Sinne des Art. 31 GG vor, weil Bundes- und Landesrecht im selben Sachverhalt zu unterschiedlichen Ergebnissen führen können. 
Nach Art. 31 GG ist in diesem Fall das Landesrecht ohne Geltung (s.o., insbes. BVerfG 2 BvN 1/95, Ziffer C I 1), es gilt nur noch das Bundesrecht. 

Danach ist die o.a. staatliche Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse von Verfassungs wegen ohne Geltung. Demzufolge sind die zugehörigen Kirchensteuerbeschlüsse ohne Wirkung (§ 2 (9) KiStRG). 

Das hier streitige besondere Kirchgeld wurde ohne gültige Rechtsgrundlage für Heranziehung und Bemessung festgesetzt, zudem entgegen Bundesrecht. 
Damit entspricht es nicht dem Gebot, dass Steuern formell der Verfassung gemäß sein müssen (1 BvR 413/60), Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG (allg. Handlungsfreiheit) sind verletzt. 
Nachstehend gehen wir näher auf einzelne Aspekte der Festsetzung des streitigen Kirchgeldes ein. 

4.5 Belastungsgrund und Heranziehung
Das besondere Kirchgeld ist im Bescheid vom tt.mm.jjjj ohne den bzw. entgegen dem verfassungsrechtlich vorgegebenen Belastungsgrund festgesetzt worden. Die Klägerin wurde widerrechtlich zum besonderen Kirchgeld herangezogen. Dadurch sind Rechte der Kläger inbes. aus Art. 2 (1) GG verletzt. 
Verfassungsrechtlicher Belastungsgrund für Heranziehung zum besonderen Kirchgeld ist wie dargelegt lt. 1 BVerfG 606/60, dass der kirchenangehörige Ehegatte bei einem hohen Einkommen seines kirchenfremden Ehepartners ansonsten „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ bliebe, was unbillig erscheinen könnte. Dies ist eine verfassungsrechtlich geklärte Frage der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld (vgl. 2 BvR 591/06 etc.) in „eindeutiger Rechtslage“ (BFH, I B 109/12).
Die Klägerin erzielte aber im Streitjahr lt. Einkommensteuerbescheid ein eigenes Einkommen im Sinne des Einkommensteuerrechts, nämlich Einkünfte i.H.v. xx.xxx €.
Daran ändern die ganzen von der Beklagten herangezogenen staatlichen und kirchlichen Bestimmungen auf Landesebene nichts, da sie ihrerseits selbst dem verfassungsrechtlich maßgeblichen Bundesrecht widersprechen und daher im Zweifel ohne Geltung sind. 

4.5.1 Darstellung der Beklagten

Die Beklagte begründet das besondere Kirchgeld gegen die Klägerin wie folgt: 
„Als Kirchenangehörige der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg sind Sie im Sinne des § 2 Satz 1 KiStRG kirchensteuerpflichtig, wobei aufgrund dessen, dass Ihr Ehemann, Herr XY, nicht der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg oder einer anderen steuererhebenden Kirche bzw. Religionsgemeinschaft angehört, das besondere Kirchgeld anstelle der Kircheneinkommensteuer erhoben wird.“ 
(Widerspruchsbescheid vom tt.mm.jjjj, S. 1)
4.5.2 Besteuerungsrecht
Die Beklagte räumt mit dieser Begründung ein, dass hier auch KiESt möglich wäre, wie sich das auch aus § 2 (1) sowie § 7 (5) KiStRG ergibt. 

Lt. der o.a. Begründung besteuert die Beklagte die Klägerin dennoch mit einer anderen Kirchensteuer als der KiESt auf deren eigenes Einkommen, allein weil deren Ehemann keiner Kirche angehört. 

Dieses Recht hat die Beklagte nicht. 

Unabhängig davon, ob diese Begründung wirklich dem nds. KiStRG entspricht, hat die Beklagte nicht ein solches Recht der Wahl der Besteuerungsart nach der Religionszugehörigkeit des Ehepartners. Sie darf nur nach Merkmalen besteuern, die in der Person des kirchenangehörigen Ehegatten liegen: 
„Wenn die Kirche nur den ihr angehörigen Ehegatten besteuern darf, dann darf sie bei der Wahl des Besteuerungsmaßstabes nur an Merkmale anknüpfen, die in dessen Person gegeben sind.“
(BVerfG, 1 BvR 606/60, Ziffer C I 2, tragender Grund)

Die Religionszugehörigkeit des Ehegatten ist kein Merkmal, das in der Person des Kirchenmitglieds liegt. Der Ehepartner kann seine Religionszugehörigkeit unabhängig vom Willen und Zutun seines kirchenangehörigen Ehegatten ändern. 
Mit der Wahl des besonderen Kirchgeldes anstelle der KiESt aufgrund der Religionszugehörigkeit des Ehepartners des Kirchenmitglieds hat die Beklagte an ein Merkmal angeknüpft, das nicht in der Person des Kirchenmitgliedes liegt. 
Damit missachtet diese Wahl der Steuerart die Bindungswirkung tragender Gründe aus Urteilen des BVerfG  gem. § 31 (1) BVerfGG und verstößt damit gegen die Bindung an Recht und Gesetz nach Art. 20 (3) GG. 

Diese Festsetzung der einen Steuer anstelle der anderen aufgrund der Religionszugehörigkeit des Ehepartners ist kein sachgerechter Besteuerungsgrund und entspricht nicht der o.a. Vorgabe des BVerfG. Was verfassungskonforme und damit sachgerechte Besteuerungsgründe sind, hat das BVerfG lt.  BvR 591/06 im Urteil 1 BvR 606/60 geklärt. 
Diese Begründung der Beklagten entspricht nicht den verfassungsrechtlichen Vorgaben des BVerfG für die kirchliche Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe. Soweit das BVerfG in 1 BvR 606/60 eine Besteuerung des Lebensführungsaufwandes (und somit das besondere Kirchgeld) ermöglicht hat, hat es keine Wahlmöglichkeit vorgesehen, sondern eine solche mit einem Besteuerungsgebot (KiESt bei eigenen Einkommen zwingend) sogar explizit ausgeschlossen. Dies ist ein tragender Grund dieses Urteils. (Näheres s.u.)
An alledem ändern die entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen nichts. 

4.5.3 Nds. KiStRG 
Die Bestimmungen des nds. KiStRG zur Heranziehung zum besonderen Kirchgeld entsprechen nicht den verfassungsrechtlichen Vorgaben des BVerfG für diese Kirchensteuer und sind daher ohne Geltung. Der Landesgesetzgeber hat nicht seiner Pflicht entsprochen, die landesrechtlichen Bestimmungen am Verfassungsrecht auszurichten. (BVerfG, 1 BvR 413/60, (Ziffer C II 2), 1 BvL 31/62 (Ziffer C I 1), Zitate s.o. )
4.5.3.1 Verfassungskonforme Auslegung

Eine verfassungskonforme Auslegung der Bestimmungen des nds. KiStRG ist keinesfalls zwingend, mag aber vielleicht möglich sein. In diesem Falle müsste aber der Gesetzgeber durch entsprechende Kontrolle sicherstellen, dass die Verwaltung entsprechend verfährt. Dies ist aber wie man den Bekanntmachungen über die Kirchensteuerbeschlüsse und an der Erhebung des besonderen Kirchgeldes sieht, derzeit und damit seit vielen Jahren nicht der Fall. Insoweit darf man hier ggf. von einem strukturellen Vollzugsdefizit ausgehen. 
4.5.3.2 Strikte Trennung der Steuern
§ 2 (1) nds. KiStRG listet auf, welche Kirchensteuern die Kirchen erheben dürfen. Diese Vorschrift ist in Bezug auf das besondere Kirchgeld inhalts- und fast wortgleich mit der Aufzählung in § 5 (1) KiStG BaWü. 
Diese Aufzählung bedeutet lt. BFH I S 24/13 eine strikte Trennung von KiESt und besonderem Kirchgeld, wie vom BVerfG vorgegeben. Danach dürfen die beiden Steuern nicht im selben Heranziehungsfall nebeneinander erhoben oder aufeinander angerechnet werden. (vgl. BFH I B 109/12, Ziffer 2b)

4.5.3.3 Ausweitung des Tatbestands
Nach § 2 (1) Nr. 4 nds. KiStRG „kann“ das besondere Kirchgeld bei glaubensverschiedener Ehe generell erhoben werden, also auch bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten. Dies wird bestätigt durch die Anrechnungsvorschrift in § 2 (3), da KiESt nur bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds anfallen kann.

Verfassungsrechtlich maßgeblich für das besondere Kirchgeld ist lt. BVerfG 2 BvR 591/06 etc. insb. das Urteil des BVerfG 1 BvR 606/60. Danach darf das besondere Kirchgeld als Besteuerung des Lebensführungsaufwandes nur dann erhoben werden, wenn der kirchenangehörige Ehegatte ansonsten mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei bliebe (ebd., Ziffer C II 2). 
Danach weitet § 2 (1) Nr. 4 nds. KiStRG den Tatbestand bzw. Belastungsgrund, den das BVerfG für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld festgelegt hat, entgegen der verfassungsrechtlichen Klärung dieser Frage in 1 BvR 606/60 ohne jeden Rechtsgrund aus. 

Damit entspricht die Vorschrift des § 2 (1) Nr. 4 nds. KiStRG, die eine Heranziehung zum besonderem Kirchgeld auch bei eigenem Einkommen des Kirchenmitglieds bezweckt und bewirkt, materiell nicht den verfassungsrechtlichen Vorgaben zum besonderen Kirchgeld in 1 BvR 606/60. Steuern müssen aber formell und materiell der Verfassung gemäß sein (1 BvR 413/60, C I 1). Das ist hier nicht der Fall. Der Landesgesetzgeber hat sich bei der Ausgestaltung des kirchlichen Besteuerungsrechts an die Verfassung zu halten (1 BvL 31/62; C I 1); das ist hier nicht geschehen.

Damit ist eine Auslegung bzw. Anwendung des § 2 (1) Nr. 4 nds. KiStRG, die eine gleichzeitige Erhebung von KiESt sowie besonderem Kirchgeld in demselben Steuerfall bewirkt, materiell (auch bei eigenem Einkommen) und formell (keine Trennung) nicht der Verfassung i.S. der verfassungsrechtlichen Vorgaben in 1 BvR 606/60 gemäß.

4.5.3.4 Normenkollision
Das Landesrecht in Gestalt des nds. KiStRG kann aufgrund seines § 2 (1) Nr. 4 insbesondere i.V.m. § 2 (3), beim besonderen Kirchgeld im Falle eines eigenen Einkommens des Kirchenmitglieds zu einem anderen Ergebnis führen als das Bundesrecht zum gleichen Sachverhalt in Gestalt des verfassungsrechtlich maßgeblichen Urteils 1 BvR 606/60. Dies ist tatsächlich auf der Fall, wie man am Streitfall sieht. 
Danach liegt hier Normenkollision von Landes- und Bundesrecht vor, die durch Art. 31 GG dahingehend gelöst wird, dass ausschließlich Bundesrecht gilt (BVerfG, 2 BvN 1/95, Ziffer C I 1). Nach Art. 31 GG gilt damit allein das Bundesrecht („Bundesrecht bricht Landesrecht“). Das Landesrecht kann keine Geltung mehr beanspruchen (vgl. BVerfG, 2 BvN 1/95, Details s.o.).  § 2 (1) Nr. 4 nds. KiStRG kann danach nicht zur Begründung eines besonderen Kirchgeldes bei eigenem Einkommen des Kirchenmitglieds herangezogen werden. 

Demgegenüber sind die üblichen Überlegungen zur hilfsweisen Bemessung des Lebensführungsaufwandes und die sog. Vergleichsberechnung nachrangig und unbeachtlich, zumal diese Bestimmungen selbst gegen Verfassungsrecht verstoßen. (Näheres dazu nachstehend.)

4.5.4 Kirchensteuerbeschluss der evang. Landeskirche
Die Beklagte begründet das hier festgesetzte besondere Kirchgeld des Weiteren mit ihrem Landeskirchensteuerbeschluss für 2015/16. 
Dieser besagt zum besonderen Kirchgeld:

„Die Landeskirche erhebt von den Kirchenmitgliedern, deren Ehegatte einer steuererhebenden Kirche nicht angehört, ein besonderes Kirchgeld, sofern die Ehegatten nach dem Einkommensteuergesetz zusammen veranlagt werden.“ (es folgt die Kirchgeldtabelle)

Belastungsgrund ist danach auch hier allein die Tatsache einer glaubensverschiedenen Ehe, unabhängig von einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten. 

Diese Bestimmung entspricht nicht den o.a. verfassungsrechtlichen Vorgaben des BVerfG zum besonderen Kirchgeld; wir verweisen auf die vorstehenden Anmerkungen zum nds. KiStRG. 

Lt. BVerfG unterliegen die Kirchen aber beim Ausfüllen des staatlichen Rahmens zur kirchlichen Besteuerung aber selbst auch direkt der Bindung an die verfassungsmäßige Ordnung. (BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa), Nachweise s.o.) Dazu gehört die Rechtsprechung des BVerfG. Diese wurde hier nicht beachtet. 
Damit sind die Bestimmungen der Kirchensteuerbeschlüsse nicht staatlich genehmigungsfähig (vgl. (§ 2 (9) KiStRG), da der Staat - auch seine Behörden - seinerseits an die Verfassung gebunden ist. 

4.5.5 Staatliche Genehmigung
Die staatliche Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse für 2015/16 in Gestalt der Bekanntmachung vom 27.3.2015 (BStBl. I 2015, 261) besagt: 
„Die evangelischen und katholischen Religionsgemeinschaften, die ihre Kirchensteuer durch die Finanzämter erheben lassen, ... , erheben ein besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte einer kirchensteuererhebenden Kirche nicht angehört, nach folgender von den zuständigen Kirchenbehörden mit staatlicher Genehmigung festgelegten Tabelle:“
Da auch die staatliche Genehmigung entgegen 1 BvR 606/60 die Einkommenskonstellation nicht berücksichtigt und das besondere Kirchgeld auch bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten vorsieht, gilt das vorstehend Gesagte: Diese Genehmigung entspricht nicht den verfassungsrechtlichen Vorgaben des BVerfG für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld. Sie kann zu einem anderen Ergebnis als Bundesrecht führen, weil bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds das besondere Kirchgeld anstelle von KiESt erhoben werden kann, was das BVerfG in 1 BvR 606/60 im Obiter dictum nicht erlaubt und in einem tragenden Grund untersagt hat. 
Die Heranziehung der Klägerin zum besonderen Kirchgeld beruht somit auf einer landesrechtlichen Bestimmung des einfachen Rechts, die nicht der Verfassung entspricht. 

Daran ändert auch die Bemessungsgrundlage „gemeinsam zu versteuerndes Einkommen“ nichts, wie nachstehend zu zeigen sein wird. 
Damit liegt eine Normenkollision von Bundes- und Landesrecht vor. Nach Art. 31 GG gilt damit allein das Bundesrecht („Bundesrecht bricht Landesrecht“). Das Landesrecht, hier also die staatliche Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse, hat keine Geltung (vgl. BVerfG, 2 BvN 1/95, Details s.o.). Damit sind die Kirchensteuerbeschlüsse ohne gültige staatliche Genehmigung. 

Daran ändert auch das nds. KiStRG nichts, da dieses genauso nur Landesrecht ist, das im Falle einer Normenkollision ebenso seine Gültigkeit gegenüber Bundesrecht verliert. 

Das hier streitige besondere Kirchgeld ist auch insoweit ohne gültige Rechtsgrundlage festgesetzt worden. 
4.5.6 Verletzung von Rechten

Belastungsgrund für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld ist. lt. BVerfG 2 BvR 591/06 etc. i.V.m. 1 BvR 606/60 der materielle Tatbestand, dass der kirchenangehörige Ehegatte „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei bliebe“. Dies ist lt. BFH I B 109/12 die „eindeutige Rechtslage“ seitens des BVerfG. 

Die staatlichen und kirchlichen Bestimmungen des Landes Niedersachsen – vom KiStG bis zur staatlichen Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse – sehen aber ein besonderes Kirchgeld auch bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten vor. 

Sie entsprechen daher insoweit nicht der Bindung an die Verfassung bzw. an Recht und Gesetz (Art. 20 (3) GG). 

Wegen des eigenen Einkommens der Klägerin verletzt ihre Anwendung die Kläger in ihren Rechten aus Art. 2 (1) GG (allg. Handlungsfreiheit), denn in diese darf der Staat nur aufgrund verfassungskonformer Regelungen eingreifen, was hier nicht gegeben ist.

Die Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG sind des Weiteren dadurch verletzt, dass der Landesgesetzgeber, das genehmigende Ministerium sowie die die Steuer erhebende Behörde die offensichtliche Normenkollision von Landes- und Bundesrecht nicht berücksichtigt haben. Das Landesrecht kann keine Geltung mehr beanspruchen (vgl. BVerfG, 2 BvN 1/95, Details s.o.). Dies entspricht nicht ihrer Bindung an die Verfassung bzw. an Recht und Gesetz, zumal die Rechtssätze zur Normenkollision in 2 BvN 1/95 (Details s.o.) dort ein tragender Grund sind. 
4.6 Besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen

4.6.1 Darstellung der Beklagten

Die Beklagte behauptet in ihrem Widerspruchsbescheid vom tt.mm.jjjj:

„Die Möglichkeit zur Erhebung des besonderen Kirchgeldes steht gerade nicht unter der Voraussetzung, dass der kirchenangehörige Partner ohne Einkommen ist und damit auch keine Kircheneinkommensteuer anfallen würde.“ (S. 2)

Diese Behauptung besagt direkt das Gegenteil von dem, was das BVerfG in 1 BvR 606/60, Ziffer C II 2, zur Besteuerung des Lebensführungsaufwandes gesagt hat und was lt. 2 BvR 591/06 nach wie vor gilt (vgl. BFH  I B 109/12). Anders als die Beklagte behauptet, betrifft der angeführte Beschluss des OVG Lüneburg gar nicht das besondere Kirchgeld, sondern die KiESt und besagt anderes. Anders als Beklagte behauptet, bestätigt der Beschluss 2 BvR 591/06 etc. die diesseitige Auffassung, dass das besondere Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied erhoben werden darf (Details s.o.). 
Im Übrigen widerlegt die Beklagte sich selbst.

4.6.2 Widersprüchlich

Die Kirche und somit auch die Beklagte darf nur an Besteuerungsmerkmale anknüpfen, die in der Person des kirchenangehörigen Ehegatten liegen. 

„Wenn die Kirche nur den ihr angehörigen Ehegatten besteuern darf, dann darf sie bei der Wahl des Besteuerungsmaßstabes nur an Merkmale anknüpfen, die in dessen Person gegeben sind.“
(BVerfG, 1 BvR 606/60, Ziffer C I 2, tragender Grund)

Nach der o.a. Darlegung der Beklagten hängt die kirchliche Besteuerung in Gestalt des besonderen Kirchgeldes nicht davon ab, ob das Kirchenmitglied ein eigenes Einkommen hat oder nicht. Sie knüpft danach also immer und grundsätzlich an dessen Lebensführungsaufwand an, auch bei bei einem eigenen Einkommen. Dieser Lebensführungsaufwand ist danach also grundsätzlich das in der Person liegende Merkmal, an das die kirchliche Besteuerung anknüpft, unabhängig von der Einkommenskonstellation. Danach ist das besondere Kirchgeld bei jedem Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten zu erheben. 

Wenn die Beklagte diese Schlussfolgerung nicht akzeptiert, stellt sie sich gegen den o.a. tragenden Grund aus dem verfassungsrechtlich maßgeblichen Urteil des BVerfG  1 BvR 606/60 und stellt damit ihre Besteuerung grundsätzlich in Frage. 
Wenn nun das Einkommen des kirchenfremden Ehepartners weniger als ca. 150 % vom eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds beträgt, dann ist das besondere Kirchgeld rechnerisch niedriger als die KiESt auf dieses eigene Einkommen des Kirchenmitglieds. Da nach der Darlegung der Beklagten der Lebensführungsaufwand – hilfsweise bemessen am gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten – unabhängig vom Einkommen des Kirchenmitgliedes immer das in dessen Person liegende Merkmal ist, an das die Besteuerung anzuzuknüpfen hat, ist auch in diesem Fall das besondere Kirchgeld zu erheben, auch wenn es niedriger ist als die KiESt auf das Einkommen des Kirchenmitglieds 
Die Vergleichsberechnung bestimmt aber, dass in diesem Fall KiESt zu erheben ist. 

Damit knüpft die Besteuerung nun aber an das eigene Einkommen des Kirchenmitglieds an. Die Beklagte müsste erklären, weshalb nun plötzlich das eigene Einkommen ihres Kirchenmitglieds das in der Person liegende Merkmal für die Besteuerung ist, wo sie doch (s.o.) grundsätzlich und unabhängig den Lebensführungsaufwand zugrundelegt. 

Es zwei Möglichkeiten:

· Die Beklagte wechselt das „in der Person gegebene Merkmal“ für die kirchliche Besteuerung je nach Betragshöhe der zu erwartenden Steuer willkürlich zwischen dem Einkommen des Kirchenmitglieds und seinem Lebensführungsaufwand. Oder:

· Die angeführte Behauptung, dass das besondere Kirchgeld unabhängig von einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds sei, trifft nicht zu. 

Die Beklagte wird durch ihre eigene Vergleichsberechnung widerlegt. 

4.7 Besteuerungsgebot

Das besondere Kirchgeld ist im Widerspruchsbescheid vom tt.mm.jjjj entgegen der Vorgabe des BVerfG festgesetzt worden, dass die Kirche bei eigenem Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten einer glaubensverschiedenen Ehe dieses Einkommen besteuern muss und nichts anderes besteuern darf.

Die Klägerin wurde widerrechtlich zum besonderen Kirchgeld herangezogen. Dadurch sind Rechte der Kläger inbes. aus Art. 2 (1) GG verletzt. 
4.7.1 Darstellung der Beklagten

Die Beklagte behauptet ausführlich mit Bezug auf die landesrechtlichen Bestimmungen sowie diverse Rechtssprechung, dass das besondere Kirchgeld auch bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten festgesetzt werden dürfe. 
Nichts davon stimmt, dazu später. 
4.7.2 Besteuerungsgebot bei eigenem Einkommen
Sofern die Kirche das Einkommen besteuert, „muss“ sie bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds genau dieses Einkommen besteuern und darf nichts anderes besteuern (BVerfG 1 BvR 606/60, C I 2 mit C I 1). 
Dies ist wie dargelegt ein tragender Grund des BVerfG-Urteils 1 BvR 606/60, in dem lt. BVerfG 2 BvR 591/06 etc. für die Heranziehung zum besonderen Kirchgeld maßgebliche verfassungsrechtliche Fragen auch außerhalb der Obiter dictums geklärt sind. Danach ist dieser tragende Grund nach § 31 BVerfGG bindend.
Das Finanzamt hat im Auftrag der Beklagten gegen die Klägerin entgegen dieser Bestimmung gegen die Klägerin ein besonderes Kirchgeld festgesetzt, obwohl diese unbestreitbar ein eigenes Einkommen hat. Sie hat damit etwas anderes besteuert als das eigene Einkommen der Klägerin, nämlich formell deren Lebensführungsaufwand und materiell neben dem Einkommen der Klägerin auch das Einkommen ihres kirchenfremden Ehepartners. 

Die Beklagte hat damit einen tragenden Grund des einschlägigen BVerfG-Urteils missachtet, an den sie als Behörde aber nach § 31 BVerfGG gebunden ist. Die Missachtung dieser Bindungswirkung ist ein Verstoß gegen Art. 20 (3) GG (Bindung an Recht und Gesetz) und verletzt die Kläger in ihren Rechten aus Art. 2 (1) GG (allgemeine Handlungsfreiheit) (BVerfG 2 BvR 1964/05, Details s.o.).
Die landesrechtlichen Bestimmungen ändern an dieser Feststellung zum Bundesrecht nichts, zumal sie ihrerseits selber die Bindung an diesen tragenden Grund missachtet haben. 
4.7.3 Nds. KiStRG
Wie bereits dargelegt, sieht § 2 (1) Nr. 4 nds. KiStRG das besondere Kirchgeld bei glaubensverschiedener Ehe generell vor, also auch bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten. 

Damit entspricht diese Bestimmung nicht dem o.a. tragenden Grund, dass die Kirche bei einem eigenen Einkommen zwingend dieses besteuern muss. 
§ 5 (1) Nr. 3 missachtet genauso einen tragenden Grund des einschlägigen BVerfG-Urteils. An diesen war der Landesgesetzgeber nach § 31 BVerfGG aber gebunden. 

Die Missachtung dieser Bindungswirkung ist ein Verstoß gegen Art. 20 (3) GG (Bindung an die Verfassung). Die Anwendung dieser Bestimmung verletzt die Kläger in ihren Rechten aus Art. 2 (1) GG (allgemeine Handlungsfreiheit). (BVerfG 2 BvR 1964/05, Details s.o.)
Es liegt eine Normenkollision von Bundes- und Landesrecht vor: Das Bundesrecht gebietet die kirchliche Besteuerung des eigenen Einkommens per KiESt, das Landesrecht in Gestalt des KiStG sieht bei einem eigenen Einkommen das besondere Kirchgeld vor. Dies ist eine andere Steuer mit anderem Belastungsgrund, anderer Bemessungsgrundlage, anderem Steuertarif und anderem monetären Ergebnis. Daher kann das Landesrecht keine Geltung mehr beanspruchen (vgl. BVerfG, 2 BvN 1/95, Details s.o.) 
Nach Art. 31 GG gilt damit allein das Bundesrecht („Bundesrecht bricht Landesrecht“), § 2 (1) Nr. 4 nds. KiStRG kann nicht zur Begründung eines besonderen Kirchgeldes bei eigenem Einkommen des Kirchenmitglieds herangezogen werden. (Näheres vorstehend.) 
Demgegenüber sind die üblichen Überlegungen zur hilfsweisen Bemessung des Lebensführungsaufwandes und die sog. Vergleichsberechnung nachrangig und unbeachtlich, zumal diese Bestimmungen selbst gegen Verfassungsrecht verstoßen. (Dazu nachstehend.)

4.7.4 Kirchensteuerbeschlüsse
Aus dem gleichen Grund sind die Kirchensteuerbeschlüsse der evang. Landeskirche zur Heranziehung zum besonderen Kirchgeld nicht genehmigungsfähig, weil die Kirche wie dargelegt beim Ausfüllen der landesrechtlichen Bestimmungen selber an die Verfassung gebunden ist (BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa), Nachweise s.o.).
4.7.5 Staatliche Genehmigung
Das Kultusministerium des Landes Niedersachsen hat die betreffenden Kirchensteuerbeschlüsse gleichwohl genehmigt. Die Genehmigung in Gestalt der jährlichen Bekanntmachung schreibt die Erhebung des besonderen Kirchgeldes bei glaubensverschiedener Ehe generell vor. Dies wurde gegen die Klägerin auch so angewendet. 
Diese staatliche Genehmigung missachtet genauso einen tragenden Grund des einschlägigen BVerfG-Urteils. An diesen war das Finanzministerium nach § 31 BVerfGG aber gebunden. 

Die Missachtung dieser Bindungswirkung ist ein Verstoß gegen Art. 20 (3) GG (Bindung an die Verfassung). Die Anwendung dieser Bestimmung verletzt die Kläger in ihren Rechten aus Art. 2 (1) GG (allgemeine Handlungsfreiheit). (BVerfG 2 BvR 1964/05, Details s.o.)
Des Weiteren liegt auch hier eine Normenkollision von Bundes- und Landesrecht vor, weil die staatliche Genehmigung das besondere Kirchgeld auch bei eigenem Einkommen vorsieht, obwohl nach Bundesrecht in diesem Fall KiESt zwingend ist. Nach Art. 31 GG gilt damit allein das Bundesrecht („Bundesrecht bricht Landesrecht“). Das Landesrecht, hier also die staatliche Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse, hat keine Geltung (vgl. BVerfG, 2 BvN 1/95, Details s.o.). Damit sind die Kirchensteuerbeschlüsse ohne gültige staatliche Genehmigung. 

Daran ändert auch das nds. KiStRG nichts, da dieses genauso nur Landesrecht ist, das im Falle einer Normenkollision ebenso seine Gültigkeit gegenüber Bundesrecht verliert. 

Das hier streitige besondere Kirchgeld ist ohne gültige Rechtsgrundlage festgesetzt worden. 

4.7.6 Verletzung von Rechten

Lt. 1 BvR 606/60 „muss“ die Kirche bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitgliedes genau dieses Einkommen kirchlich besteuern. Dies ist ein tragender Grund dieses Urteils.
Die staatlichen und kirchlichen Bestimmungen des Landes Niedersachsen – vom KiStG bis zur staatlichen Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse – sehen aber ein besonderes Kirchgeld auch bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten vor. 

Sie missachten damit die Bindungswirkung tragender Gründe aus Urteilen des BVerfG nach § 31 BVerfGG. Sie entsprechen daher insoweit nicht der Bindung an die Verfassung bzw. an Recht und Gesetz (Art. 20 (3) GG). Dies verletzt die Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG (allg. Handlungsfreiheit), denn in diese darf nur aufgrund verfassungskonformer Bestimmungen eingegriffen werden. 
Die Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG sind des Weiteren dadurch verletzt, dass der Landesgesetzgeber, das genehmigende Finanzministerium sowie die die Steuer erhebende Behörde die offensichtliche Normenkollision von Landes- und Bundesrecht nicht berücksichtigt haben. Dies entspricht nicht ihrer Bindung an die Verfassung bzw. an Recht und Gesetz, zumal die Rechtssätze zur Normenkollision in 2 BvN 1/95 (Details s.o.) dort ein tragender Grund sind. 

4.8 Bemessung
Das besondere Kirchgeld ist im Bescheid vom tt.mm.jjjj wurde aufgrund des gemeinsam zu versteuernden Einkommens der Ehegatten anhand der Kirchgeldtabelle bemessen. 

Unabhängig davon, dass die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für die Heranziehung der Klägerin zum besonderen Kirchgeld fehlen (s.o.), verstößt die Art der Bemessung der Kirchensteuer gegen weitere Vorgaben des BVerfG. 
Dadurch sind Rechte der Kläger inbes. aus Art. 2 (1) GG verletzt. 
4.8.1 Darstellung der Beklagten

Die Beklagte behauptet, die Bemessung des Lebensführungsaufwandes am gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten sei vom Bundesverfassungsgericht auch für den Fall eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten gebilligt worden, und zwar im Beschluss  2 BvR 591/06 etc. 
Dies trifft nicht zu. 

4.8.2 Beschluss 2 BvR 591/06 etc. 

Auf den Beschluss 2 BvR 591/06 etc. sind wir vorstehend eingegangen. Kurz: 

Man kann nicht die Verfassungsmäßigkeit einer Steuer aus einem kirchenüblichen Falschzitat ableiten. Ebenso wenig aus einer unbegründeten Einzelfallentscheidung entgegen der herangezogenen Rechtslage, zumal das deutsche Recht kein kasuistisches ist. 
Die Rechtslage nach 1 BvR 606/60 etc. geht vor, und die ist lt. BFH  I B 109/12 eindeutig: Besonderes Kirchgeld nur wenn einkommenslos. 
Insoweit braucht man eigentlich gar nicht über die hilfsweise Bemessung des Lebensführungsaufwandes zu reden: Was nicht erhoben werden darf, wird auch nicht bemessen. 

Der BFH weist hier des Weiteren darauf hin, dass 

„... der Gesetzgeber (sich) bei der Bemessungsgrundlage füs glaubensverschiedene Ehen im Falle der Zusammenveranlagung für das Individualisierungsprinzip entschieden hat und und gerade nicht jedem Ehegatten die Hälfte des gemeinsamen Einkommens bzw. der Einkommensteuer zurechnet.“
4.8.3 Zusammenrechnen der Einkommen
Mit dem „gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten“ wird im Falle eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten die Summe aus dem Einkommen des Kirchenmitglieds mit dem Einkommen des kirchenfremden Ehepartners kirchlich besteuert. 

Bei glaubensverschiedener Ehe gibt es aber keine rechtliche Möglichkeit, die Einkommen der Ehegatten zusammenzurechnen, da keine gemeinsame Steuerpflicht gegenüber der Kirche besteht (BVerfG, 1 BvR 606/60, Ziffer C I 2a). Ein solches Zusammenrechnen ist „systemwidrig“ (ebd., Ziffer C I 2d). Mit dem Zusammenrechnen wird das Einkommen des kirchenfremden Ehegatten zur kirchlichen Besteuerung herangezogen (ebd., Ziffer C I 1), was dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Individualbesteuerung widerspricht. (Näheres vorstehend.)
Diese Rechtssätze gehören zu den tragenden Gründen des Urteils 1 BvR 606/60, das lt. 2 BvR 591/06 etc. für das besondere Kirchgeld verfassungsrechtlich maßgeblich ist.

4.8.4 Halbteilungsgrundsatz

Bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten ist die Bemessungsgrundlage „gemeinsam zu versteuerndes Einkommen der Ehegatten“ materiell die gleiche wie beim verbotenen Halbteilungsgrundsatz, nämlich die Summe beider Einkommen. Dass die Berechnungsmethode und der Steuertarif unterschiedlich sind, spielt keine Rolle, denn für das BVerfG war in 1 BvR 606/60 allein entscheidend, wessen Einkommen zur kirchlichen Besteuerung herangezogen wurde (Näheres s.o.).

Alle Kritikpunkte des BVerfG in 1 BvR 606/60 am Halbteilungsgrundsatz (= tragende Gründe) gelten vollumfänglich auch für das besondere Kirchgeld, weil das BVerfG in 2 BvR 591/06 etc. festgestellt hat, dass in 1 BvR 606/60 die verfassungsrechtlich maßgeblichen Fragen der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld geklärt sind. 

Danach ist bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten die Bemessung des besonderen Kirchgeld anhand des gemeinsam zu versteuernden Einkommens genauso verboten wie die Anwendung des Halbteilungsgrundsatzes. 

4.8.5 Geltungsbereich

Wie oben ausgeführt, geht aus den beiden grundlegenden Urteilen zur hilfsweisen Bemessung des Lebensführungsaufwandes (BVerwG VII 48.73, BFH I R 76/04) eindeutig hervor, dass die hilfsweise Bemessung am gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten sich ausschließlich auf den Fall des einkommenslosen Kirchenmitglieds bezieht und beziehen darf. 
Die pauschale Genehmigung der Kirchgeldtabelle entspricht schon deshalb nicht Bundesrecht. Es gehört zu den Amtspflichten der Finanzbehörden, Bundesrecht zu beachten. 

4.8.6 Staatliche Genehmigung

Die Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse in Gestalt der jährlichen Bekanntmachung legt aber genau dieses zusammengerechnete Einkommen beider Ehegatten zugrunde. Das Finanzministerium Niedersachsen missachtet damit entgegen § 31 BVerfG die Bindungswirkung tragender Gründe von Urteilen des BVerfG. 
Die Genehmigung entspricht daher insoweit nicht der Bindung an die Verfassung bzw. an Recht und Gesetz (Art. 20 (3) GG). Dies verletzt die Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG (allg. Handlungsfreiheit), denn in diese darf nur aufgrund verfassungskonformer Bestimmungen eingegriffen werden. Steuern müssen formell und materiell der Verfassung gemäß sein (s.o., BVerfG 1 BvR 413/60).

Die Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG sind des Weiteren dadurch verletzt, dass der Landesgesetzgeber, das genehmigende Finanzministerium sowie die die Steuer erhebende Behörde die offensichtliche Normenkollision von Landes- und Bundesrecht nicht berücksichtigt haben. Dies entspricht nicht ihrer Bindung an die Verfassung bzw. an Recht und Gesetz, zumal die Rechtssätze zur Normenkollision in 2 BvN 1/95 (Details s.o.) dort ein tragender Grund sind.
Des Weiteren liegt eine Normenkollision von Bundes- und Landesrecht vor, weil die staatliche Genehmigung das besondere Kirchgeld auch bei eigenen Einkommen vorsieht. Dies hat nach der Kirchgeldtabellen ein Zusammenrechnen der Einkommen beider Ehegatten zur Folge, das nach Bundesrecht untersagt ist. 
Nach Art. 31 GG gilt damit allein das Bundesrecht („Bundesrecht bricht Landesrecht“). Das Landesrecht, hier also die staatliche Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse hat keine Geltung (vgl. BVerfG, 2 BvN 1/95, Details s.o.). Damit sind die Kirchensteuerbeschlüsse ohne gültige staatliche Genehmigung. 

Daran ändert auch das nds. KiStRG nichts, da dieses genauso nur Landesrecht ist, das im Falle einer Normenkollision ebenso seine Gültigkeit gegenüber Bundesrecht verliert. 

Das hier streitige besondere Kirchgeld ist ohne gültige Rechtsgrundlage festgesetzt worden.

4.8.7 Bemessung als Heranziehungsgrund
Die Beklagte behauptet in ihrer Widerspruchsentscheidung vom tt.mm.jjjj, das besondere Kirchgeld sei rechtmäßig erhoben, weil der Lebensführungsaufwand nach dem gemeinsam zu versteuernden Einkommen bemessen worden sei. 
Dieses Vorgehen ähnelt sehr einem Hütchenspiel: 

· Der Lebensführungsaufwand des kirchenangehörigen Ehegatten darf kirchlich besteuert werden, sofern dieser einkommenslos ist (BVerfG 1 BvR 606/60).
· Der Lebensführungsaufwand des einkommenslosen Ehegatten darf am gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten bemessen werden (z.B. BVerwG VII 48.73, BFH I R 76/04).

· Der „Lebensführungsaufwand“ muss nicht als Bemessungsgrundlage benannt werden (BFH I R 76/04).
· Bemessungsgrundlage für das besondere Kirchgeld ist das gemeinsam zu versteuernde Einkommen der Ehegatten (Kirchgeldtabelle), und die Einschränkung „einkommenslos“ ist - oh Wunder - verschwunden. 

Die o.a. Behauptung der Beklagten – Bemessung begründet Heranziehung - ist eine solche Absurdität, dass wir dazu keine Rechtsprechung bei anderen Steuern gefunden haben. 
Genau so gut könnte man z.B. wahlweise Einkommen- oder Körperschaftssteuer verlangen, je nach dem was gerade höher ist; die jeweilige Steuer sei ja anhand des zu versteuernden Einkommens korrekt bemessen worden. Man muss dazu nur den § 1 (Steuerpflicht) des jeweiligen Gesetzes unterschlagen, so wie das hier bei der Kirchensteuer mit dem Belastungsgrund „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ geschieht. Die Beklagte täuscht somit über eine Zahlungspflicht, weil sie deren wahren Belastungsgrund unterdrückt. 
Eine Steuer muss begründet sein (nach Belastungsgrund und Besteuerungsgegenstand), bevor man über ihre Bemessung (nach Bemessungsgrundlage und Steuertarif) und ihre Begleichung (wer zahlt was) redet (vgl. Kirchhof). Dies ergibt sich aus den Geboten der Folgerichtigkeit und dem Willkürverbot. Wenn eine Steuer nicht erhoben werden darf, braucht man über ihre Bemessung nicht zu reden. 
Die Bemessung des besonderen Kirchgeldes anhand des gemeinsam zu versteuernden Einkommens führt bei einem eigenen Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten zu einer kirchlichen Besteuerung, die nach ihrer Bemessungsgrundlage materiell dem verbotenen Halbteilungsgrundsatz gleich ist (Näheres s.o.). Die Beklagte begründet also die Heranziehung der Klägerin zum besonderen Kirchgeld mangels Belastungsgrund mit einer Bemessungsmethode, die das BVerfG für diese Fallkonstellation verboten hat. Absurder geht es kaum. Willkür pur. 

Eine Methode kann keine Steuer begründen. (BVerfG 1 BvR 606/60, Ziffer C I 2a)

4.8.8 Ersatzmaßstab 

Wie oben nachgewiesen, ist das „gemeinsam zu versteuernde Einkommen“ ein Hilfs- oder Ersatzmaßstab zur Bemessung des schwer erfassbaren Lebensführungsaufwandes (s. v.a. BVerwG VII 48.73). Für einen solchen Ersatzmaßstab gilt, dass er dem Belastungsgrund entsprechen muss (BVerwG VII 48.73; BVerfG 1 BvL 8/05).

Dies ist hier nur für das einkommenslose Kirchenmitglied der Fall. „Belastungsgrund“ für die Besteuerung des Lebensführungsaufwandes lautet lt. 1 BvR 606/60 - wie gezeigt - „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“. Im Falle eines eigenen Einkommens des Kirchenmitglieds bezieht der Ersatzmaßstab „gemeinsam zu versteuerndes Einkommen“ aber auch das Einkommen des Kirchenmitglieds in die Bemessung der Steuer mit ein und entspricht damit nicht mehr dem Belastungsgrund. 

Die Bindung des Ersatzmaßstabes an den Belastungsgrund ist ein tragender Grund des BVerfG-Urteils 1 BvL 8/05. Das BVerwG hat sich in VII 48.73 auf ältere ähnlich lautende BVerfG-Urteile bezogen. 

Die Anwendung des Ersatzmaßstabes „gemeinsam zu versteuerndes Einkommen“ im Falle eines eigenen Einkommens entspricht daher nicht den tragenden Gründen der einschlägigen Urteile des BVerfG, die lt. BVerwG aber für das besondere Kirchgeld relevant sind. 

Die staatliche Genehmigung des Kirchgeldes ohne die Einschränkung „einkommenslos“ missachtet die Bindungswirkung dieser tragenden Gründe nach § 31 BVerfGG und stellt somit eine Verletzung von Art. 20 (3) GG dar. Durch ihre Anwendung bei der Festsetzung des streitigen besonderen Kirchgeldes sind die Kläger in ihren Rechten aus Art. 2 (1) GG (allg. Handlungsfreiheit) verletzt. 

4.8.9 Verletzung von Rechten

Lt. BVerfG 1 BvR 606/60 darf das Einkommen des steuerpflichtigen nicht mit dem des nicht steuerpflichtigen Ehegatten zusammengerechnet werden, da ansonsten Letzterer ebenfalls zu Kirchensteuer herangezogen würde, was verfassungswidrig ist. Dies sind tragende Gründe dieses Urteils.

Bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds wird durch die Bemessungsgrundlage „gemeinsam zu versteuerndes Einkommen“ genau dieses getan. 

Die staatliche Genehmigung der Kirchgeldbeschlüsse mitsamt der Kirchgeldtabelle missachtet damit die Bindungswirkung tragender Gründe aus Urteilen des BVerfG nach § 31 BVerfGG. Sie entsprechen daher insoweit nicht der Bindung an die Verfassung bzw. an Recht und Gesetz (Art. 20 (3) GG). Dies verletzt die Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG (allg. Handlungsfreiheit), denn in diese darf nur aufgrund verfassungskonformer Bestimmungen eingegriffen werden. 

Durch das Zusammenrechnen der Einkommen wird „insofern“ das Einkommen des kirchenfremden Ehepartners zur kirchlichen Besteuerung herangezogen (BVerfG 1 BvR 606/60, Ziffer C I 1), den die Kirche aber nicht besteuern darf (BVerfG 1 BvL 31/62). Das festgesetzte Kirchgeld entspricht materiell nicht der Verfassung, entgegen 1 BvR 413/60, Ziffer C I 1. Damit sind die Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG (allg. Handlungsfreiheit) verletzt.

Die Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG sind des Weiteren dadurch verletzt, dass das genehmigende Finanzministerium sowie die die Steuer erhebende Behörde die offensichtliche Normenkollision von Landes- und Bundesrecht nicht berücksichtigt haben. Dies entspricht nicht ihrer Bindung an die Verfassung bzw. an Recht und Gesetz, zumal die Rechtssätze zur Normenkollision in 2 BvN 1/95 (Details s.o.) dort ein tragender Grund sind. 

4.9 Vergleichsberechnung 
Die Beklagte hat das gegen die Klägerin festgesetzte Kirchgeld im Widerspruchsbescheid mit der Vergleichsberechnung begründet, weil das besondere Kirchgeld höher sei als die KiESt. 
4.9.1 Darstellung der Beklagten
Die Beklagte sagt (S. 1 ff.): 

„Für die Frage, ob die Kirchensteuer in Form der Kircheneinkommensteuer oder in Form des besonderen Kirchgeldes festzusetzen ist, wenn nur ein Ehegatte Kirchenmitglied ist, kommt es gemäß II. des Landeskirchensteuerbeschlusses darauf an, welcher Betrag im Rahmen einer Vergleichsberechnung höher ausfällt“. 

Danach ist im Falle eines eigenen Einkommens des Kirchenmitglieds, in dem also KiESt anfällt, der alleinige Heranziehungsgrund für das besondere Kirchgeld, dass sein Betrag höher ist als der der KiESt. 

Die Beklagte sagt weiter (S. 2 mitte): Die Frage, welche der beiden Kirchensteuerformen im konkreten Fall greift, sei anhand des Vorliegens der jeweils kirchengesetzlich festgelegten Voraussetzungen zu beantworten. 
Die Begründung der Beklagten ist im Übrigen widersprüchlich: Sie begründet die Festsetzung des besonderen Kirchgeldes anstelle von KiESt gegen die Klägerin zunächst der fehlenden Religionszugehörigkeit von deren Ehemann, sodann mit der Höhe der beiden Kirchensteuern. Auf die Frage, ob die Religionszugehörigkeit des anderen Ehegatten ein rechtmäßiger Besteuerungsgrund ist, sind wir vorstehend eingegangen. Hier betrachten wir nun die Rechtmäßigkeit der Wahl der Steuerart nach Betragshöhe. 
4.9.2 Rechtslage
Die Beklagte ist in ihren Kirchensteuerbeschlüssen nicht frei, sondern hat sich ungeachtet evtl. anders lautenden Landesrecht selbst eigenständig an die Verfassung zu halten. (Details s.o., v.a. BVerfG, 2 BvR 443/01, B 2 b) aa) (3). Dies ist mit der Vergleichsberechnung nicht geschehen, da sie den Grundsätzen des BVerfG zur kirchlichen Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe nicht entspricht. 
Das besondere Kirchgeld ist eine eigenständige Steuer (wie auch die Kirchen regelmäßig betonen) mit einem eigenen Steuertarif (BFH; I R 76/04, Ziffer II 3 a) aa) mit einem eigenständigen Besteuerungsmaßstab (ebd., Ziffer II 3 a) bb). Dies bestätigt die Feststellung des BFH in I B 109/12, wonach das BVerfG in 2 BvR 591/06 von einer strikten Trennung der beiden Steuern ausgehe. Daran ändere die Vergleichsberechnung nichts (BFH, I S 24/13). Danach hat die Beklagte nicht die Möglichkeit, nach gusto zwischen den beiden Steuerarten zu wählen. 
Es ist kein sachgerechter Besteuerungsgrund, wenn allein aufgrund der Betragshöhe eine Steuer A anstelle einer Steuer B mit anderem Besteuerungsgrund, anderer Bemessungsgrundlage und anderem Steuertarif festgesetzt wird. 

Genau so gut könnte man z.B. wahlweise Einkommen- oder Körperschaftssteuer verlangen, je nach dem was gerade höher ist; die jeweilige Steuer sei ja anhand des zu versteuernden Einkommens korrekt bemessen worden. Man muss dazu nur den § 1 (Steuerpflicht) des jeweiligen Gesetzes unterschlagen, so wie das hier bei der Kirchensteuer mit dem Belastungsgrund „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ geschieht.

Ein sachgerechter Besteuerungsgrund muss dem Wesen des zu besteuernden Gegenstandes entsprechen (BVerfG, 1 BvL 8/05). Was ein sachgerechter Besteuerungsgrund für die kirchliche Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe ist, steht im Urteil des BVerfG 1 BvR 606/60: Bei eigenem Einkommen des Kirchenmitgliedes muss die Kirche dieses besteuern, im Falle „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ kann der Lebensführungsaufwand besteuert werden. 

Für das Weitere verweisen wir auf unsere vorstehende Darlegung zur Vergleichsberechnung. Danach ist die Vergleichsberechnung willkürlich, weil sie ohne jeden Sachgrund die zugrunde liegende Norm in krasser Weise verletzt. (s. BVerfG 2 BvG 1/51, 1 BvR 1243/88) 

Dies ist bei der Vergleichsberechnung strukturell der Fall, weil mit ihr die verfassungsrechtlichen Vorgaben des BVerfG zur kirchlichen Besteuerung bei glaubensverschiedener Ehe ignoriert und durch eine Zahlenspielerei ohne jeden Rechtsgrund in ihr Gegenteil verkehrt werden. 
Die Vergleichsberechnung ist bei der staatlichen Genehmigung nicht genehmigungsfähig, weil die Behörde nach § 31 (1) BVerfGG gehalten ist, die Bindungswirkung der tragenden Gründe von Urteilen des BVerfG zu beachten. Ansonsten ist Art. 20 (3) GG (Bindung an Recht und Gesetz) verletzt. Damit wären dann Rechte der Kläger aus Art. 2 (1) GG (allg. Handlungsfreiheit) verletzt. (2 BvR 1964/05, Zitat s.o.)
Der BFH hat in I S 24/13 festgehalten, dass die Vergleichsberechnung die strikte Trennung des BVerfG für KiESt und besonderes Kirchgeld nicht aufhebt, nach der das besondere Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied erhoben werden darf (BFH, I B 109/12).
Die Vergleichsberechnung kann zu einem anderen Ergebnis führen als das entsprechende Bundesrecht. Sowohl bei den Anrechnungsvorschriften des KiStRG als auch bei der staatlichen Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse liegt damit eine Normenkollision i.S. Art. 31 GG vor, das Landesrecht ist ohne Geltung. 
4.9.3 Besteuerungsmerkmal
Die Klägerin hat unbestreitbar ein eigenes Einkommen. Dieses ist ein in ihrer Person gegebenes Besteuerungsmerkmal. Daran muss die Kirche ihre Besteuerung ausrichten. 
Im Falle eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten ergibt sich nach der Darlegung der Beklagten im Widerspruchsbescheid und den Bestimmungen in Niedersachsen die Situation, dass das eigene Einkommen des Kirchenmitglieds dann Besteuerungsmerkmal ist, wenn der kirchenfremde Ehepartner nicht allzuviel verdient, ansonsten wird halt der Lebensführungsaufwand zum in Person gegebenen Merkmal (Details s.o.). 
Diese Wahl des in der Person liegenden Besteuerungsmerkmals nach Betragshöhe der resultierenden Steuer bei sonst gleichen Verhältnissen ist kein sachgerechter Besteuerungsgrund. Es entbehrt jeder Logik und Folgerichtigkeit, dass ein Merkmal wie das eigene Einkommen in der Person des Kirchenmitglieds gegeben sein soll oder nicht, je nach dem wieviel sein kirchenfremder Ehepartner verdient. (Details s.o.)
Nach der Vergleichsberechnung ist das eigentliche Besteuerungsmerkmal das Einkommen des kirchenfremden Ehepartners, denn seine Höhe entscheidet materiell darüber, was wirklich besteuert wird: Das Einkommen oder der Lebensführungsaufwand des Kirchenmitglieds. 

Dies widerspricht einem tragenden Grund von BVerfG 1 BvR 606/60, nämlich dass die kirchliche Besteuerung an Merkmale in der Person des Kirchenmitglieds anknüpfen muss (BVerfG, 1 BvR 606/60, Ziffer C I 2).
4.9.4 Wahl der Veranlagungsart
Der evtl. Hinweis, das Ehepaar könne ja dem besonderen Kirchgeld entgehen und Getrenntveranlagung wählen bzw. man habe ja den Splittingvorteil bei der Einkommensteuer, geht fehl, denn es gilt die Individualbesteuerung.
Der Splittingvorteil des klagenden Ehepaares steht den einzelnen Ehegatten nach ihrem Anteil an den gezahlten Steuern zu (§ 426 BGB i.V.m. § 268 ff AO, vgl. auch BMF, Schreiben IV A 3 - S 0160/11/10001 vom 14.01.2015) 

Nach diesem o.a. Hinweis soll also der kirchenfremde Ehepartner auf seinen Anteil am Splittingvorteil verzichten, damit sein kirchenangehöriger Ehegatte nicht eine Erhöhung seiner Kirchensteuer bezahlen muss, die allein aufgrund seines (also des Kirchenfremden) Einkommens erhöht wurde, und zwar lt. Kirchensteuerbeschluss allein deshalb, weil der Betrag der Kirchensteuer dann höher ist. 

Das besondere Kirchgeld ist höher als die KiESt auf das eigene Einkommen des Kirchenmitglieds. Wenn der Splittiingvorteil dem gegengerechnet werden soll, wird das Kirchenmitglied mit einem Nachteil belastet, der nicht in der Verfassung begründet ist. Diesem materiellen Zwang kann das Kirchenmitglied nicht entgehen. 
Man darf nicht durch staatlichen Zwang mit einem Nachteil belastet zu werden, der nicht in der verfassungsmäßigen Ordnung begründet ist. (1 BvR 413/60, Ziffer C I 1, Zitat s.o.) 
Im Übrigen enthebt die Möglichkeit der Getrenntveranlagung die Beklagte nicht ihrer Pflicht, die kirchliche Besteuerung des Lebensführungsaufwandes der Verfassung gemäß auszugestalten und vorzunehmen. Denn Steuern müssen formell und materiell der Verfassung gemäß sein (BVerfG, 1 BvR 413/60, C I 1). 

Wenn die Beklagte das nicht will, kann sie ja Beiträge erheben (BVerfG, 2 BvR 443/10, Ziffer III B 2) b) aa) (3), Zitat s.o.).
4.10 Angeführte Rechtsprechung

Die Beklagte führt eine Reihe von Entscheidungen an, die ein besonderes Kirchgeld bei eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds gebilligt haben. Soweit dies tatsächlich der Fall ist, haben diese Entscheidungen folgende tragende Gründe des lt. 2 BvR 591/06 etc. verfassungsrechtlich maßgeblichen Urteils 1 BvR 606/60 entgegen § 31 (1) BVerfGG nicht beachtet:
· Die Kirche darf nur ihre Mitglieder besteuern. Durch ein Zusammenrechnen wird aber das Einkommen des kirchenfremden Ehepartner zu kirchlichen Besteuerung herangezogen. Dies steht mit den Grundsätzen einer gerechten Besteuerung nicht im Einklang, u.a. weil der sachgerechte Besteuerungsmaßstab fehlt (BVerfG, 1 BvR 606/60, Ziffer C I 1).

· Dieser tragende Grund wurde insoweit nicht beachtet, als bei einem besonderen Kirchgeld bei eigenem Einkommen des Kirchenmitglieds aufgrund der Kirchgeldtabelle die Einkommen beider Ehegatten zusammengerechnet werden. 

· Wenn die Kirche das Einkommen besteuert, muss es das Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten sein (ebd., Ziffer C I 2).

· Dieser tragende Grund wird insoweit nicht beachtet, als die Beklagte unstreitige das Einkommen per KiESt besteuert und dennoch gegen die Klägerin ein besonderes Kirchgeld festgesetzt hat. 

· In einer glaubensverschiedenen Ehe fehlt die rechtlich die Möglichkeit, dem kirchenangehörigen Ehegatten Einkünfte zuzurechnen, die dem nicht der Kirche angehörenden Eheteil zufließen (ebd., Ziffer C I 2a). Ein solches Zusammenrechnen ist systemwidrig (ebd., Ziffer C I 2d).
· Dieser tragende Grund wird insoweit nicht beachtet, als mit dem Zusammenrechnen der Einkommen beider Ehegatten in der Kirchgeldtabelle sich die Steuerlast des Kirchenmitglieds erhöht, sobald des Einkommen des kirchenfremden Ehegatten mehr als ca. 150% von dem des Kirchenmitgliedes beträgt. Damit werden dem Kirchenmitglied steuerliche Einkünfte zugerechnet, die seinem kirchenfremden Ehegatten zufließen.

Die Missachtung dieser Bindungswirkung in den angeführten Verfahren verstößt gegen Art. 20 Abs. 3 GG (Bindung an Recht und Gesetz). Die angeführten Entscheidungen sind daher schon deshalb nicht geeignet, im vorliegenden Streitfall ein besonderes Kirchgeld zu begründen. Eine Fortschreibung dieser Rechtsverletzung im vorliegenden Fall würde die Kläger in ihren Rechten aus Art. 2 (1) (allg. Handlungsfreiheit) verletzen (BVerfG, 2 BvR 1964/05, Ziffer B II 1, Zitat s.o.).
Des Weiteren haben diese Entscheidungen den Tatbestand aus dem Obiter dictum „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ nicht beachtet. Dies ist aber lt. 2 BvR 591/06 etc. eine verfassungsrechtlich geklärte Frage der Heranziehung zum besonderen Kirchgeld (Details s.o.).
4.10.1 Überblick zur angeführten Rechtsprechung

Für die Details unserer nachstehenden Anmerkungen verweisen wir auf die ersten beiden Teile unserer Klagebegründung, in denen wir die Rechtslage ausführlich dargelegt haben. 

Die Beklagte bezieht sich beim Bundesrecht v.a. auf den Beschluss des BVerfG 2 BvR 591/06 etc. von 2010. Anders als die Beklagte behauptet, hat dieser Beschluss nicht etwa das besondere Kirchgeld „bestätigt“, womöglich sogar bei eigenem Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten. Aus dem Beschluss I B 109/12 des BFH von 2013 ergibt sich das Gegenteil. Danach ist es lt. 2 BvR 591/06 etc. „eindeutige Rechtslage“, dass das besondere Kirchgeld als Besteuerung des Lebensführungsaufwandes „nur für diese Fallkonstellation“ „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ möglich ist. 

Soweit das BVerfG in 2 BvR 591/06 etc. keine Einwände gegen die Entscheidungen der Vorinstanzen hatte, so beruht dies wie dargelegt bestenfalls auf einem Falschzitat des Obiter dictums. Die vom BVerfG in 2 BvR 591/06 etc. herangezogene Rechtsprechung besagt das Gegenteil. Da das BVerfG diese in diesem Beschluss mit keinem Wort in Frage gestellt oder modifiziert hat, gilt sie auch nach diesem Beschluss unverändert weiter. So hat das der BFH in I B 109/12 festgestellt. 

Die Beklagte hat es wohlweislich vermieden, auf den Beschluss des BFH I B 109/12 einzugehen, auf den die Kläger in ihrem Einspruch vom tt.mm.jjjj hingewiesen hatten (Ziffer 6). Ebenso hat sie es vermieden, auf die Vorhalte der Kläger zu den geklärten verfassungsrechtlichen Fragen einzugehen (Ziffer 3 des Einspruchs). 

Soweit die Beklagte andere Entscheidungen des BFH anführt (I B 98/09, I R 44/05), ist festzuhalten, dass diese Entscheidungen die Feststellungen des BFH-Urteils I R 76/04 für Alleinverdiener ohne jede Rechtsgrundlage auf Doppelverdiener übertragen haben. Sie missachten die Bindungswirkung nach § 31 (1) BVerfGG der tragenden Gründe aus dem BVerfG-Urteil 1 BvR 606/60 und entsprechen insoweit nicht der Bindung an Recht und Gesetz nach Art. 20 (3) GG. Die Rechtslage nach der Rechtsprechung des BVerfG (vgl. BFH  I B  109/12) geht vor. Die BFH-Beschlüsse I B 98/09 und I R 44/05  sind daher nicht geeignet, ein besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen des Kirchenmitglieds zu begründen. 

Gleiches gilt für die angeführten erstinstanzlichen Entscheidungen. Keine hat die tragenden Gründe aus 1 BvR 606/60 (bei eigenen Einkommen KiESt zwingend, kein Zusammenrechnen der Einkommen) beachtet. 

Das angeführte Urteil des OVG Lüneburg bezieht sich nicht auf das besondere Kirchgeld, sondern nur auf die Verrechnungsmethodik bei der KiESt zwischen den Eheleuten. 
4.10.2 BVerfG 2 BvR 591/06 etc.

Am Beschluss 2 BvR 591/06 etc. ist nur die Darlegung der Rechtslage tragfähig, wie man am Beschluss des BFH I B 109/12 sieht. (Näheres s.o.) 
Die Beklagte beruft sich auf die Einzelfallentscheidungen des Beschlusses 2 BvR 591/06 etc., danach sei das besondere Kirchgeld auch bei eigenem Einkommen des Kirchenmitglieds zulässig. 

Diese Einzelfallentscheidungen von 2 BvR 591/06 etc. sind ohne Begründung, widersprechen der im Beschluss angeführten Rechtslage und führen zu absurden Konsequenzen (Familienbesteuerung). 
Sie sind für weitere Verfahren irrelevant, da im deutschen Recht nach Normen und Regeln (kodifiziertes Recht), also nach Rechtslage, zu urteilen ist, und nicht nach früheren Einzelfällen (Kasuistik).

Wenn man im vorliegenden Fall die Rechtsauffassung der Beklagten zugrunde legt, so wird die hier zu treffende Entscheidung u.a. den tragenden Gründen aus 1 BvR 606/60 widersprechen, so dass der Vorgabe des Art. 20 (3) GG nicht entsprochen ist. 

4.10.3 VG Cottbus 1 K 805/14
Das Urteil des FG Cottbus ist rechtsfehlerhaft begründet. 

Das VG Cottbus zitiert die Festlegung des BVerfG, dass der Lebensführungsaufwand nur im Falle „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“ kirchlich besteuert werden darf. (RN 37, juris)
Es führt weiter aus, dass das gemeinsam zu versteuernde Einkommen als Hilfsmaßstab dient, den schwer zu bestimmenden Lebensführungsaufwand zu ermitteln. Dieser Ansatz geht insoweit fehl, als bei einem eigenen Einkommen des Kirchenmitglieds dessen Lebensführungsaufwand - wie vom VG Cottbus korrekt zitiert - gar nicht besteuert werden darf, so dass sich die Frage der Bemessung gar nicht stellt. 

Die bloße Bemessungsmethode kann aber keine Steuer begründen. (BVerfG, 1 BvR 606/60, Ziffer C I 2a)
Auch die herangezogenen Quellen besagen anderes als das VG Cottbus behauptet. 

· Das BVerwG hat in VII 48.73 zwar die Kirchgeldtabelle gebilligt, ihre Anwendung aber auf das einkommenslose Kirchenmitglied beschränkt (Details s.o.).
· Das Urteil des BVerwG  8 C 10/87 betraf ein einkommensloses Kirchenmitglied und ist daher nicht auf den Fall eines Kirchenmitglieds mit eigenem Einkommen übertragbar. (vgl. BVerfG  1 BvR 606/60, wonach die Einkommensfrage entscheidend ist)
· Gleiches gilt für das Urteil des FG Düsseldorf 1 K 4952/02. 

· Das Urteil des BFH I R 76/04 bezieht sich auf Alleinverdiener und sagt daher nichts über Doppelverdiener aus (Details s.o.).
· Der BFH-Beschluss I B 18/01 besagt lt. BFH I B 109/12 „ebenso“, dass das besondere Kirchgeld nur vom einkommenslosen Ehegatten erhoben werden darf. 

· Das Urteil 10 K 3864/11 des FG Württemberg betraf eine Klage auf ein „negatives Kirchgeld“. Das Gericht bezieht sich dort i.w. auf BVerfG 2 BvR 591/06 etc. Der BFH hat in der Nichtzulassungsbeschwerde zu 10 K 3864/11 im Beschluss I B 109/12 wie mehrfach erwähnt als „eindeutige Rechtslage“ aufgrund dieses BVerfG-Beschlusses festgestellt, dass das besondere Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied erhoben werden darf. 

Des Weiteren wurde wie eingangs dieses Abschnitts dargelegt, die Bindungswirkung tragender Gründe von Entscheidungen des BVerfG missachtet. 

Das Urteil des VG Cottbus ist somit nicht geeignet, ein besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen zu begründen.
4.10.4 FG Thüringen 2 K 39/15

Das Urteil des FG Thüringen ist rechtsfehlerhaft begründet. 

Das FG Thüringen behauptet, die streitigen Kirchensteuerbescheide verstießen nicht gegen Verfassungsrecht (RN 12). Obwohl das grundlegende Urteil des BVerfG 1 BvR 606/60 bei der damaligen kirchlichen Besteuerung bei glaubensverschiedenen Ehe einen Verstoß gegen Art. 2 (1) GG (allg. Handlungsfreiheit) festgestellt hat, hat das FG Thüringen diesen Punkt nicht geprüft. Die o.a. Behauptung ist insoweit nicht hinreichend begründet. 
Das FG Thüringen zitiert falsch (RN 15). 
1) Das BVerfG hat in 1 BvR 606/60 nicht gesagt, dass das gemeinsam zu versteuernden Einkommen der Ehegatten zur Bemessung des Lebensführungsaufwandes zur Bestimmung des Lebensführungsaufwandes herangezogen werden kann. Es hat im Gegenteil ein solches Zusammenrechnen verboten (s.o.). 
2) Der BFH-Beschluss I B 109/12 sagt glasklar, dass das besondere Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied erhoben werden darf. 
Das angeführte Urteil des FG Düsseldorf 1 K 4952/02 betraf einen Fall von Alleinverdiener und sagt daher nichts über das besondere Kirchgeld bei eigenem Einkommen des Kirchenmitglieds aus. 

Auf die angeführten BFH-Entscheidungen gehen wir separat ein. 

Des Weiteren wurde wie eingangs dieses Abschnitts dargelegt, die Bindungswirkung tragender Gründe von Entscheidungen des BVerfG missachtet. 

Das Urteil des VG Thüringen ist somit nicht geeignet, ein besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen zu begründen.

4.10.5 Sächs. FG  3 K 502/13

Das Urteil des sächs. FG ist hier irrelevant. 

Die Klägerin hatte ein besonderes Kirchgeld wegen Ungleichbehandlung gegenüber Lebens​partnerschaften angegriffen. 
Das FG Sachsen behauptet ohne jeden konkreten Nachweis (RN 17), dass die Kirchgeldregelung des Sächs. KiStG als verfassungsgemäß anerkannt sei. Wir bestreiten, dass BVerfG oder BFH diese Bestimmungen geprüft und für verfassungskonform befunden haben. So enthält z.B. der Verfahrensgang von 2 BvR 591/06 etc. kein Verfahren aus Sachsen. Auch wird die Frage einer möglichen Normenkollision nicht betrachtet. 
Ansonsten verweist das FG Sachsen auf BVerfG 2 BvR 591/06 etc. und BFH I B 109/12, beachtet aber nicht, dass der BFH in IB 109/12 als „eindeutige Rechtslage“ festgestellt hat, dass das besondere Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied erhoben werden darf. Da hätte man schon den nächsten Abschnitt noch lesen können. 
Die sonstigen Ausführungen des Urteils zur Frage der Gleichbehandlung mit Lebenspartnerschaften sind hier unbeachtlich. 

Des Weiteren wurde wie eingangs dieses Abschnitts dargelegt, die Bindungswirkung tragender Gründe von Entscheidungen des BVerfG missachtet. 

Das Urteil des VG Sachsen ist somit nicht geeignet, ein besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen zu begründen.

4.10.6 BFH I B 98/09 und I R 44/05
Die Kette dieser BFH-Entscheidungen ist rechtsfehlerhaft und wurde durch die neuere Rechtsprechung des BFH korrigiert.

Der Beschluss des BFH I B 98/09 beruft sich auf a) I R 76/04 und b) auf I R 64/05, I R 62/05 sowie I R 43/06 und ist ansonsten ohne eigene Begründung. 
Das Urteil I R 43/06 wiederum beruft sich auf I R 76/04 sowie I R 64/05, I R 62/05 und I R 44/05. Die drei letztgenannten Entscheidungen berufen sich wiederum auf das Urteil I R 76/04.

Der ganzen Kette dieser Entscheidungen ist gemeinsam, dass sie ohne oder mit z.T. haarsträubenden Begründungen die Entscheidung des Urteils I R 76/04, das sich auf Alleinverdiener bezieht und das besondere Kirchgeld nur für diesen Fall als verfassungskonform bezeichnet hat, auf Doppelverdiener übertragen. Dabei wird die Heranziehung zu einer Steuer regelmäßig mit ihrer Bemessung begründet, was kein sachgerechter Besteuerungsgrund ist. 
Wir sind beim Bundesrecht stichwortartig auf diese Entscheidungen eingegangen und können dies bei Bedarf präzisieren. 

Des Weiteren wurde wie eingangs dieses Abschnitts dargelegt, die Bindungswirkung tragender Gründe von Entscheidungen des BVerfG missachtet. 

Diese BFH-Entscheidungen sind somit nicht geeignet, ein besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen zu begründen.

Der BFH hat mit seinem Beschluss I B 109/12 vom 08.10.2013 diese frühere Rechtsprechung korrigiert und dies im Beschluss  I S 24/13 vom 26.02.2014 bekräftigt. 
4.10.7 OVG Lüneburg 13 LA 182/08

Der Beschluss des OVG Lüneburg ist hier irrelevant. 

Mit diesem Beschluss des OVG Lüneburg wurde ein Berufungsantrag abgelehnt, bei dem es um die Möglichkeit der Berücksichtigung eines sog. negativen Kirchgeldes bei der Berechnung der KiESt bei glaubensverschiedener Ehe ging. Der Beschluss erörtert daher die Berechnung der KiESt bei konfessionsverschiedener Ehe, nicht aber das besondere Kirchgeld i.S. der KiStG oder des BVerfG-Urteils 1 BvR 606/60.

Er ist nicht näherungsweise geeignet, ein besonderes Kirchgeld zu begründen, weil er damit überhaupt nichts zu tun hat. 
5 Zulassung der Berufung
Der Hilfsantrag zur Zulassung der Berufung stützt sich auf die nachfolgenden Erwägungen, welche letztlich für eine Belassung des Rechtsstreits bei der Kammer streiten.

5.1 Zur Rechtslage

Unsere Darlegung der Rechtslage sowie die Kritik an einer Reihe von gerichtlichen Entscheidungen haben gezeigt, dass es sehr viele grundsätzliche Punkte v.a. aus verfassungsrechtlicher Sicht gibt, die gegen ein besonderes Kirchgeld im Falle eines eigenen Einkommens des kirchenangehörigen Ehegatten streiten.
Materiell reicht dies vom Urteil des BVerfG vom 14.12.1965 - 1 BvR 606/60 (es muss das eigene Einkommen des Kirchenmitglieds besteuert werden, kein Zusammenrechnen der Einkommen, Besteuerung nach Lebensführungsaufwand nur wenn „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“) bis zum Beschluss des BFH vom 8.10.2013 - I B 109/12 (eindeutige Rechtslage lt. BVerfG: „nur für diese Fallkonstellation“ „mangels eigenen Einkommens kirchensteuerfrei“). Konkret wird entweder das Kirchenmitglied mit einer überhöhten KiESt belastet oder aber sein kirchenfremder Ehepartner kirchlich besteuert.
Formell betrifft dies v.a. die Rechtsgrundlage der sog. Vergleichsberechnung, die als operative Rechtsgrundlage der Kirchgelderhebung die vorgenannten Festlegungen des BVerfG durch einen Vergleich zweier Zahlen aufhebt, obwohl nach dem BVerfG die Kirchen beim Ausfüllen der landesrechtlichen Vorschriften an die grundgesetzliche Ordnung gebunden sind. Zudem wird hier eine Steuer ohne sachgerechten Besteuerungsgrund erhoben. Hinzu kommt, dass der Ersatzmaßstab für die Bemessung des Lebensführungsaufwandes hier nicht den diesbzgl. Anforderungen des BVerfG entspricht. Darüberhinaus wird die Bindungswirkung der tragenden Gründe aus 1 BvR 606/60 missachtet. 
Zudem kann die für die praktische Heranziehung entscheidende staatliche Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse zu einem anderen Ergebnis führen als das verfassungsrechtlich maßgebliche Bundesrecht, so dass eine Normenkollision i. S. des Art. 31 GG vorliegt. Damit ist diese staatliche Genehmigung ohne Geltung und hier festgesetzte besondere Kirchgeld ohne gültige Rechtsgrundlage. 
Keines der von der Beklagten vorgebrachten Argumente kann überzeugen, insbesondere nicht die mehrfache Behauptung, das festgesetzte Kirchgeld entspreche trotz des eigenen Einkommens der Klägerin der Verfassung. 
Schon jeder einzelne der vorstehend angeführten Punkte reicht für sich aus, das besondere Kirchgeld als rechtswidrig anzusehen. 

Wenn das Verwaltungsgericht im vorliegenden Verfahren dennoch zu der Entscheidung kommen sollte, dass das hier streitige besondere Kirchgeld in jedem einzelnen der vorgetragenen Kritikpunkte rechtmäßig sei, dass also das „besondere Kirchgeld bei eigenem Einkommen zulässig“ sei, wird es nicht zuletzt aufgrund der hiesigen Klagebegründung nicht umhinkommen, Widersprüche einer solchen Entscheidung zur höchstrichterlichen Rechtsprechung festzustellen. 

Das Verwaltungsgericht wird zudem konstatieren müssen, dass Widersprüche innerhalb der Rechtsprechung bestehen. Dies betrifft zunächst das BVerfG, wo der Beschluss 2 BvR 591/06 etc. mit seinen Fallentscheidungen zumindest vordergründig im Widerspruch zum grundlegenden Urteil 1 BvR 606/60 und dort insbesondere zum Wortlaut des Obiter dictums steht. 
Dies betrifft auch den BFH, wo eine ganze Kette von Entscheidungen im Widerspruch zu der BFH-Entscheidung I R 76/04 steht, auf die sie sich berufen. Der aktuellste BFH-Beschluss vom 8.10.2013 - I B 109/12 sieht in  BVerfG 591/06 etc. wiederum eine „eindeutige Rechtslage“, die jenen älteren Entscheidungen sowie der Einzelfallentscheidung in 2 BvR 591/06 etc. widerspricht. 
Das Urteil des BVerwG  VII 48.73 widerspricht ebenfalls jenen älteren BFH-Entscheidungen, entspricht aber  BVerfG  1 BvR 606/60 sowie BFH  I B 109/12.
Diese Widersprüche sind u.E. dann auflösbar, wenn man sich konsequent am hier grundlegenden Urteil des BVerfG 1 BvR 606/60 orientiert, ansonsten werden Widersprüche zu diesem Urteil  1 BvR 606/60 bestehen bleiben. 

5.2 Berufungsgründe

§ 124 (2) FGO besagt: 
Die Berufung ist nur zuzulassen,

1.  wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,

2.  wenn die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist,

3.  wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

4.  wenn das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder

5.  wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

Diese Gründe sind im vorliegenden Fall aller Voraussicht nach gegeben, sofern das Verwaltungsgericht der vorliegenden Klage nicht entspricht:

· Ernsthafte Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen, wenn entgegen den Wortlaut der maßgebliche Norm (Obiter dictum) und unter Nichtbeachtung der tragenden Gründe des maßgeblichen Urteils des BVerfG entschieden wurde. Gleiches gilt, wenn entgegen einer nach Auffassung des BFH „eindeutigen Rechtslage“ entschieden wurde. 
· Im vorliegenden Fall ist die grundsätzliche Bedeutung dadurch gegeben, dass die hier streitige Frage - besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen (also nicht generell) - höchstrichterlich noch nie separat dezidiert entschieden wurde und eine Vielzahl von Fällen (geschätzt eine halbe Million) pro Jahr betrifft.
· Das BVerwG hat die Anwendung der Kirchgeldtabelle auf den Fall des einkommenslosen Kirchenmitglieds beschränkt (VII 48.73). Lt. BFH ist die Rechtslage gem. BVerfG eindeutig: Kirchgeld nur vom einkommenslosen Kirchenmitglied. 

· Die Nichtbeachtung von tragenden Gründen des verfassungsrechtlich maßgeblichen Urteils 1 BvR 606/60 ist ein entscheidungserheblicher Verfahrensmangel wg. Nichtbeachtung von Art. 20 (3) GG. 

· Ein entscheidungserheblicher Verfahrensmangel würde auch dann vorliegen, wenn das Verwaltungsgericht die diesseits vorgetragenen Punkte (ggf. nach Anhörungsrüge) nicht berücksichtigen würde.
Im Übrigen kündigen wir an, dass wir ggf. prüfen werden, angesichts des trivialen Sachverhalts (Kirchenzugehörigkeit, Einkommenskonstellation) und der vielfältigen Rechtsfragen ggf. Sprungrevision nach § 134 (1) VwGO zu beantragen. 
5.3 Übertragung auf den Einzelrichter 

Des Weiteren wird noch darum gebeten, die Sache bei der Kammer zu belassen. 

Beurteilungskriterium hierfür ist, dass für die Rechtsfindung im konkreten Fall die Befassung des Kollegiums mit gemeinsamer Erörterung der in Frage stehenden Tatsachen- und Rechtsfragen etc. wesentliche Vorteile gegenüber einem Verfahren vor dem Einzelrichter erwarten lässt. Dies ist vorliegend insbesondere auch aufgrund der Komplexität und Spezialität der Materie zu bejahen. Hinzu kommt, dass die Entscheidung bisher nicht hinreichend erörterter Rechtsfragen im Raum steht, denn die hier streitige Frage - besonderes Kirchgeld bei eigenem Einkommen (also nicht generell) – ist höchstrichterlich noch nie separat dezidiert entschieden worden. 

Zudem hätte die Entscheidung erhebliche Auswirkungen auf die Verwaltungspraxis der Beklagten und betrifft eine Vielzahl von Fällen (geschätzt eine halbe Million) pro Jahr, so dass auch eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache zu bejahen ist. 
Ort, Datum

Klägerin      Kläger bzw. Prozessbevollmächtigter

� 	Darstellung und Zitate nach: Oliver Lepsius: Entscheiden durch Maßstabsbildung. In: Robert Chr. van Doyen, Martin H.W. Möllers (Hrsg.): Handbuch Bundesverfassungsgericht im politischen System, Springer Verlag 2015, S. 119 ff).


�  Paul Kirchhof: Bundessteuergesetzbuch: ein Reformentwurf zur Erneuerung des Steuerrechts. C.F. Müller, Heidelberg 2011, S. 144 /145.


�  Paul Kirchhof, in: Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 5, von  Paul Kirchhof und Josef Isensee, S. 1093. – Kirchhof bezieht sich hier auf die Rechtsprechung des BVerfG, das in seiner Entscheidung zum Erbschaftsssteuerrecht eine Dogmatik von Steuergegen�stand, Belastungsgrund, Bemessungsgrundlage und darauf aufbauenden Rechtsfolgedifferenzierungen entwickelt habe. 


�  Wenn das Einkommen des kirchenfremden Ehepartners mehr als ca. 150% von dem seines kirchenangehörigen Ehegatten beträgt, ist das besondere Kirchgeld tarifbedingt höher als die KiESt auf das eigene Einkommen des kirchenangehörigen Ehegatten. 





bKG-Klage-Nds_V07-04.doc
Seite 5 von 89


